
„Ich war immer einer
von denen, die kein
Blatt vor den Mund
nahmen!"
KontinuitätenundBrüche
im LebendesKieler
Kommunisten Otto Preß-
ler.

Detlef SiegfriedZu den profiliertesten politischen Persönlichkeiten der Kom-
munistischen Partei inSchleswig-HolsteingehörteOttoPreßler
(1895-1981). Preßler war einer der Mitbegründer der KPD in
Kiel, wurde bald ihr Vorsitzender und ein bekannter Betriebs-
und Gewerkschaftsfunktionär. 1929 wurde Preßler wegen op-
positioneller Haltungen aus der KPD ausgeschlossen; fortan
arbeitete er in der Kieler Führung der KPD-Opposition
(KPDO). Nach der Befreiung vom Faschismus war er Betriebs-
ratsvorsitzender der Firma „Hagenuk" und Mitglied des En-
geren Ausschusses zur Bildung der freien Gewerkschaften in
Kiel.Er wurdeKPD-Ratsherr und Abgeordneter dererstenbei-
den von der Militärregierung ernannten schleswig-holsteini-
schen Landtage. 1947 wählten die Kieler Gewerkschafter Otto
Preßler zum Ersten Bevollmächtigten der IGMetall. Ab 1953
arbeitete er als Geschäftsführer der „Solidaritätsgemeinschaft
zur Wahrung demokratischer Rechte in Schleswig-Holstein".
Nach dem Verbot der KPD war Otto Preßler, so seine Genos-
sen, das „informelle Zentrum" der Kieler Parteiorganisation.
1968 beteiligte er sich führend an einer Initiative zur Legalisie-
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rung der KPD in Schleswig-Holstein und wurde nach deren
ScheiternMitgliedder DKP.

Kindheit in Gaarden Otto Preßler wurde am 29. Dezember 1895 im Dorf Gaarden
bei Kiel geboren.1 Als nicht weniger wichtig sollte sich aller-
dings erweisen, daß er wenigeWochen später mutterseelenallein
gefunden wurde,und zwar hinter demHaus desBäckers Speth-
sen inder Augustenstraße. Der alarmierteDorfpolizist, der sich
mit demunbekannten schreienden Wurm kaum zu helfen wuß-
te,klopfte schließlich an dieTür der Familie Peters amMühlen-
teich60, vonder er wußte — so familiär ginges damals nochzu— , daß ein Neugeborenes kurz zuvor nach wenigen Tagen ge-
storben war: „Wir haben hier einen gefunden, der ist ungefähr
soalt wieIhrer, wollenSie dennicht nehmen?"DieFrau Peters
ließ sich nicht langebitten:„Na, vorübergehend geht es wohl."1
So kam das Findelkind bei der Familie Peters unter und aus
dem „vorübergehend" wurden viele Jahre. Die Peters' waren
einige Jahre zuvor von der Insel Rügen nach Gaarden gekom-
men, um hier auf den florierenden Werften Arbeit zu finden.
Auf der Ostseeinsel hattendieElterndreier Kinder als Tagelöh-
ner beim „Durchleuchting" 3 gearbeitet; dort jedoch war die
Entlohnung karg und die Arbeit kaum zubewältigen.Die Kie-
ler Werften aber suchten Arbeiter, und somachten sie sich wie
viele ihresgleichenauf denWeg indie große Stadt, wo VaterPe-
ters vom Fleck wegals Hammerführer auf der Germaniawerft
anfangenkonnte.

Das kleineDorfGaarden hattesich im Zuge des Ausbaus der
kaiserlichenFlottebald zumKieler Arbeiterstadtteilentwickelt.
InOttos Geburtsjahr weihteman mit viel Getöse den „Kaiser-
Wilhelm-Kanal" ein,der zwar den Transithandel an Kiel vor-
beirauschen ließ, dafür jedoch die zentraleStellung der Förde-
stadt als Marinestützpunkt begründete. Zwar war Kiel bereits
1871 zum Reichskriegshafen erhoben worden;nunmehr konnte
die kaiserliche Flotte aber von hier aus schnell in Nord- und
Ostsee operieren. Damit wurde Wilhelmshaven als Konkurren-
tin souverän ausgestochen. In der Folgezeit konnte sich somit
Kiel zum zentralen Anliegehafen der deutschenMarineentwik-
keln. Zu Ostern 1902 wurde der kleineOtto siebenjährig inder
Volksschule Gaarden-Süd eingeschult.4 Zudieser Zeitbestimm-
tenochdie Bibel denGroßteil des Unterrichts inder Dorfschu-
le. Quantitativ wie qualitativ nahm der Religionsunterricht den
breitestenRaum ein — imGegensatzzudenLehrplänen für die
Kinder bessergestellter Handwerker- und Beamtenfamilien,de-
nen Kaiser und Besitzbürgertum mehr naturwissenschaftliche
und technische Kenntnisse zugestanden. Dem kleinen Otto
machte dieSchule anfangsnicht besonders viel Spaß. DieFami-
lie wohnte zunächst in einem ehemaligen Gärtnerhaus im
Gaardener Brook, einer damals ländlichen Gegend, für 18
Reichsmark zurMiete. Dort wares viel interessanter als auf der
harten Schulbank. „Da hatte ich einen Apfelgarten, denMüh-
lenbach, große Eichen, einen Teich mit Fischen — alles für
mich allein! IndenerstenMonaten meiner Schulzeit bin ich oft
nicht in die Schule gegangen, sondern in denBrook. Dahatte

1Otto Preßler [zweiselbstverfaßte Le-
bensläufe], o.D. [1947 und 1953], Ar-
chiv der Gedenkstätte Ernst Thal-
mann, Hamburg (GET), Nachlaß
Preßler.
2 Gesprächmit der Tochter Otto Preß-
lers, Lisa Herrmann, am 1. 12. 1988.
Nach dem Kieler Geburtsregister
konnte man bald darauf den Namen
der leiblichen Mutter feststellen,und
das Adoptivkindbehielt den Namen,
der ihm bei der Geburt gegeben wor-
den war.
3 D.i. Durchlaucht.
4 Wie Anm. 1.
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ich noch keineLust zur Schule.Daskam erst später."s Dann al-
lerdings muß das Lernen ihm hochinteressant erschienen sein—

er gingsehr gerne in die neue Schule, die im Jahre 1908 als
eine der modernsten in ganz Preußen eingeweiht worden war.
Und die Lehrer waren, wie immer, mehr oder weniger beliebt:
„Ein Lehrer, der aus Südschleswig stammte, sagte immer zu
uns, wir seien noch dummer als die Kartoffeljüten da oben.
Aber der war eigentlich noch ganz gut. Später kamen jüngere,
forsche, vomMilitär."6

5 Interview mit Otto Preßler vonKarl
Siebig, 15.5.1979.
6 Ebenda.

Politische Jugendarbeit„,Bef und arbeit'!' ruft die Welt..." die alte Benediktinerregel— populär persifliert ineinembekannten Arbeiterlied — ,woll-
te dem jungen Otto wohl dochnicht recht einleuchten.Er hatte
früh mitverdienen müssen und war in Gaarden schon jung als
Laternenanzünder bekannt, der bei einbrechender Dunkelheit
die Gaslaternen inFunktion zu setzen hatte.7 In den Schulfe-
rien war an Erholung kaum zu denken. Wie die meisten seiner
Mitschüler mußte Otto Preßler sich in dieser Zeit für ein
schmales Taschengeldirgendwo verdingen. „1910/11sind wir in
den großen Ferien in die GärtnereiKrützfeld in der Segeberger
Landstraße gegangen — von morgens sechs bis zwölf und
nachmittags von zweibis sechshaben wirdort gejätet. Am Fei-
erabend mußten sich alle in einer Reihe aufstellen und die
Hand aufhalten. Da kam dann der olle Krützfeld und gab je-
dem eine Reichsmark. Dann kamen wir nach Hause und Mut-
tersagte:,Dekümmtför'n Konfirmationsantog'."%

Wie für viele seiner Alters- und Klassengenossenbegann für
Otto Preßler mit demEintritt indie Berufsausbildungzugleich
die politische Entwicklung. Schon im Jahr vor der Schulentlas-
sung hatten sich die Gaardener Volksschüler für die großen
WahlrechtsdemonstrationenbegeistertundOttos Klassenlehrer
mit der in Schönschriftan die Wandtafel gemalten Arbeiterlo-
sung beglückt: „Es lebe das allgemeine, gleiche, direkte undge-
heime Wahlrecht!"9 So richtig aber ging es erst nach der Schul-
zeit los. Im April 1911 trat Ottoeine LehrealsMaschinenbauer
auf der Germaniawerft an und wurde gleichzeitig Mitglied der
„Freien Jugendorganisationan der Kieler Förde",dem Vorläu-
fer der späteren Parteijugendverbände SAJ und KJVD.10 Ger-
mania war zu dieser Zeit die Werft mit Zukunft inKiel. Schon
Ende des 19. Jahrhunderts war der Krupp-Konzern hier im
großen Stile eingestiegen und hattedas Ruder bei der ehemali-
gen „Schiff- und Maschinenbau AGGermania" übernommen.
Bald darauf, im Jahre 1903, verkündete das Firmenschild den
neuen, stolzen Namen: „Fried. Krupp Aktiengesellschaft Ger-
maniawerft". Aus denindustriellen Zentrenganz Deutschlands
waren gerade auch fachlich hochqualifizierte Arbeiter nach
Kielgekommen. Sie waren gewerkschaftlich und parteipolitisch
erfahren und geschult und stellten auf der neuen Großwerft
und allmählichin der ganzen Stadt denKern der aktiven und
revolutionären Basis der Sozialdemokratie und der Gewerk-
schaften. Als„Träger des revolutionären Gedankens" lernte der
junge Otto Preßler vorallem dieFacharbeiter derKupferschmie
de, der Formerei, der Bordmontage und des Maschinen-

7 Gespräch Lisa Herrmann, 1. 12.
1988.
8 Wie Anm. 5.
9 Ebenda.
,0Wie Anm. 1. „Sozialistische Arbei-
terjugend"und „KommunistischerJu-
gendverbandDeutschlands".
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Baus kennen.11IndenJahren 1910 bis1913 hattedieBelegschaft
harte Auseinandersetzungenmit der Betriebsleitung zu führen,
indenensie reichlichErfahrungen imKlassenkampf sammelte.
DieArbeiter der florierenden Werft hattenes abernicht nur mit
ihren ökonomischen Ausbeutern zu tun. Bei der Arbeit war
man darüber hinaus ständig mit der verhaßten Kaiserfamilie
konfrontiert: Seit 1888 hatte Prinz Heinrich, der Bruder Wil-
helms IL,auf dem gegenüberliegenden Ufer im Kieler Schloß
seinen ständigen Wohnsitz; zwei Jahre vor Ottos Lehrbeginn
war er zum Generalinspekteur der Marine ernannt worden.Die
Klassenunterschiede aber wurden nicht nur durch die dazwi-
schenliegende Förde symbolisiert; sie manifestierten sich im
täglichen Leben und veranlaßten den jungenLehrling zur Par-
teinahme. Otto Preßler engagierte sich mit seinem Eintritt in
die Jugendorganisationsofort im Sinne der Sozialdemokratie.
Er selbst charakterisierte das kurz und bündig als „lebhafte
TeilnahmeampolitischenLeben inKiel".— 12

Die „Arbeiterjugend" war inKiel im Jahre 1908 gegründet
worden als organisatorischer Teil der „Freien Turnerschaft an
der Kieler Förde",einer sozialdemokratischenOrganisation,die
vonEduard Adler undWilli Jatow geleitet wurde.Hier bot sich
für denNachwuchs der Arbeiterpartei dieerste Möglichkeitpo-
litischen Engagements.13 Daß dies aber nun nichts mit Bibel
und Vaterland zu tun hatte, wurmte die preußische Ordnungs-
macht ungeheuer. Otto Preßler erinnert sich: „Dem damaligen
Polizeipräsidenten inKiel war die Organisierung der Jugendein
Dorn im Auge. Esgab nur ein Mittel, das abzustellen: indem
man die Organisation, zum Beispiel die Freie Turnerschaft,
nach denBestimmungen desReichsvereinsgesetzes zueinerpo-
litischen Organisation erklärte. Eine politische Organisation
aber durfte keine Jugendlichen unter 18 Jahren als Mitglieder
aufnehmen. So mußten automatisch die Kinder, Jugendlichen
und Lehrlinge aus der Freien Turnerschaft austreten. Wir fan-
den jedoch einen anderen Weg: Wir organisierten uns in dem
Kieler Turn- und Wanderklub. Aber auch hier wurden wir be-
hindert. Es ist bekanntgeworden, daß die Leitungder Torpedo-
werkstatt den Jugendlichen drohte, binnen acht Tagen das
Lehrverhältnis aufzukündigen, falls sie nicht aus der Turnbe-
wegung austreten würden." 1* Im Jugendverband übernahm
Preßler dieFunktiondes Schriftführers. DieSitzungsprotokolle
und vor allem das Gründungsprotokoll hütete er wie seinen
Augapfel und übergab sie beiMachtantritt der Nationalsoziali-
sten einem Genossen,der alles bis dahin angesammelte Mate-
rialin eine Holzkiste verpackte und in seinem Garten vergrub.
Als der Nazispuk schließlich vorbei war und alles wieder ans
Tageslicht sollte, konnte der sich partout nicht mehr an den
Busch erinnern,unter dem das Versteck lag. Die Kiste blieb
unauffindbar. Das bedrückte Otto Preßler außerordentlich:
„Dahater fastgeweint",erinnert sich seineTochter.15

Beiseiner politischen Sozialisationspielte dasElternhaus ei-
ne eher untergeordnete Rolle. Vater Peters hatte zwar die
„Schleswig-Holsteinische Volkszeitung" der SPD abonniert,
mochte aber die Parteimitgliedschaft nicht beantragen. So

'' Interviewmit Otto Preßler vonKarl
Siebig, 14. 6. 1976.
12 Wie Anm. 1.
13 Vgl. dazu: 1863-1978. 115 Jahre So-
zialdemokratie. Festschrift der Kieler
Sozialdemokraten,hrsg. v.SPD-Kreis-
verbandKiel, Kiel1978, S. 12; — Karl
Siebig, „Ich geh'mit dem Jahrhundert
mit". Ernst Busch. Eine Dokumenta-
tion, Reinbek 1980, S. 20f.14 Zit.nach
Siebig,S. 20 f.
15 GesprächLisa Herrmann.
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konnte Otto immerhin die Parteipresse verfolgen, intensivere
politische Diskussionen wurden jedoch zu Hause kaum ge-
führt. Für die politischen Aktivitäten des Jungen aber hatte
man Verständnis und ließ ihn gewähren: „Ich konnte tun was
ich wollte", erinnerte er sich später.16 Politisch weitaus prägen-
der als dasElternhaus waren die Altersgenossen,mit denenOt-
to inBerührung kam. In das benachbarte damalige Neubauge-
biet um die Heintzestraße/Bielenbergstraße zogen vor allem
Berliner undMagdeburger Facharbeitermit ihrenFamilien, die
gewerkschaftlich und politisch organisiert und aktiv waren. Im
Kontakt mit derenKindern nahmOttos Interesse für Politik er-
heblich zu. Schon bald traf man sich in einem der drei Kieler
Jugendheime der Arbeiterjugend. Für die Gaardener am näch-
sten lagdas Heim imKirchenweg2, das 1911/12 indenNeubau
desKonsumvereins indie SegebergerLandstraße umzog.17 Dort
hörtendie Jugendlichen Vorträge von führenden Kieler Sozial-
demokraten und Kulturfachleuten. Im Gegensatz zur Schule,
diemeist affirmatives Wissen vermittelte, lernte die Arbeiterju-
gend „auf der Grundlage freiheitlichen Denkens." „Wir be-
schäftigten uns mit den Problemen des gesellschaftlichen Le-
bens", resümiert Preßler. Freitags abends traf man sich regel-
mäßig zum Lesezirkel, indem aus der Literatur vorgelesenund
über die Inhalte diskutiert wurde. Im Nachlaß Otto Preßlers
finden sich eine Reihe von Schriften Wilhelm Bölsches, eines
populärwissenschaftlichen Schriftstellers, der Ende des 19.
Jahrhunderts zu den Initiatoren naturalistischer Dichter- und
Schauspielerkreisegehörthatte.Dessen Werk „Aus derSchnee-
grube. Gedanken zur Vertiefung des Darwinismus" erstand Ot-
to im November 1912. Später kamen hinzu die „Kosmischen

16 Wie Anm. 5.
17 Das Jugendheim auf dem Westufer
lagam Jägersberg,das für die Stadttei-
le Ellerbek und Wellingdorf in der
Wahlestraße (Wie Anm. 5.).

OttoPreßler (x)1911 im GaardenerJu-
gendheim der Arbeiterjugend, Kir-
chenweg 2.Die dreiKieler Jugendhei-
me dienten zur Geselligkeil, vorallem
aber zurpolitischenBildungdes SPD-
Nachwuchses. Fachleute referierten
vor den Schülern und Lehrlingen zu
politischen, kulturellen und populär-
wissenschaftlichen Themen. Unterden
Anwesenden soll auch Andreas Gayk
gewesen sein, der zu dieser Zeit kurz
vordem Abschluß seiner Kaufmanns-
lehrestand.
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Wanderungen" und Abhandlungen zur Geologie. Im Herbst
1913 las die Gaardener Arbeiterjugend den„Sinn des Lebens
und die Wissenschaft. Grundlinien einer Volksphilosophie"
von Dr. F. Müller-Lyer. 18 Mit der politischen und moralischen
Diskreditierung des Kapitalismus stellte sich für die Jugendli-
chen die Frage nach grundlegendengesellschaftlichen Alterna-
tiven, nach einemneuen „Sinndes Lebens",dendiealteGesell-
schaft nicht mehr bieten konnte: „Die alten Formen sind zer-
brochen und die neuen erst im Entstehen. Ein tiefesMißbeha-
gen durchzieht unsere an wissenschaftlichen und technischen
Triumphen so reiche Zeit. Jeder fühlt es, eine neue Zeit bricht
an, und eine neue Erkenntnis tut not. Allehöchsten Werte sind
ins Wanken gekommen und aufdie Fragenach dem Sinn und
der Bedeutung unsres Daseins ist uns die Antwort verloren ge-
gangen."19 Aus der Rückschau wertete OttoPreßler dieLesezir-
kel in der Arbeiterjugend als„Versuch, mehrBildung undKul-
tur in sich aufzunehmen."„Wir wollten uns Wissen aneignen,
das über die Verhältnisse der damaligen Zeit hinausgehen soll-
te."20 Diese Studien des Sechzehn-, Siebzehnjährigenscheinen
den Grund für eine dasganzeLebenandauernde Beschäftigung
mit philosophischen und wissenschaftlichen Grundfragen ge-
legt zu haben. Im Bücherschrank Otto Preßlers standen nicht
nur grundlegende Werke der marxistischen Klassiker, sondern
Abhandlungen über „Die Vorwelt und ihre Entwicklungsge-
schichte", „Formenzertrümmerung und Formenaufbau in der
bildenden Kunst", deutsche Literaturgeschichte, Vorträge und
Aufsätze zur Frage „Moses oder Darwin", Biographien über
KeplerundGalileiundandersmehr. BesonderesInteresse zeigte
schon der jungePreßler für den russischen Anarchisten Peter
Kropotkin. Dessen Klassiker über die französischeRevolution
las er ebensomit Begeisterung— und vielenUnterstreichungen
im Text — wie seine„Ethik"und die„GegenseitigeHilfe inder
Tier-undMenschenwelt".11

"Wie Anm. 5."F. Müller-Lyer, Der Sinn desLebens
unddie Wissenschaft. Grundlinienei-
ner Volksphilosophie,München 1910,
5.4.
20 Wie Anm. 8.
21 Sein Interesse für radikale Strö-
mungen auf dem linkenFlügel der Ar-
beiterbewegunghieltlange an. Nochin
den Siebziger Jahren erstand Preßler
Texte des französischenrevolutionären
AvantgardistenLouis-AugusteBlanqui
und des deutschen Rätekommunisten
Otto Rühle.

SPD-Eintritt undMitar-
beit in der Linken

Otto Preßler wurde 1913 Mitglied des Metallarbeiterverbandes
und am 1. Januar 1914, wenige Tage nach seinem achtzehnten
Geburtstag, Mitglied der SozialdemokratischenPartei.22 Preß-
ler erinnert sich, daß ein Arbeitskollege ihn dazu angehalten
hatte:„DieArbeiter legten Wert darauf, daß auch ihre jugendli-
chenKollegen mit in die Organisation kamen. Als ich achtzehn
Jahre alt geworden war, vorher durfte man ja nicht politisch
organisiert sein, schlugmirder Lehrgeselle aufdieSchulter und
sagte ,So, Otto, nu wart dat Tied. Jetzt büst du achtein Johr,
jetzt in dieSPD!'"13 Daß er ausgerechnet am Neujahrstagder
Partei beitrat, muß für Otto auch eine symbolische Bedeutung
gehabt haben. Damit begann eben nicht nur ein neues Jahr,
sondern zudem ein neuer Lebensabschnitt, von dessen Beginn
er sich einiges erhofft haben mag.Da müssen die weiterenEr-
eignisse des Jahres 1914 für ihn geradezu traumatisch gewesen
sein. In der ersten Jahreshälfte war der Konsens innerhalb der
SPDüber dieAblehnungdes drohendenKrieges groß. Nocham
24. Julierklärteder SPD-Parteivorstand:„Der Weltkrieg droht.
Die herrschenden Klassen, die euch sonst knebeln, verachten,

22 Wie Anm. 1
23 Zit.nach Siebig, S. 15

264



ausnützen, wollen euch als Kanonenfutter mißbrauchen. Wir
wollen keinenKrieg!Nieder mit demKriege! Hochdie interna-
tionale Völkerverbrüderung!"1* Auch die Kieler Bevölkerung
demonstrierte indiesen Tagenmassenhaft ihrenFriedenswillen:
Über sechstausend Menschen sollen es am 28. Juli bei der
Kundgebung auf der Waldwiese gewesen sein, die der feurigen
Rede des Chefredakteurs der „Schleswig-Holsteinischen Völks-
zeitung" (SHVZ),Eduard Adler zuhörten.Damit habe dieKie-
ler Arbeiterschaft mit einem Schlage dem dummen verlogenen
Gerede vonder KriegsbegeisterunginKieleinEnde gemacht —
so stand es inder VZ zu lesen.25 Wenige Tage später jedoch,am
4. August, stimmte die sozialdemokratischeReichstagsfraktion
geschlossen für die geforderten Kriegskredite. Vierzehn Ab-
geordnete, darunter der Parteivorsitzende Hugo Haase und
Karl Liebnecht,hatten gegen eine Zustimmung votiert, fügten
sich aber dann der Mehrheitsentscheidung. Schon am Tage
daraufpropagierte Eduard AdlerimLeitartikelder VZ dieEnt-
scheidung der Fraktionsmehrheit. Otto Preßler erinnert sich:
„Uns standen die Haare zu Berge, als wir unsere .Schleswig-
Holsteinische Völkszeitung'ins Haus bekamen. Da stand alles
andere drin als das, was wir gelernt hatten vondenAlten im Be-
trieb und in der Organisation. Wir waren doch eigentlich zu
Antimilitaristen erzogen worden. Aber am 5. August 1914stand
in der.Volkszeitung':,Es ist berechtigt undes ist notwendigund
es istgut, wennDeutschlandsein Schwert zieht, wenn Deutsch-
landsSöhnenun überall bereit stehen, um dasLandihrer Väter,
das Fortbestehen ihres Volkes zu verteidigen. Entweder unter-
gehen, nachdem wir das letzte gewagt haben, oder siegen und
ganzEuropa befreien, das ist nunmehr die Losung."16 Und der
jungeErnst Busch,ab 1915 wie OttoPreßler Lehrlingauf Ger-
mania und Funktionär der Arbeiterjugend, berichtet über die
Stimmunginder Stadt:„... da kam dann auch mein Vater dazu,
und da sahen wir denn die gewichsten Leute, Studenten, die
Schnauze aufhaltend: .Siegreich woll'n wirFrankreich schlagen,
sterben als ein tapfrer Held...'Das war genugfür meinen Väter,
und da sagte er: Kumm, wigot no Hus, deLüt weet nich, wat
Krieg is!' Und als sie dann dieKriegskredite bewilligten, dann
trat mein Väter aus der Partei aus: ,Dat is keene Partei för
mi.'"11 Otto Preßler undErnst Busch — später berühmter Ar-
beitersängerund als Schauspieler ebenso geliebter wie gefürch-
teter PartnerBertoltBrechts — hattenschon frühzeitig Kontakt
zueinander bekommen. Preßler erinnert sich:„Ich war im Ma-
schinenbau beschäftigt, und Ernst Busch war damals noch
Lehrling. Er war im letzten Lehrjahr. Unddahaben wir uns oft
Gedanken gemacht. Es gab eine Reihe jungerKollegen, die et-
was mehr wollten, alsnur mit derFeile zuschrubben oder am
Schraubstock zu stehen. Und die sich dann mit der Weiterbil-
dung ihrer Persönlichkeit beschäftigten. Dazu gehörte auch
ErnstBusch.Man hat mir malgesagt, du, da drüben im Werk-
zeugbau, da ist so ein Junge, der studiert mehr in denBüchern,
als wie erdort am Schraubstocksteht."1*

Große Teile der Kieler Arbeiterjugend empörtensich gegen
die Politik der sozialdemokratischenFührung und opponierten

24 Zit. nach Karl Rickers, Eduard Ad-
lers Friedenspolitik 1914. Der Vor-
abend des Ersten Weltkrieges in den
Leitartikeln der Schleswig-Holsteini-
schen Volkszeitung,in:Demokratische
Geschichte(DG) 1 (1986), S. 97.
25 Ebenda, S. 98.
26 Zit. nachSiebig, S. 16.
27 Zit.nachEbenda,S. 18.
2" Zit.nachEbenda,S. 24.
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auch innerhalb der Kieler Parteiorganisation.„Wir hörtenvon
KarlLiebknecht und Rosa Luxemburg, vor allem Liebknechts
Reichstagsrede im Dezember 1914. Und wir haben rebelliert.
Daraufhin hat uns der sozialdemokratische Parteivorstand in
Kiel ein .Regulativ' vorgelegt. Wir durften nicht gegen die
Kriegspolitik eintreten."19 Mit dem „Regulativ" sollten alle
Mitglieder der Kieler Arbeiterjugend unterschreiben, künftig
nicht gegen die Anordnungen der eigens eingerichteten „Ju-
gendkommission" aus Partei-, Jugend- und Gewerkschaftsver-
tretern zu verstoßen. Zuwiderhandlungenhätten ein Hausver-
bot in den Jugendheimen zur Folge. Überdies berief diePartei
Zusammenkünfte der Arbeiterjugend ein:„EduardAdler woll-
te uns auf einer großen Jugendversammlung im Gewerk-
schaftshaus schmackhaft machen, als Jugend der Arbeiter in
die sogenannte .militärische Jugendvorbereitung' einzutreten,
die er mit den Offizieren von Heer undMarine hier regelmäßig
veranstaltete. Mit der schwarz-weiß-roten Binde um den Arm
stolzierte unser Eduard Adler mit den Offizieren und einer
Schar von Jugendlichen am Wochenende durchKiel und exer-
zierte diemilitärische Vorbereitungfür denKrieg."7'0 In den Ju-
gendheimen aber ging dieLosung um, keinesfalls am Wochen-
endemit Eduard Adler für die verhaßten Militärs zu marschie-
ren.„Und wer trotzdem dahinging, der war verfemt."Das„Re-
gulativ" jedenfallsunterschrieben viele nicht. Damit stand das
Jugendheim zur Benutzungnicht mehr zur Verfügung, unddie
oppositionellen Arbeiterjugendlichen mieteten sich in der
Gaardener „Börse"inder Schulstraße ein.„DenNamenbehiel-
ten wir bei. Und wir haben gesagt: ,So, jetzt machen wirselb-
ständige Politik!"— 31 Die autonome politische Arbeit dauerte
jedochnicht lange an. Im Winter 1914/15 wurdendie Aktivi-
sten nach und nach zum Kriegsdienstherangezogen, so daß ei-
ne organisierte Tätigkeit schon im Frühjahr 1915 nicht mehr
möglichwar.

Der Krieg ließ auch die Familie Peters nicht unberührt. Am
3.Mai 1915 wurdeOtto rekrutiert,undam 13. Augustmußte er
„insFeld".11Biszum November 1918hatteer für denverhaßten
Kaiser und die Interessen des deutschen Imperialismus zu

29 Wie Anm. 5.
30 Wie Anm. 8
31 Wie Anm. 5. Auf eine intensive
Auseinandersetzung mit dem Krieg
undoppositionellenHandlungsoptio-
nen verweist die Lektüre Preßlers in
dieser Zeit. SchonEnde1913 hatte sich
der Achtzehnjährige von der Berliner
Buchhandlung „Vorwärts" vertriebene
antimilitaristische Erinnerungen an
den Krieg 1870/71 besorgt,undim Ja-
nuar 1915, also auf dem Höhepunkt
der Auseinandersetzungenmitder Kie-
ler Parteiführung, erstand erdenBand
„Preußischer Kommiß", der, 1910 er-
schienen, „Dem tapferen und ver-
dienstvollen Freunde der deutschen
Soldaten August Bebel" gewidmet war.
32 Wie Anm. 1.

Gesellenfeier 1917. Dritter von links:
OttoPreßler.
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kämpfen. Aber Otto ließ das alles nicht widerspruchslos mit
sich geschehen. Bis zum Kriegsende hatte er Verbindung zu
denjenigen Kieler Genossen, die in Opposition zur Politik der
SPD-Führung standen.33 Er gehörte zu den Empfängern der
„Spartakusbriefe", dieunter MitwirkungvonRosa Luxemburg,
Karl Liebknecht und anderen Parteilinken als Organ der
„Gruppe Internationale" im ganzen Reich verschickt wurden,
und arbeitete imantimilitaristischen Sinne unter seinen Kame-
raden.34 Schon bei der Grundausbildung in Neumünster und
Nortorf war der Musketier Preßler wegenaufsässiger Haltun-
gen aufgefallen. Kurz vor Abmarsch an dieFront hatte er den
Kompaniefeldwebel um Befreiung vom obligatorischen
Abendmahl gebeten, weiler„Dissident"sei. Der wußte mit dem
Begriff nichts rechtes anzufangen und überließ die Entschei-
dung demNortorfer Bürgermeister als Kompanieführer, einem
„alten jovialen Herrn". Mit zwei weiteren Kameraden konnte
Ottoschließlich im heißen August des Jahres 1915 imBorgdor-
fer See baden gehen, während der Rest der Kompanie den
Nachmittag in der immerhin hübschen Nortorfer Kirche ver-
bringendurfte. Was unter den heutigen Bedingungenals Bana-
lität erscheint, erforderte damals durchaus Mut. Und Otto
Preßler sah keinen Grund zur politischen Zurückhaltung. Die
Brisanz dieser und ähnlicher Aktionen wurde ihm jedoch oft-
mals erst später bewut. „Ichmußte mich hinterher immer wun-
dern, daß ich das alles mitgemacht hab. Wir waren jung und
hatten noch nichtso viele Erfahrungen gemacht undhaben uns
einfach gedacht, ,ach watschiet, geiht allgood' — und es ging
auchgut!"35

Einmal allerdings wäre es fast schiefgegangen. Otto Preßler
war mit dem Reserveinfanterieregiment 260 zunächst inRuß-
land eingesetzt und wurde im Frühjahr 1917 an die Westfront
verlegt. ImHerbst 1918, kurzvor Kriegsende,sollte es ihm dort
an den Kragen gehen. Da habe ihn einer beim Regimentskom-
mandeur denunziert, erinnert er sich, und über die Reden be-
richtet, die er führte. Außerdem sei ein Brief abgefangen wor-
den, in dem er seinem Freund und Genossen Emil Bresse ins
heimatliche Kielberichtet habe über denKriegsverlauf und sei-
ne wie seiner Kameraden Stimmung. All' das muß dem Regi-
mentskommandeur höchst zersetzend erschienen sein. „Der
sagte zu mir, es läge inseiner Hand, mich vors Kriegsgericht zu
stellen."36 Das ging dann gerade noch einmal gut, weil gegen
KriegsendeauchdieRegimentskommandeureandas Überleben
danach denkenmußten, und der Unmut unter denKameraden
ohnehin kaummehr zuunterdrücken war.

Großen Auftrieb müssen ihm bei alledem die Vorgänge in
seiner Heimatstadt gegeben haben. Schon für 1915 registrierte
der Vorstandder SPDKiel-Neumünster „teilweisesehr differie-
rende Auffassungen", und zwei Jahre darauf kandidierte die
USPD bereits mit einem eigenen Kandidaten zur Kommunal-
wahl. 1916 empörtensich die Kieler gegen den Nahrungsmit-
telmangel. Nach Übergriffen von Teilen der Bevölkerung auf
Lebensmittellager streikten imMai1916 schließlich die Arbeiter
der Germaniawerft. Der Hamburger Fiete Dettmann,1945 Be-

33 Ebenda.
34 Gespräch mit Günter Wilke, 2. 10.
1988; — Wie Anm. 5. So findet sichim
Nachlaß Preßlers die Mitte Mai 1915
abgeschlossene Schrift „Kriegssozia-
lismusin Theorieund Praxis" vonJo-
hannes Kämpfer

—
dem Pseudonym

Julian Marchlewskis, eines Mitbe-
gründers der Spartakusgruppe. Die
Broschüre erschien illegal und fand
unter der Hand bei oppositionellen
Sozialdemokraten Verbreitung.
35 Wie Anm. 5
36 Ebenda.
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zirksvorsitzender der KPD Wasserkante und Gesundheitssena-
tor inder Hansestadt, war 1916nacheiner Verwundungzur Ar-
beit auf Germania eingesetzt worden, wurde aber „bereits im
November 1916 wegen Beteiligung und Führung von zwei
Streiks wieder in den Schützengraben nach Frankreich ge-
schickt."Dettmann hatte außerdem an illegalen Versammlun-
gen der SPD-Linken teilgenommen, die seit Dezember 1914 re-
gelmäßige Treffen abhielt.37

Otto Preßler hielt brieflichen Kontakt zu seinen Kieler Ge-
sinnungsgenossen und traf sich mit ihnen, wenn er Heimat-
urlaub hatte. So fand imDezember 1917 eine Zusammenkunft
statt, bei der Wilhelm Adam, Bock, Heinrich Strunk, Robert
Martini,Richard Gutwasser undOttoPreßler über die imFrüh-
jahr des Jahres in Kiel gegründete USPD und die mögliche
Formierung einer lokalen Spartakusgruppe debattierten. So
richtig offiziell hielt der Frontsoldat sich aber dieses Mal nicht
inKiel auf. Ineiner nicht ganz ungefährlichen Eskapade hatte
Preßler sich nach Absolvierung eines Waffenmeister-Kurses in
Berlin-Spandau für ein paar Tage in seine Heimatstadt abge-
setzt. Preßler erinnert sich: „Alsder Kurszuende war, sollteich
zurückfahren zu meinem Truppenteil, der bei Metz lag. Ich be-
kam einenFahrschein,aufdem stand:,Von Spandau über Köln
nachMetz. Und ich landete in derselben Nacht noch inKiel.
Auf der Bahnfahrt traf ich einen Ellerbeker, der fragte mich:
,Was hast du dennfür einen Fahrschein?'Ichsagte: ,lch leshier
immer: Von Spandau über Kiel nach Metz. Da sagt der:
.Mensch, das heißt Köln!'. ,Nee\ sag ich, für mich heißt das
Kiel!' Nachtskam ich dann aufdem Kieler Hauptbahnhofan
und konnte nicht rauskommen, weil alle Ausgänge von Mili-
tärpatrouillen besetzt waren, die die Urlaubsscheine kontrol-
lierten. Und ich hatte ja nur meinen Fahrschein nach Metz.
Nachdem ich mich dort einige Zeit herumgedrückt hatte, kam
ich mit einem Marine-Wachtposten ins Gespräch. Der machte
einengutenEindruck auf mich,und ichdachte: ,Demschenkst
Du jetzt reinen Wein ein.' Ich sag: ,Ich möchte heute nacht
nochnach Hause hier inKiel. Wie komm ich wohl vom Bahn-
hof runter?'.Wenn du dasfür dich behalst, gebe ich dir einen
Tip:Dahinten, beim Prinzenausgang, daneben ist ne Tür, dann
gehst du die Treppe runter unddu bist dort, wo sie diePakete
verladen und unten auf der Straße.' .Danke schön', segg ick.
Nachts um zwölfwar ich zuhause in Gaarden. Da machte ich
ersteinmalvier Tage Urlaub."39

Als Otto Preßler schon wieder in Metz lag, kam es zum er-
neuten Ausstand der Beschäftigten beiGermania undHowaldt
gegendiekatastrophale Lebensmittellage. BeidenJanuarstreiks
1918 schließlich waren es dreißigtausend Arbeiter, die sich auf
dem Wilhelmplatz versammelten, um ihren Forderungen nach
angemessenerLebensmittelversorgung,FriedenundNeuwahlen
Nachdruck zu verleihen. Auch ein Arbeiterrat wurde gebildet.
Dazu Otto Preßler: „Aber das hat dann die Reaktion auf den
Plan gerufen. Die Verantwortlichen, die Initiatoren dieser gan-
zen Aktion, meist Mitglieder der USPD, wurden verfolgt, im
Sommer 1918 verhaftet, vor Gericht gestellt undeinige von ih-

37 Bezirksleitung der SED Rostock,
Bezirksparteiarchiv(BPA Rostock),V
5/52.
38 Norddeutsches Echo (NE), Nr. 149
v. 31. 12. 1948 u. Nr. 151 v. 29./30.9.
1950. Zu denFormierungsprozessenin
der Linken vgl auch: Dirk Dähnhardt,
Revolutionin Kiel.Der Übergang vom
Kaiserreich zur Weimarer Republik
1918/19, Neumünster 1984 (= Mittei-
lungen der Gesellschaft für Kieler
Stadtgeschichte [MGKStG], Bd. 64),
S. 36 ff.
35 Wie Anm. 5,
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nen zu jahrelangen Zuchthausstrafen verurteilt. Erst die No-
vemberrevolution bewirkte, daß dieseKollegen aus dem Zucht-
hausbefreit wurden."40

40 Zit. nach: Ludwig Hoffmann/Karl
Siebig, Ernst Busch. Eine Biographie
in Texten, Bildern und Dokumenten,
Berlin 1987,S. 24.

Novemberrevolution,
Spartakus und KPD

Otto Preßler konnte sich bei Ausbruch der Revolution zwar in
norddeutsche Gefilde, nicht aber bis nachKiel durchschlagen.
Er war nach Auflösung seines Regiments mit einem braun-
schweigischen Ersatztruppenteil in die Stadt an der Oker ge-
langt und beteiligte sich dort an denrevolutionären Kämpfen.
Otto wurde zum Mitglied des Braunschweiger Arbeiter- und
Soldatenratesgewählt.41Bei späterenGesprächen über dierevo-
lutionären Vorgänge im November 1918 lag ihm viel daran,zu
betonen, wie unblutig dieNovemberrevolution nach seinen Er-
fahrungen vonstatten gegangenwar,daß erstdas Eingreifen der
konterrevolutionären Verbände zu Blutbädern führte:
„... da hab ich erlebt, daß beim Einzug ... der Braunschweiger
Husaren 'n wildgewordener Offizier ... versuchte, Attacke zu
reitengegen dierevolutionären Matrosen inBraunschweig. Und
dann hat er dabei ein kleinesKinderschossen. Ich habe an der
Beerdigungdieses Kindes mit teilgenommen. Das war das ein-
zige Todesopfer in derRevolution 1918 in Braunschweig."41Am
10. Dezember langte Otto Preßler endlich wieder im heimatli-
chen Kiel an, in dem nun der spätere selbsternannte „Blut-
hund" Gustav Noske als Gouverneur regierte. Noch an der
Front hatte Preßler Anfang November von den„traurigen Vor-
gängen inKiel"gelesen, war inzwischen besser informiert wor-
den, und er muß sehr gespannt in den Kieler Hauptbahnhof
eingefahrensein. Aber seine sicher hohenErwartungenwurden—

zunächst komprimiert in einer Chiffre — enttäuscht. „Was
mich besonders berührte, war die Tatsache, daß ich nach Kiel
zurückkam und sich gar nichts geänderthatte. Aufdem Bahn-
hof wurden die Ankommenden nach wie vor mit den großen
weißen Lettern ,Die alte Heimat grüßt euch dankerfüllt' be-
grüßt. Da hab ich nur gedacht: Jch denk, die Heimat ist
neu!', und bin mit einem schlechten Gefühl nach Hause gegan-
gen."43

Kurz vor Ottos Ankunft inBraunschweighatteGustav Noske
dort am 3. November auf einer großen Versammlung erklärt,
daß die deutscheSozialdemokratie einegewaltsame Revolution
ablehnen müsse. EinTeildes revolutionären Flügels der Kieler
Arbeiterschaft war keineswegs geneigt, dem Noske-Kurs zu
folgen, hielt aber auchdiePolitik der USPD für zu indifferent.
Kurz vor der reichsweiten Gründung der KPDam Jahreswech-
sel 1918/19 riefen die Teilnehmer einer öffentlichen Versamm-
lung des „Roten Soldatenbundes" im vollbesetztenEichhof die
Kieler Ortsgruppe des „Spartakusbundes (Kommunistische
Partei)" insLeben.44 ZudenGründungsmitgliedern gehörteOt-
toPreßler.45 Nocham selben Abend benanntedie Versammlung
zweiDelegierte,diegleichdaraufzumBahnhofgebrachtwurden
und nachBerlinabreisten,um dieKieler Gruppeaufder Grün-
dungskonferenzder Partei zu vertreten. Einer der beiden Dele-
giertensoll nachdenErinnerungenPreßlers der eben gewählte
OrtsgruppenvorsitzendeJulius Wallachgewesensein.46

41 Wie Anm. 1
42 Interview mit OttoPreßler vonJo-
dlern Wolff, 0.D[1976],S. 6.
43 Wie Anm.5.
44 Wie Anm. 1; — Wie Anm. 5. Vgl.
Dähnhardt, S. 155. Nach denErinne-
rungenPreßlers fanddieVersammlung
zwischen dem 28. und dem 30. De-
zember 1918statt.
4i „Bis dahin war ich noch Mitglied
der SPD. Ich war janicht ausgetreten.
Als ich 1915Soldat wurde, meldete ich
michbei der SPD ab und mußte mein
Mitgliedsbuch im Gewerkschaftshaus
abgeben. Ichhätte janachKriegsende
einfach hingehen brauchen und das
Buch abholenkönnen.Das haben wir
nicht gemacht, weil wir mit der SPD
nicht mehr viel im Sinnhatten" (Wie
Anm. 5.).
46 Wie Anm. 5. Bislang sind von den
auf dem Gründungsparteitag anwe-
senden 83 Delegierten 68 namentlich
erfaßt. Darunter befinden sich keine
Kieler Delegierten. (Der Gründungs-
parteitagderKPD.Protokoll undMa-
terialien, hrsg. u. eingel. v. Hermann
Weber, Frankfurt/M. 1969, S. 310f.)
Nach den Angaben Preßlers müssen
jedochauch zwei Kieler anwesend ge-
wesen sein. Das erscheint auch ange-
sichts der Bedeutung der November-
ereignisse an der Förde naheliegend,
die für die Parteiführung Grund genug
gewesensein dürften, aufKielerDelegier-
te nicht zu verzichten. Julius Wallach:
Geboren am 22. 9.1887 in Neuss. Hand-
ler/Sattler/Täpezierer. 1918/19
1. Vorsitzender der KPD Kiel. 1920/21
KAPD 1925 Verantwortlicher für den
Aufbau des „RotenFrontkämpferbunds"
(RFB) in Kiel, nach dessen Verbot 1929
Vorsitzender des „Roten Marine Vereins
Reichpietsch-Köbis".
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Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung zeigte sich
auch inKielMitte Januar 1919 schonmanifest: Am12. Januar
demonstrierten dreißigtausend Kieler mit der Mehrheits-SPD
für „Sozialismus und Demokratie und die Arbeiterregierung
Ebert-Scheidemann" und „gegen den Terrorismus, der vom
Spartakusbund in Berlin, im Ruhrgebiet, in Hafenstädten und
anderenorts inDeutschlandausgeübt wird". Bei der Gegende-
monstration der USPD und des Spartakusbundes gingen am
Tage darauf zehntausend Menschen für die Absetzung der
Reichsregierung und die Einheit des Proletariats auf die Stra
ße. 47 Nachder ErmordungKarl Liebknechtsund Rosa Luxem-
burgsriefen dieUSPD, der „RoteSoldatenbund" und dieneu-
gegründete KPD in Kiel zum Demonstrationsstreik auf, dem
am21. Januar vier- bis fünftausend Arbeiter folgten.48Noch im
selben Monat konnte eine Reihe von Forderungen aus der Kie-
ler Bevölkerung durchgesetzt werden. Otto Preßler berichtet:„... wir sind nachKielgekommen aus dem Felde, wir waren ar-
beitslosund organisierten dann im Januar1919 hier inKieleine
große Erwerbslosenversammlung vorm Rathaus, und wir er-
hielten damals 24 Mark ... Arbeitslosenunterstützung. Dann
haben wir die Forderung erhoben, diese Arbeitslosenunterstüt-
zung um100% zuerhöhenauf48Mark. Undich weiß noch,da
war eineStadtverordnetenversammlung inKiel imRathausund
dann haben wir dasRathaus besetzt. Alles was Beine hatte bei
den Arbeitslosen rein ins Rathaus, den Ratssaal verschlossen
und haben die Forderung gestellt an die Stadtverordnetenver-
sammlung, den Beschluß durchzuführen, die Erhöhung der
Erwerbslosenunterstützung um 24 auf 48 Mark. Da haben sie
gesagt, unter dem Druck der Straße würden sie das nie ma-
chen." Man beorderte ein Kommando von der Marinestation,
um die Arbeitslosen gewaltsamaus dem Sitzungssaalentfernen
zu lassen.„Aber da die Arbeitslosen alle erst zum großen Teil
von der Front kamen oder sonst irgendwie schon mit'm
Kriegshandwerk ... vertraut waren, dann ereignete sich folgen-
des: Auf der einen Treppe kamen die Noske-Garden, wie wir
sagten, raufmit den Waffen undaufder anderen Treppe gingen
sie ohne Waffen wieder runter. Und die Stadtverordnetenver-
sammlung beschloß an diesem Abend, die Erwerbslosen-
unterstützung um 24auf48Markzuerhöhen."49

AnfangFebruar spitzte sich dieSituationnocheinmal zu, als
die Division Gerstenberg aufBefehl Noskes gegen die Bremer
Räterepublik vorgehen sollte.Dort war am 10. Januar die „So-
zialistischeRepublik" ausgerufen worden,die eineEntwicklung
wie in Berlin verhindern und eine sozialistische Fortführung
der Revolution ermöglichensollte. Damit wurde Bremen zum
Hoffnungsträger des revolutionären Flügels der Arbeiterbewe-
gung. Teile der zur Division Gerstenberg gehörigen 1. Marine-
brigade standenin Kiel, und die Kieler Linke versuchte, einen
Abmarsch dieser Verbände gegendie Bremer Genossen zu ver-
hindern.50 Die Kieler KPD, die USPD und der Rote Soldaten-
bund hatten für den 4. Januar zueiner großen Versammlung in
der „Concordia" inder Lübecker Chausseeaufgerufen, bei der
die kommunistische Funktionärin Erna Halbe aus Hamburg

47 Dähnhardt,S. 155.
48 DieRepublik,Nr. 19v. 23. 1. 1919.
«Wie Anm.42.
50 Vgl. dazu Werner Franz, Die Spar-
takusunruhenvon1919 inKiel unddie
Kieler Studentenwehr, Kiel 1958; —
Die Republik,Nr. 32 v. 7.2.1919u.Nr.
40 v.16.2.1919.

270



referierte. Die Versammlung beschloß, den Abmarsch der Ger-
stenberger durch einen Generalstreik zu verhindern und ein
„Exekutivkomitee"aus den dreiGruppierungen zu bilden,das
inder Nacht vom 4. aufden 5. Februar zusammentrat und die
Aktion vorbereitete.51 Am 5. Februar forderten zwischen fünf-
hundert und eintausend DemonstrantenWaffen, „um ihren be-
drängten Kameraden in Bremen helfen zu können"und ver-
langten, keinerlei Lebensmittel an die Gerstenberger auszuge-
ben.52 Der größte Teil der Bewaffnetenbesetzte dieKaserne in
der Annenstraße. Auch Otto Preßler hatte noch in der Nacht
zuvor Instruktionenerhalten, was am Morgen zu tun sei.„Ich
habe mit einigen Genossen die Marinekommandantur besetzt.
Wir haben die Offiziere in denNebenraum gestellt. Später kam
der Befehl, das aufzugeben, weil die Genossen in der Annen-
straße sich kaum halten konnten. Dann haben wir unssukzessi-
ve zurückgezogen, um Schlimmeres zu verhüten, haben dann
die Schule in der Legienstraße — gegenüber dem Gewerk-

" Spartakus. Organder Kommunisti-
schenParteifür dieProvinzSchleswig-
Holstein, Nr.l v. 9.3.1919; — Wie
Anm. 5.
52 Dähnhardt, S. 156.

Frontseite der ersten Ausgabe des
„Spartakus. Organ der Kommunisti-
schen Parteifür dieProvinzSchleswig-
Holstein" vom 9.März 1919. Mittrot-
zigem Gestusgreift die neugegründete
KPD in Schleswig-Holstein auf den
Spartacus-Mythos zurück und setzt
auf die antiparlamentarische revolu-
tionäre Lösung:„Mögtihr nur weiter
hetzen undschwätzenineuremNatio-
nalzirkus dort in Weimar, wir lassen
uns weder durch eure Lügen, noch
durcheureMaschinengewehrebeirren,
erhobenenHauptesgehen wir unseren
Weg geradeausbiszuunseremZiel:der

proletarischen Revolution! Und mit
Stolzin derBrustschreiben wiraufdie
roteFahnedieserRevolutionin großen
Buchstaben:.Sparatakus,derSklaven-
befreier!'"
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Schaftshaus — besetzt. Im Laufe des Tages sind wir noch zur
LevensauerHochbrücke gefahren undhaben uns dort drei Ma-
schinengewehre geholt. Die Soldaten, die dort standen, sagten
zu uns ,Wi sünd ok keine Noskes!'. Da hab ich gesagt: ,Na,
danngebt uns das man her.'Die Waffen haben wir dann da im
Wald noch eingeschossen, dann auf den Lastwagen rauf und
nach Kielrein. Der Hauptsinn war, die militärischen Kräfte zu
binden. Jedenfalls haben wir nachher gesagt: ,Wir haben unsere
Pflicht getan.'"53 Dennoch war die militärische Übermacht der
Gegner eindeutig. Die von ihnen später als „Spartakusputsch"
titulierte Aktion wurde schließlich durch die Sicherheitstrup-
pen im Verein mit Gruppen von reaktionären Studenten und
Offizieren niedergeschlagen. Die Bilanz waren sechs Tote und
zwanzig Verletzte. Otto Preßler resümiert: „... dieFolge dieser
Auseinandersetzungen war, die Bremer Räterepublik mußte
kapitulieren... unddieReaktion,die wurdegefestigt."s 4

Die KPD führte bereits kurz nachihrer Gründung eineReihe
größerer Versammlungendurch,dienoch inder USPD-Zeitung
„Die Republik" angekündigt wurden.55 Die Zeitung berichtete
ausführlich über den Berliner Gründungsparteitag der KPD
und enthielt sich diskreditierender Kommentare, wie sie seitens
der sozialdemokratischen Mehrheit vorgebracht wurden. Die
Bündnisse zwischen USPD und KPD gegen den Einsatz der
Gerstenbergerund für den von der Mehrheitssozialdemokratie
bekämpften Demonstrationsstreik nach denMorden an Lieb-
knecht und Luxemburg annoncierten nach wie vor starke Ge-
meinsamkeiten auf dem revolutionären Flügel der politischen
Arbeiterbewegung. Kaum nachvollziehbar für große Teile der
USPD war jedoch die auch von Rosa Luxemburg heftig kriti-
sierte Mehrheitsentscheidung des kommunistischen Grün-
dungsparteitags,die Wahlen zur Nationalversammlungzu boy-
kottieren.AuchdieKieler Spartakistensetztenmehrheitlichauf
dierevolutionäre Aktion. Der „Spartakus. Organder Kommu-
nistischenPartei für dieProvinz Schleswig-Holstein" unter der
Schriftleitung von Adolf Dethmann aus Heikendorf agitierte
seine Klientel in der ersten Ausgabe: „Arbeiter, denkt doch
einmal nach: Glaubt ihr wirklich, daß dieses Nationaltheater
Euch den Sozialismus bringen und Euch aus dem Joche des
Kapitalismus befreien kann und wird? Glaubt denn das wirk-
lich einer unter Euch?"56 Otto Preßler war Mitglied der Kieler
Parteileitung, konntesich aber mit seinenPositionen, die denen
Rosa Luxemburgs nahestanden, vorerst nicht durchsetzen. Er
erinnert sich, daß die innerparteilichen Auseinandersetzungen
auchander Fördenochbis zum Herbst des Jahres andauerten:
„ImSpartakusbund war eine so verrückte Zeit gekommen, daß
sie von den Gewerkschaften nichts wissen wollten. Alle
Kommunisten mußten aus den Gewerkschaften aus- und der
Allgemeinen Räteunionbeitreten und allso'n verrückten Kram.
Erst der Heidelberger Parteitag im Oktober 1919hat das abge-
brochen. Erst danach lief der Kurs auf Vereinigungmit der lin-
ken USPD, Anerkennung der Gewerkschaftspolitik und der
parlamentarischen Arbeit. Das hat etwas gekostet, sich damit
durchzusetzen, auch bei den eigenen Genossen. Daraufhin

» Wie Anm.5.
54 WieAnm.42."Soz.B.inNr. 8 v.10. 1. 1919." Spartakus,Nr. 1 v.9. 3. 1919.
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wurden dieKontakte zur linken USPD immer enger, auch hier
inKiel."51

ImFrühjahr 1919hatteOttoPreßler kurzzeitig Arbeit beider
kleinen Schiffswerft Stocks & Kolbe an der Schwentinemün-
dung gefunden, die sich auf den Umbau von Fischkuttern zu
Minensuchbooten spezialisiert hatte.Kurz nachdem er dort an-
gefangen hatte, so erinnert er sich, seien Kollegen zu ihm ge-
kommen und hätten über geheime Aufträge berichtet: „,Hör
mal zuOtto, da beiuns im Schuppen werden Autos gepanzert!'
Das haben wir uns angesehen und tatsächlich wurden dieAutos
rundum mit Stahlplatten verkleidet und mit drehbaren Ma-
schinengewehrlafetten bestückt. Mit dem Genossen Ernst
Baasch und seinem Bruder zusammen sind wir dann dem Di-
rektor Kolbe aufdie Bude gerückt. Der wollte am liebsten im-
mer jedem einen Ziegelstein ins Kreuz werfen, sopolterig war
der. Wir kamen rein undsagten:,So, ganz ruhigjetzt. Wir wol-
len wissen,für wen Sie diese Autos bauen.',Dat geiht jugornix
an!' Bald rückte er aber damit raus: ,Für die baltische Regie-
rung. Ich sag:Jetzt müssen wir aber was tun. Telefon her!' ,Bi
mi ward ni telefoniert.' Ich sag: .Hier wird jetzt telefoniert!'
Dannhaben wir den Arbeiter- undSoldatenrat angerufen, und
diese Hampelmänner haben sich gewunden und nur gesagt:
,Wir können nichts tun.'Da haben wir die Sache selbst in die
Handgenommen, sind in die Werkstätten gegangenund haben
diePanzerplatten abmontiert und in die Schwentine geworfen.
Immerrein in denBach!"5i

Wenn auch manche gemeinsame Aktion mit der USPD
durchgeführt werdenkonnte, so verfügte dieKielerKPD jedoch
kaum über nennenswerten Masseneinfluß. Ihr Wochenblatt

57 Wie Anm. 5.
51 Ebenda.

AmI.Mai1919 warenauchimbenach-
bartenFriedrichsort die Gemeinsam-
keiten von USPDundKPD trotz be-
stehender Meinungsunterschiede so
groß, daß man miteinander, keines-
wegsabermit derreformistischen So-
zialdemokratiedemonstrieren konnte,
deren Verantwortungfür die Ermor-
dung zahlloser Revolutionäre in den
Augen der Linken als offener Verrat
gewertet werdenmußte.
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mußte das Erscheinen nach kurzer Zeit einstellen,und inden
Betrieben scheint die Partei keinen Durchbruch erzielt zu ha-
ben.Unter denErwerbslosen allerdings,diemeist als ehemalige
Frontsoldaten zunächst kaum Arbeit bekommen konnten, ent-
wickelte diePartei starke Aktivitäten. Wie Otto Preßler, der bis
zum September 1919 mit kurzfristigen Unterbrechungen ar-
beitslos blieb und sich an den mannigfaltigen Aktionen der
Erwerbslosen beteiligte, ging es vielen ehemaligenKieler Prole-
ten,die in ihre Heimatstadt zurückgekehrt waren. Dem ab Ja-
nuar 1919 bestehenden Erwerbslosenrat,der vonden Arbeitslo-
sen gewählt wurde, gehörtenbis zu seiner Auflösung1923 wie
auch nach dem Wiederaufbau 1924 stets führende Kommuni-
sten an.59 1925 richtete der Erwerbslosenausschuß Eingaben
über dieKPD-Fraktion an die Stadt.60 Die Fixierung der KPD
auf die Arbeit mit denErwerbslosen sollte sich inKiel als zen-
trales Kontinuum kommunistischer Politik zumindest bis zur
Weltwirtschaftskrise erweisen und bis zum Ausgang der Wei-
marer Republik ein entsprechendes sozialstrukturelles Profil
der Parteibegründen.

Am 13. März 1920 versuchten die mit der Novemberrevolu-
tion geschlagenen Militärs und Reaktionäre aller Schattierun-
gen,die verlorene Schlacht dochnoch zugewinnenundputsch-
ten gegendie legitime Reichsregierung. Unter geistiger wiemili-
tärischer Führung von Kapp und Lüttwitz wurde das Berliner
Regierungsviertel okkupiert und die Regierung für abgesetzt
erklärt. InKiel kam es zu massiven militärischen Auseinander-
setzungen, weil der Leiter der Marinestation, Konteradmiral
von Levetzow, sich sofort der Konterrevolutionunterstellte,die
Arbeiterschaft in der Revolutionsstadt den Putsch aber keines-
falls zulassen wollte.61 Die Kieler Parteiführungen von MSPD
und USPDleiteten nocham ersten Tag Gegenmaßnahmen ein,
während sich die Kommunisten zurückhielten, deren Berliner
Parteiführung in den Kämpfen zunächst lediglich eine Ausein-
andersetzung zwischen zwei konkurrierenden konterrevolutio-
nären Flügeln sah. Erst mit einem Tag Verspätung schloß sich
die Partei den Streikvorbereitungen an und forderte die Be-
waffnung des Proletariats.62 Zuverlässige Mitglieder der KPD
wurdenbereits mit Waffen ausgerüstet. Otto Preßler, der seit Sep-
tember 1919 wieder als Schlosser aufder Germaniawerft arbeitete,
agierte als führendes Mitglied der „Kampfleitung", die die KPD
gebildethatte.63 Ihmoblages unter anderem,angesichtsder zuer-
wartenden Auseinandersetzung für ausreichende Bewaffnung zu
sorgen. Ererinnert sich, daß man bereits vordem Kapp-Putsch auf
großen Gütern inder UmgebungKiels geheime Waffenlager ange-
legt hatte, die nun ausgehobenund in die Stadt befördert werden
mußten. Außerdem entwaffnete man in der Stadt stehende Trup-
penverbände.„Dieersten Waffen bekamen wir,als wireineKolon-
ne von Zeitfreiwilligen überfielen, die von ihrer Kaserne an der
MaschinenbauschuleimKnooper WegdurchdieHumboldtstraße
zudenKasernen inder Wikmarschieren wollten.DieStraßen wa-
ren schwarz vonMenschen, von denstreikendenArbeitern. Und
dieseMilitärkolonnewurdeamhellen Tag vormittags inderHum-
boldtstraße vondenArbeitern überfallen." 64

"
So zwischen1919und 1922 Heinrich

Strunk (während des Krieges von der
SPD zur USPD, 1918/19 einerder lin-
ken USPD-Führer, im Frühjahr 1919
KPD), Gustav Faber (Faber arbeitete
zwischen1920 und 1922 auf Bezirks-
ebene alsVerantwortlicher für Organi-
sationspolitik) und Moritz Radusch
(Radusch füngierte 1921 sogar als
1. Vorsitzender des Erwerbslosen-Aus-
schusses). 1923 wurde Strunk zum
2. Vorsitzendenund ArthurDemolski,
späterer Stadtverordneter der KPD,
Parteischüler undRedakteurdes KPD-
Organs „Norddeutsche Zeitung", zum
Schriftführer gewählt (Mitglieder des
Arbeitslosen-Ausschusses, 0.D., Stadt-
archiv Kiel [StAK], 28188; — Mitglie-
der des Erwerbslosenrats, 0.D., StAK,
28188;

—
Wie Anm.70und80; — Ge-

gen den Strom. Organ der KPD [Op-
position][GdS],Nr.51 v.21. 12. 1929.).
Vgl. auch: Rainer Paetau, Konfronta-
tion oder Kooperation. Arbeiterbewe-
gung und bürgerliche Gesellschaft im
ländlichen Schleswig-Holstein und in
der Industriestadt Kiel zwischen 1900
und 1925, Neumünster 1988 (= Stu-
dien zur Wirtschafts- und Sozialge-
schichteSchleswig-Holsteins, Bd. 14.),
S. 245 u. S. 462, Anm. 446.
60 Drucksache 42, 27. 1. 1925, StAK,
28188." Zuden Kämpfen inKiel vgl.: Rainer
Paetau,Märzstürme über Kiel.Soziali-
sten, Kapp-Putschisten und die Wei-
marer Republik von1920, in: Arbeiter
und Arbeiterbewegung in Schleswig-
Holstein im 19. und20. Jahrhundert,
hrsg. v. dems. u. Holger Rudel, Neu-
münster 1987 (= Studien zur Wirt-
schafts-u. Sozialgeschichte Schleswig-
Holsteins, 8d.13.), 5.311-346; — Regina
Rocca, Der Kapp-Lüttwitz-Putsch in
Kiel, in:DG3 (1988),S. 285-306.
62 Rocca, S. 289;

—
Paetau, März-

stürme, S. 321.
63 Wie Anm.l;— [Bericht], 27. 1. 1976,
GET, Nachlaß Preßler.
64 Wie Anm. 5.

linke Seite:
Der Kapp-Putsch von 1920 wurde in
Kiel durch die gemeinsame Aktion der
Arbeiterschaft niedergeschlagen. AlsLei-
tungsgremiumfüngierte der,,Zehneraus-
schuß" aus Vertretern vonGewerkschaf-
ten, SPD, USPDundKPD.(StAK,28188)
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Admiral von Levetzow demonstrierte Stärke, auch nachdem
der Putscham17. Märzganzoffensichtlich gescheitert war, und
löste damit folgenschwere militärische Kämpfe am darauffol-
genden Tag aus, in denen„die gesamte Arbeiterschaft dieRe-
publik gegen eine angeblich monarchistische Gegenrevolution
verteidigte", wie selbst der örtlicheKommandeur des Zeitfrei-
willigenregiments einräumen mußte. 65 Zwar war die eigentliche
Entscheidung bereits gefallen, der Putsch war abgewehrt und
selbst von Levetzow trat am Mittag des 18. März zurück. Mit
den siegreichenKämpfen war jedoch das Selbstbewußtsein der
Arbeiter erheblich gestärkt worden und dieHoffnung griff um
sich, nun doch noch die „halbeRevolution" vom Vorjahr wei-
terführen zu können.Die „Republik" notierte: „Überall trifft
man die Entschlossenheit,die Waffen zu behalten und wenn es
sein muß von neuem das Leben zu wagen. Ein erfreulicher
Geist ist auch in denReihen der rechtssozialistischen Arbeiter-
schaft eingekehrt. Die Parteiengegensätze waren in den letzten
Tagen verwischt. Arbeiter aller sozialistischen Parteien standen
Schulter an Schulter im Kampf."66 AuchOttoPreßler mochte in
diesen Tagen auf seine Waffe nicht verzichten. Unter den Ge-
nossen machte die Geschichtedie Runde, wie er das ersteMal
nach den heißen Tagen des Putsches mit seiner Freundin und
späterenFrau Clara einengemeinsamen Ausflug unternehmen
wollte.Man trafsich am Bahnhofund begrüßte sich stürmisch,
bis ClaraihrenOtto etwas irritiert fragte:„WashastDudenn da
für'n hartes Ding in der Jackentasche?" Und darauf Otto be-
drückt: „Clara, ichmuß nochmalschnell nach Hause!"Daha-
be er, so seine Tochter, ersteinmal diePistole wegbringenmüs-
sen.67

Der Generalstreik wurde weitergeführt unddie Gewerkschaf-
ten verlangten die Säuberungmilitärischer und staatlicherStel-
len vonKonterrevolutionären,Demokratisierung und verschie-
deneSozialisierungsmanahmen.DieStreikenden fordertenvom
Magistrat die Bildungeiner „Arbeiterwehr",dieBezahlung der
Streiktage und ein Verbot weiterer Entlassungen. Ein „Exe-
kutivrat" aus Gewerkschaften, SPD, USPD, KPD und DDP
sollte die Durchführung der Forderungenkontrollieren. Magi-
strat und Arbeitgeber machten eineReihe von Zugeständnissen;
bald nach der Arbeitsaufnahme wurden jedoch keine Regie-
rungsgelder mehr für die eben gebildete Arbeiterwehr zur Ver-
fügung gestellt, so daß der Verband nach einem Monat bereits
wieder aufgelöstwerdenmußte. 68

65 Zit.nachRocca,S. 295
66 Zit.nachEbenda, S. 297.
67 GesprächLisa Herrmann.
68 Die Arbeiterwehren waren in den
Stadtteilen unter maßgeblicher Mit-
wirkung vonSPD-und KPD-Funktio-
nären gebildet worden. Nach den
Erinnerungen Preßlers wurden sie in
Dietrichsdorf, Ellerbek, Wellingdorf,
Gaarden und Friedrichsort von der
KPDgeführt (Wie Anm.5.).

Vorsitzender der Kieler
KPD

Otto Preßler muß sich in den Augen seiner Genossen bewährt
haben in den nachrevolutionären Auseinandersetzungen und
denKieler Märzkämpfen. ImFrühjahr 1920 wurde er Betriebs-
rat auf Germania, einer KPD-Hochburg unter den Kieler Be-
trieben,und im April wählten ihndie Genossen anstelledeszur
linksradikalen „Kommunistischen Arbeiterpartei" (KAPD)
übergetretenen Julius Wallach zum Vorsitzenden der KPD-
Ortsgruppe.69 In dieser Funktion war er im Herbst des Jahres
an den Verhandlungen mit den örtlichenFührern des linken
Flügels in der USPDmaßgeblich beteiligt, indenen eine Verei-

« Wie Anm. 1;
—

Wie Anm. 5
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nigung beider Parteien vereinbart und unter der Federführung
von ihm, Asmus, Bachmannund Schlichting im Oktober voll-
zogen wurde.70 Das hatte viel Mühe gekostet. Nach Preßlers
Erinnerung waren manche Spartakistengegeneine Vereinigung
mit der „laschen" USPD. „Wir mußten die eigenen Genossen
bremsen und dazu anhalten, Zurückhaltung zu wahren."
Schließlich ging es nicht nur darum, sich in der eigenen Partei
durchzusetzen, sondern auch um fruchtbare Verhandlungen
mit den USPD-Führern. Das fiel dem jungen Mann nicht
leicht: „Das waren alles gestandene Funktionäre, grauhaarig.
Und ich war noch keine 25 Jahre alt."11 Die USPD hatte sich
nach der Gründung der dritten — kommunistischen — Inter-
nationale am Scheideweg zwischen einer weiteren revolutionä-
ren Orientierung inenger Anlehnungan die jungeSowjetunion
einerseits und einer Wiederannäherung an die sozialintegrati-
ven Transformationsstrategien der Mehrheitssozialdemokratie
andererseits gesehen. Die Kieler Unabhängigen konnten sich
weder für das eine noch für das andere entscheiden, sondern
optierten mehrheitlich für die Gründung einer neuen Interna-
tionale,die die kommunistische Formation und die linksdiver-
gierenden Teile der Zweiten Internationale vereinigen sollte.72

Nach einer breiten innerparteilichen Debatte votierte schließ-
lich wie im ganzen Reich so auch in Schleswig-Holstein die
Mehrheit der Mitglieder in einer Urabstimmung für die An-
nahme der 21 Aufnahmebedingungen der Komintern. Damit
war die Spaltung der USPD perfekt; ein großer Teil vereinigte
sich reichsweit auf einem gemeinsamen Parteitag im Dezember
1920 mit den Kommunisten zur VKPD, die „Alt-Unabhängi-
gen" kehrten zwei Jahre später zur Mehrheitssozialdemokratie
zurück.

Otto Preßler nahm alsKieler Delegierter am 5. Parteitagder
KPD im November 1920 teil, der über die Vereinigung zu be-
schließen hatte, wie auch am Vereinigungsparteitag selbst73 —
und zwar hier als einer von vier kommunistischen Delegierten
des Bezirks Wasserkante.74 In die Zentrale der neuen Vereinig-
tenKommunistischen Partei(VKPD), die erst jetzt als vereinig-
ter revolutionärer Flügel der Arbeiterbewegung zur Massenpar-
tei wurde, wählte der Parteitag Heinrich Brandler und August
Thalheimer,dienach dembald evidenten praktischen Scheitern
der „Offensivtheorie" zum „rechten" Parteiflügel konvertierten
und für Otto Preßler später ineiner wichtigen Phase zupoliti-
schen Leitfiguren wurden. Der Bezirk Wasserkante war nach
der Vereinigungmit etwa 30 000Mitgliederneiner der stärksten
im Reichsgebiet.Der Kieler Ortsgruppe sollen nach einem Be-
richt der Hamburger Polizeibehörde im April 1921 3500 Mit-
glieder angehörthaben.75 Damit hätte sie den höchstenMit-
gliederbestand inder Weimarer Periode bereits ein halbes Jahr
nach der Vereinigung erreicht gehabt. In der Folgezeit war die
Stärke der Partei, wie sich zeigen wird, erheblichen Schwan-
kungen unterworfen, erreichte aber den Stand von 1921 nicht
mehr annähernd.

Auf diesem Höhepunkt der organisatorischen Entwicklung
der Partei arbeitete Otto Preßler neben seiner Funktion als

70 NE, Nr. 149 v. 31. 12. 1948. Vgl.Pro-
tokoll der Bezirkskonferenz des Be-
zirks Nordder X.P.D. am 17. Oktober
1920 inNeumünster, GET,KPDHam-
burg 1918-1933. Berichte Bezirksdele-
giertenkonferenzen.
71 Wie Anm. 5
72 Rolf Schulte/Jürgen Weber, Die
Unabhängige Sozialdemokratische
Partei Deutschlands (USPD) in
Schleswig-Holstein, in: DG 3 (1988),
S. 312.
73 Wie Anm. 1.;

—
Wie Anm. 5,

74 Ernst Thalmann. Eine Biographie,
hrsg. v. Institut f. Marxismus-Leni-
nismus beimZentralkomiteeder SED,
Bd. 1, Berlin 1980, S. 105.
75 Ebenda, S. 110. Demnach sind im
Bezirk folgendeweitereMitgliederzah-
len anzunehmen: Hamburg, Altona,
Wandsbek und Harburg zusammen
20.000, Lübeck 1.500, Neumünster
1.500, Rendsburg 1.500, Flensburg
1.200, Heide 500, Husum 300. Außer
diesen Regionen umfaßte der Bezirk
Wasserkante mit demUnterbezirk Lü-
neburgnoch dennordöstlichenTeil des
heutigen Niedersachsen.
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Ortsgruppenleiter schwerpunktmäßig im Betrieb und konnte
als Interessenvertreter undBetriebsrat bei seinen Kollegen der
Germaniawerft Anklang finden, auf der zu diesem Zeitpunkt— 1921 —

etwa 6000 Kieler ihr Brot verdienten.76 Die Kieler
ParteiorganisationdelegiertePreßler auch zum 7. Parteitag,der
Ende August des Jahres in Jena stattfand.77 Hier wurden die
politisch isoliert gebliebenen Aufstandsversuche, die die KPD
im MärzinMitteldeutschland initiiert hatte,einer Kritik unter-
zogenund erste Ansätzeeiner integrativen Einheitsfrontpolitik
entwickelt.

Im darauffolgenden Jahr arbeitete Preßler als Vorsitzender
der Kieler Ortsgruppe mit dem wahrscheinlich im Frühjahr
1922 zum Sekretär der übergeordneten UnterbezirksleitungKiel
gewähltenAlois Schlichting78 zusammen, der beiGründung der
Kieler USPD im Frühjahr 1917 zweiter Vorsitzender geworden
und mit der Vereinigung beider Parteien im Oktober 1920 zur
VKPD gestoßen war.79 Diepolitische Arbeit imKieler Unterbe-
zirk entwickelte sich fortan zur vollsten Zufriedenheit der
Hamburger Bezirksleitung: „Mehrere Ortsgruppen, die ,sanft
entschlafen' waren, wurden zu neuem Leben geweckt. Eine
planmäßige Versammlungskampagne wurde vom neuen
Vorstand eingeleitet. Durch ständiges Nachfassen war es mög-
lich, die säumigen Ortsgruppen zu größerer Aktivität aufzuru-
fen.' 0̂ Der Kieler Unterbezirk florierteund konnte sich schließ-
lich im Jahre 1923 auf 27 arbeitende Ortsgruppen der KPD
stützen

— ein Stand, der später nicht wieder erreicht wurde.81

Die Kieler Ortsgruppe zählte 3000 Mitglieder, und in den
Betrieben an der FördestelltendieKommunisten 48 Betriebsrä-
te.82

Für den Sommer/Herbst 1923 hatte die Zentrale der KPD
den ersten Lehrgang einer „Reichsparteischule" in Jena einbe-
rufen, zu dem Otto Preßler und sein Kieler Parteigenosse
Moritz Radusch entsandt wurden.83 Unter der Leitung von
Hermann Duncker und mit kompetenten Referenten, wie dem
damaligen Mitglied der KPD-Zentrale und späteren KPDO-
und SAPD-Führer Paul Frölich,sollten hier bewährte Kader
der Partei mit deren politischen und ideologischenPositionen— die freilich so einheitlich nicht waren

—
vertraut gemacht

werden. Darüber hinaus studierten die Genossen marxistische
Grundlagentexte zur politischen Ökonomie, Philosophie und
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung.So findet sich im
Nachlaß Preßlers eine von Karl Kautsky 1922 neu herausgege-
bene Ausgabe vonKarl Marx' „LohnarbeitundKapital", indie
Moritz Radusch zu seinem Namen den Vermerk „Parteischule
Jena 1923" eingetragenhatte. Albert Norden, später führender
Publizist derDDR undSED-Politbüromitglied, erinnert sichan
den Lehrgang, zu dem er wie Preßler und Radusch delegiert
worden war:„Zum eigentlichen Studiumkamen wiraberkaum.
Das im Oktober 1923 gegen die revolutionäre Arbeiterschaft
gerichtete Ermächtigungsgesetz, die vom Reichspräsidenten
Ebert im November an General von Seeckt übertragene voll-
ziehende Gewalt, wodurch eine parlamentarisch verbrämte
Militärdiktatur errichtet wurde, die großen Abwehrschlachten

76 Friedr. Krupp Germaniawerft an
den Demobilisierungsausschuß, 19. 7.
1920, StAK, 33674; — Jens Christian
Jacobsen, Aus dem Leben einer Kiel-
Gaardener Werftarbeiterfamilie, in:
DG1 (1986), S. 137.
77 Wie Anm. 1.
71 Alois Schlichting: geb. 8. 3. 1886 in
Hoyerode/Thüringen, Schlosser/Han-
delsvertreter, 1917 USPD, 1920 VKPD,
1922bis 1924 Unterbezirksleiter in Kiel,
bis1928 Stadtverordneter,1931/1932Vor-
sitzender der RotenHilfe inKiel."NE,Nr. 149v. 31. 12. 1948. DieDa-
tierung ist nicht präzise gesichert. Da
jedoch im Organisationsbericht zum
Bezirksparteitag im Herbst 1922, der
Rechenschaft über den Zeitraum von
AprilbisSeptember desJahresablegte,
die Arbeit seit dem „letzten Wechsel
des Unterbezirks-Vorstands" bewertet
wurde, liegt die angegebene Datierung
nahe(Wie Anm.112.). Dettmann,dem
ansonsten jedoch aus der retrospekti-
ven Sicht einige Ungenauigkeiten un-
terlaufen, datiert die Funktionsüber-
nahme auf 1921 (BPA Rostock, V 5/
52.).
80 Bericht der Bezirksleitung zum Be-
zirks-Parteitagder KPD., Bezirk Was-
serkante am30. Septemberund 1. Ok-
tober1922, GET,KPDHamburg 1918-
-1933. Berichte Bezirksparteitage.
81 Der Unterbezirk umfaßte zu diesem
Zeitpunkt die Ostseeküste der Provinz
zwischenFlensburg und Fehmarnund
reichte im Landesinnern bis zur Linie
Rendsburg-Neumünster-Segeberg. Im
Einzelnen arbeiteten Ortsgruppen in
Kiel, Eckernförde,Flensburg, Schles-
wig, Rendsburg, Neumünster, Sege-
berg, Loose, Wankendorf, Gettorf,
Schönberg, Plön, Preetz, Hohenwe-
stedt, Nortorf, Bordesholm, Fried-
richsort, Schönkirchen, Klausdorf,
Waabs, Westensee, Westerrönfeld,
Osterrönfeld, Audorf, Sehestedt/Bo-
venau/Kronsburg, Kopperpahl und
auf Fehmarn (GdS, Sonderbeilage Nr.
3 v.Januar 1929.).
82 Wie Anm. 80; — GdS, Nr. 32 v.
10. 8. 1929.
83 Wie Anm. 1;— Wie Anm. 5.
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der Werktätigen — all' das veranlaßte diePartei, den Lehrgang
in Jena vorzeitig abzubrechen. Unser Einsatz erfolgte auf
verschiedenenKampfpositionen im Lande."*4 Nicht erst im Ok-
tober/November, wie Norden suggeriert, sondern bereits im
September 1923, unmittelbar nach dem erfolgreichen General-
streik gegen die Regierung Cuno, sah die Parteiführung eine
revolutionäre Situation unmittelbar bevorstehen und schickte
die Kursteilnehmer in heimatferne Bezirke. Der Kieler Partei-
schüler Moritz Radusch wurde als Parteisekretär im Bezirk
Pommern mit Sitz inStettineingesetzt; Otto Preßler entsandte
man in gleicher Funktion nach Leipzig, dem Vorort des KPD-
Bezirks Westsachsen,wo er sich an der politischen Arbeit betei-
ligte und während des Parteiverbots nach dem „Hamburger
Aufstand" vom Oktober als unbekannter Funktionär in einge-
schränktem Maße auch öffentlichagitieren konnte.85 So sprach
er am 15. Januar 1924auf einer illegalen KPD-Demonstration
vor dem Leipziger Rathaus. An den Jahrestag der Ermordung
von Liebknecht und Luxemburg erinnerte er und forderte von
einem eilig herbeigeschafften Tisch herunter auf, für die
Aufhebung des Parteiverbots zukämpfen. Als die Polizei kam,
war er schnell in den umstehenden Menschenmassen unterge-
taucht und mit einemTaxi verschwunden.86 Nach seiner Rück-
kehr erzählteer vondiesen Einsätzen zu Hause:„DieLeipziger
Polizei hat immer den mit dem ausländischen Akzent ge
sucht."*1

Preßler kam inbewegten Zeiten in die KPD-Hochburg West-
sachsen. In Sachsenund Thüringen waren Kommunisten in die
sozialdemokratischen Landesregierungen eingetreten. Am
20. Oktober 1923 wurde das legitime sächsische Kabinett von
der Reichsregierung aufgelöst und Truppen nach Sachsen in
Marsch gesetzt. Die Zentrale der KPD beschloß — in Verfol-
gungeines bereits entworfenen Plans zum reichsweiten bewaff-
neten Aufstand — zum Generalstreik aufzurufen, vor der Mo-
bilisierung der Arbeiter jedoch die Ergebnisse der Chemnitzer
Betriebsrätekonferenz abzuwarten, die am nächsten Tag statt-
finden sollte.88 Als Sekretär der Bezirksleitung nahm Otto
Preßler an dieser bedeutsamen Konferenz teil. Dort plädierte
Heinrich Brandler als Leiter der sächsischen Staatskanzleiund
Vorsitzender des KPD-Politbüros für den Generalstreik. Preß-
ler erinnert sich: „Nach meinem Eindruck hätte die Konfe-
renzmehrheit für diesen Antrag gestimmt. Nach der Interven-
tion des linkssozialdemokratischen Ministers Graupe stimmte
aber die Mehrheit für Ablehnung. Das Dilemma war, daß die
Kommunisten nicht wußten, was nun weiter geschehn sollte.
Wir sind ziemlich bedeppert nach Hause gefahren." Noch in
der Nacht vonSonntagaufMontag wurde alles organisiert,um
in den Leipziger Betrieben am Montag den Generalstreik
durchführen zu können.Das gelang jedochnicht: „In keinem
einzigen Betrieb konnten wir eine Mehrheit für den General-
streikgewinnen."*9

Das Ergebnis der Chemnitzer Konferenzhatte fataleFolgen
für den Bezirk Wasserkante und das heimatliche Kiel. Die
nKPD-Zentrale revidierte ihren Aufstandsplan; allein in Har-

84 Albert Norden, Ereignisse und Er-
lebtes, Berlin 1981, S. 41.
85 Wie Anm. 1;

—
Wie Anm. 5.

86 Wie Anm. 5.
87 GesprächLisa Herrmann.
88 Vgl. Hermann Weber, Die Wand-
lung des deutschen Kommunismus.
Die Stalinisiserung der KPD in der
Weimarer Republik. Gekürzte Stu-
dienausgabe,Frankfurt/M.1969, 5.50.
B'Wie Anm. 5.
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bürg kam es, wohl weil der Kurier der Parteiführung vorzeitig
abgereist undnicht mehr zurückgeholt werdenkonnte,zur mili-
tärischen Revolte. In die dortigen Auseinandersetzungenwurde
Kiel insofern verwickelt, als bereits im September äußerste
Unruhe wegen eines Arbeitskonflikts bei den Deutschen
Werken geherrscht hatte, der sich im Oktober dramatisch
zuspitzte und Mitte des Monats zur Aussperrung der Beleg-
schaft und der solidarischen Howaldtarbeiter führte. 90Die dar-
aufhin unter mageblicher Führung der Kieler KPD gebildeten
Aktionsausschüsse diskutierten über einen Generalstreik,
dessen Ausrufung Alois Schlichting am 15. Oktober vom Vor-
sitzendendes ADGB-Ortsausschusses,HeinrichEhlers, forder-
te. Als Schlichting einer Menschenansammlung vor dem Ge-
werkschaftshaus die Ablehnung überbrachte, wurde Ehlers aus
dem Haus gezerrt und mißhandelt. Dieser Vorfall führte dazu,
daß sich magebliche Teile der Sozialdemokratie von einem ge-
meinsamen Vorgehen zurückzogen. Gleichwohl votierten am
19. Oktober 61°70 der 9000 Arbeiter, diean der Urabstimmung
teilnahmen,für den Generalstreik.Damit war zwar die absolute
Mehrheit erreicht, nicht aber das zur Ausrufung des Streiks
erforderliche Zwei-Drittel-Quorum. Damit schienen sich alle
Beteiligten zunächst abgefundenzuhaben. Am 24. Oktober je-
doch, einenTagnach Beginn des Hamburger Aufstands, riefen
die Kieler Kommunisten denGeneralstreik aus, dem sich spon-
tan 3.000 Arbeiter der Germaniawerft, 1.000 der Reichswerft
und einige hundert Arbeiter der Howaldtwerft anschlössen.
Diese Aktion war offensichtlicheFolge davon, daß am 22. oder
23. Oktober Hermann Remmele alsEmissär der Parteizentrale
inKieleingetroffen war undhier wiezuvor inHamburg die Pa-
role vom Generalstreik und dem damit verbundenenbewaffne-
ten Aufstand überbracht hatte.91 Die Auswirkungen an der
Fördewaren jedochmit den Hamburger Ereignissen nicht ver-
gleichbar. ImErgebniswurdeneinige Geschäftegeplündert und
Polizeipatrouillen überfallen, wobei ein Toter und dreißig
Verletzte zu beklagen waren. Die preußische Ordnungsmacht
setzte daraufhin siebzig Beteiligte fest — außer plündernden
Jugendlichen vor allem die gesamte Führungsriege der Kieler
KPD.

Von all' dem kannPreßler aber bestenfalls vom Hörensagen
gewußt haben. Er blieb bis zum April 1924 inLeipzigund kehr-
te erst nach Kiel zurück, als das Verbot der Parteiaufgehoben
war und allenorts wieder legal gearbeitet werden konnte.Hinzu
kam — seine Tochterhat ihnspäter darüber sprechen gehört— ,
daß der Kieler Jung große Sehnsuchtnach der Fördehatte, wo
sichFrauund Kind seit mehr als einemhalben Jahr beimisera-
blen wirtschaftlichen Bedingungen ohne den Familienvater
durchbringen mußten.92 OttoPreßler hattesich inLeipzignicht
sehr heimisch gefühlt. Als er aus Kiel fortging — in dem Be-
wußtsein, bald wieder zu Hause zusein — ,war diekleine Toch-
ter gerade ein halbes Jahr alt; aber auch unter politischen Ge-
sichtspunkten hielt er den Ortswechsel für einen Fehler: „Ich
hab nur gedacht: ,Die sind doch bekloppt, sowas zu machen.'
Das war nicht richtig! Erstmalhatten wir noch nicht genügend

90 Paetau, Konfrontation, S. 244 ff.
Für die Vorgänge im Einzelnen: Lan-
desarchivchiv Schleswig (LAS), 301.
5648.
91 Ernst Thalmann. Eine Biographie,
S. 180. Nach den Ausführungen Thal-
heimers hatte Remmele ursprünglich
alleinden Auftrag,nachKiel zureisen,
um hier — möglicherweise unter Be-
rücksichtigung der zugespitzten loka-
len Auseinandersetzung und in An-
knüpfung an die Initialzündung vom
November 1918

—
das Zeichen zum

Losschlagen zu geben (August Thal-
heimer, 1923: Eine verpaßte Revolu-
tion? Die deutsche Oktoberlegende
unddie wirklicheGeschichte von1923,
Berlin 1931, S. 27.). Auch die Kieler
Kommunisten hatten Ähnliches im
Sinn. Schon am 19. Oktober notierte
die Kieler Politische Polizei,daß die
Kommunisten die lokalen Auseinan-
dersetzungen forcierten, weil „siehof-
fen, dass ein Kieler Generalstreik das
Signal zu einem allgemeinendeutsch-
en Generalstreik sein werde" (Polizei-
präsident Kiel an Oberpräsident,
19. 10. 1923, LAS, 301.5648.). Erich
Wollenberg erinnert sich, daß ur-
sprünglich in Kiel ein Probeaufstand
initiiert werdensollte, von dessen Ver-
lauf die weiteren Aktionen abhängig
gemacht werden sollten. Nach Hein-
rich Brandler sollte Remmele mögli-
cherweisenur nachKiel reisen,umGe-
schütze zu kaufen (Tjaden, Teil 2, S.
112, Anm. 275. [Vgl. Anm. 134.]). Die
tatsächlichenVerhältnisse sindbislang
nicht eindeutig geklärt. Fest steht al-
lein, daß Remmele zunächst Hamburg
unddann erst Kielanlief. An derFör-
de wurde ein Generalstreik verbunden
miteinemAufstandsversuchersteinge-
leitet,als der Hamburger Aufstandbe-
reits tags zuvor begonnen hatte. Am
Tag der Kieler Aktionen beschloß die
militärische Leitung der Hamburger
KPD bereits den Abbruch des Auf-
Stands.
92 GesprächLisa Herrmann.
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Erfahrungen im öffentlichenLeben gesammelt. Du kommst in
eine Stadt, in der sie dich nicht verstehen, wenn du schnackst.
Du kommst in eine Stadt, in der führende Funktionäre hinter
vorgehaltener Hand sagen: ,Was will der hier? Unsere Revolu-
tion können wir auch alleene machen!' Nee, das war nicht
schön!" Bei allen Bedenken war der Kieler nach Ablauf der
Leipziger Zeit um wesentliche Erfahrungen reicher geworden:
„Ich habe doch in diesen Tagen und Wochen meiner Sachsen-
zeit vielgelernt. Ich habeMenschen kennengelernt,gesehn, was
die Menschen wollen und wie die Kommunisten damit fertig
werden. Da hast du doch mehr gesehen als nur denKieler Tel-
lerrand."93

Was diekommunistische Strategie imHerbst 1923 anging,so
beurteilte Otto Preßler sie äußerst kritisch.Die KPD-Führung
hatte die Option eines bewaffneten Aufstands für denFall of-
fengehalten, daß es zu einem flächendeckenden Generalstreik
gekommen wäre. Das hieltPreßler für eine gravierendeFehlein-
schätzung: „DiePeriode der Streiks lag eigentlich schon hinter
uns, die lag imFrühjahr undSommer 1923. Jetzt hattedas eine
abnehmende Tendenz. Die Schwelle war schon überschritten,
größere Arbeitermassen in denKampfzuführen. Ichglaub, der
bewaffnete Aufstand, das war nicht gut." „Die revolutionären
Bedingungen waren erstmal dahin. Unddavon mußte man aus-
gehen. Und weil man das nicht überall einsah, hatte man
Schwierigkeiten. Die sind dann ja erst im Laufe der nächsten
Jahre überwunden worden."94

Die politischen Turbulenzen jener Zeit hatten nicht nur
schwerwiegende Folgen für die Politik der Kommunistischen
Parteiund die eigene Familie. Schließlich konnteOtto Preßler,
der wohlvor seiner Abreise zum Parteilehrgang bestenfalls ein
paar Wochen Urlaubgenommenhatte,sich nach weitaus länge-
rer Abwesenheit kaum so ohne weiteres bei seinem Meister auf
der Germaniawerft zur Arbeit zurückmelden. Gleichwohl fand
er sofort nach der Rückkehr, vielleicht durch Vermittlung von
Genossen oder wegen seiner Fähigkeiten als Facharbeiter, Ar-
beit alsRundschleifer bei der Firma Bohn &Kahler.95 Schon im
darauffolgenden Jahr und dann immer wieder bis zu seiner
Entlassung im Jahre 1928 wählten ihn seine Kollegen zum ge-
werkschaftlichen Vertrauensmann. Innerhalb des Kieler Me-
tallarbeiterverbandes führte Preßler die kommunistischen Op-
position an.96

In denReihender Kieler KPD-Organisation führten die Vor-
gänge vom Herbst und die darauf folgende „ultralinke" Wen-
dungder KPD-Politik zu scharfen Auseinandersetzungen.Mit
der im April 1924 neugewählten zentralen KPD-Führung unter
RuthFischer und ArkadiMaslow manifestierte sich eine schar-
fe Linkswendung innerhalb der Partei, die insbesonderefür die
Betriebs-und Gewerkschaftspolitik gravierende Folgen hatte.
DiePolitik der damaligen Parteiführung kommentierte Preßler
später verbittert: „Nach denen konnte man nur an die Macht
kommen, wenn man anderthalb Meter unter der Erde liegt."91

Infolge der „ultralinken" Politik ihrer Parteiführung hatte die
KPD frappierende Positionsverluste in den Interessenvertre-

93 Wie Anm. 5.
94 Ebenda. In der Tat war der Höhe-
punkt der Auseinandersetzungen mit
demAuguststreik erreicht unddie Pro-
testegingen danach erheblich zurück
(Vgl. dazu z.B. Wolfgang Abendroth.
Ein Leben in der Arbeiterbewegung.
Gespräche, aufgezeichnet u. hrsg. v.
Barbara Dietrich u. Joachim Pereis,
Frankfurt/M. 1976, S. 60.).
93 Wie Anm. 1
96 Ebenda,
97 Wie Anm. 5
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tungsorganen und Wahlniederlagen zu beklagen. Wie in der
Gesamtpartei, so waren auch imBezirk Wasserkante,indem die
Linke eindeutig dominierte98,etwa ab Juli 1924 regionale Füh-
rer der Partei„rechten" aus Führungspositionen gedrängt wor-
den. Auch in Kiel, das sich offenbar zu einem starken Stütz-
punkt der „Rechten" entwickelt hatte, griff Hamburg energisch
durch. Fiete Dettmann, der bereits während des Krieges an der
Fördegearbeitet hatteund 1924Mitglied der Bezirksleitung ge-
worden war, erinnert sich, wie er beauftragt wurde, die Kieler
wieder „aufParteilinie"zubringen:„InKielführte damals eine
starke GruppeBrandlerianer einen Kampfgegen das neue ZK,
die Beschlüsse des Parteitages und für Brandler und Thalhei-
mer. Alle Stadtverordneten Kielsmußten nach schweren mona-
telangen Auseinandersetzungen ausgeschlossen werden."99 Zu
den Kritikern gehörteauch Otto Preßler. Er war bereits in sei-
ner Sachsenzeitmit Thalmannaneinandergeraten.Der hatte im
Frühjahr 1924 als stellvertretender ParteiVorsitzender an einer
Unterbezirkskonferenz in Würzen bei Leipzig teilgenommen
und dort Preßlers Haltung zuden Schlußfolgerungen der maß-
geblichen linken Führungsgruppe aus den Ereignissen inSach-
sen kritisiert. Preßler erinnert sich:„Ich war nichtganz einver-
standen mit dem, was damals in Sachsen gemacht worden war.
Die dortige Regierungsbildung war mit Zustimmung aller In-
stanzen der KPDbis hin zur Internationale vollzogen worden.
Und auf einmal sollte das alles falsch gewesen sein?" Wegen
seiner oppositionellen Haltung seiman„manchenortssehr bö-
se gewesen".100 Thalmann vertrat die Auffassung, die Partei-
führung um Brandler und Thalheimer hätte im Herbst 1923„ihre Stellung in der sächsischen Regierung nicht zur Entfesse-
lung, sondern zur Vermeidung des Kampfes" benutzt.101 Diese
„linke Oktoberlegende" wies den als „Rechtsopportunisten"
gebrandmarktenFührern die alleinige Schuld am Scheitern des
Aufstandsplans zu, ohne die politische und wirtschaftliche Si-
tuationund das Vorgehender Kommunistischen Internationale
kritisch zu reflektieren. Der Aktionsplan für den bewaffneten
Aufstand war im August und September inMoskau entworfen
worden. Als wesentliches Manko dieser Vorgehensweisepostu-
lierte Thalheimer in der Rückschau, „daß man nicht auf
Grund bereits bestehender Tatsachen in Deutschland diesen
Aktionsplan entworfen hat, sondern daß man einen Aktions-
plan auf Wochen undMonate hinaus entworfen hat aufGrund
einer Spekulation über die Ereignisse, die in 4-8 Wochen in
Deutschland eintreten sollten oder würden." 101 Die Auseinan-
dersetzung um die Berechtigung der Auffassungen Brandlers
undThalheimers imOktober1923 bestimmte wesentlichdie in-
haltliche Diskussion im Jahre 1924, die jedochkaum mehr er-
giebig geführt werdenkonnte.Ende1924 war deradministrative
Kaderwechsel abgeschlossen, und die KPD teilte der Kieler
Stadtverwaltung am 6. Januar 1925 mit, „daß anstelle des
Stadtverordneten Beuck der Stadtverordnete Schlichting zum
Fraktionsführer bestimmt ist, und daß die Stadtverordneten
Beuck, Kletscher und Müller nicht mehr berechtigt sind, im
Namen derKPD. zusprechen."103 Alois Schlichting war damit

98 Vgl. Weber, 5.62.
99 BPA Rostock,V 5/52.
"» Wie Anm. 5."" Ernst Thalmann, Die Lehren des
Hamburger Aufstands, in: Die Rote
Fahne (Berlin),Nr. 245 v. 23. 10. 1925,
zit.nach: ErnstThalmann. Geschichte
und Politik. Artikel und Reden 1925
bis 1933, Berlin 1973, S. 30.
102 Thalheimer,S. 21. Hervorhebungen
innerhalb vonZitaten folgen den Ori-
ginalen.
103 [Aufstellung], 6. 12. 1928, StAK,
32400.
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zwar nicht ausgeschlossen worden,hatteaber seinebisherigen,
weitaus verantwortungsvolleren Funktionen eingebüßt. Bis da-
hin war Schlichting Unterbezirksleiter der Partei gewesen und
hatte — wahrscheinlich mit Otto Preßlers langwährendem
Leipzig-Aufenthalt — , gleichzeitig den Ortsgruppen-Vorsitz in
Kiel übernommen. Weil er „der Zentrale der X.P.D. nicht radi-
kalgenug war", schien Schlichting nurmehr für die nach gän-
giger Auffassung der damaligenKPD-Führung völligzweitran-
gigen Aufgabe der parlamentarischen Vertretung geeignet.104

Schlichting nahm diese Funktion noch einige Jahre wahr und
betätigte sich inder Folgezeit weiterhin als Redner seiner Partei
bei Veranstaltungen inder Provinz. Nach der zweiten „ultralin-
ken" Wende 1928 jedoch zog er sich weitgehend aus der Par-
teiarbeit zurück. 105 Die Hamburger Bezirksleitung setzte für
den demissionierten SchlichtingFiete Dettmann ein — mit der
Maßgabe, als Sekretär für Ortsgruppeund Unterbezirk die Par-
teilinienachhaltigdurchzusetzen.'06 Damit war inKielder erste
Exodus der Führungsgruppe ausgelöstworden,die eine „revo-
lutionäre Realpolitik" favorisierte. Dem sollte vier Jahre später
einzweiter folgen, der dannauchOtto Preßler massiv betraf.

Nachdem die fatalen politischen Konsequenzen der „ultra-
linken" Politik der Parteiführung offensichtlich geworden wa-
ren, hatten Komintern wie innerparteiliche „Mittelgruppe" auf
deren Ablösunggedrängt undEnde 1925 eineneueFührung un-
ter Ernst Thalmann und Philipp Dengel berufen. In den fol-
gendenzwei Jahren setzte sichunter maßgeblichem Einfluß der
„Versöhnler"einerealistischePolitik durch,inderenFolge zahl-
reiche der KPD nahestehende Massenorganisationen neuge-
schaffen oder reaktiviert werden konntenunddiePartei in Be-
triebenund Gewerkschaften erheblich an Einfluß gewann. Vor
allem im Laufe des Jahres 1928 aber vollzog sich eine zweite
„ultralinke" Wendung der zentralenParteilinie.

104 Institut für Marxismus-Leninismus
beimZentralkomiteeder SED,Berlin/
DDR (IML,ZPA),PSt 3/461.
103 Ebenda; — Wie Anm. 100. Wie
Schlichting wurde auch Beuck später
wieder in die politische Arbeit reinte-
griert und füngierte 1928 als einfluß-
reicher KPD-Verantwortlicher für die
Erwerbslosenarbeit (Vgl. Anm. 124.).
iu6 wie Anm. 98. Noch im Januar
1925 hatte sich der damalige „Polse-
kretär" (= Politischer Sekretär) der
Bezirksleitung Wasserkante, MdR Au-
gustCreutzburg, der der „Ultralinken"
zuzurechnen war, eine Woche lang in
Kiel aufgehalten,„um die Verhältnisse
der X.P.D. zu regeln, diese neu zu or-
ganisierenundden,Roten Frontkämp-
ferbund' ins Leben zu rufen" (Polizei-
präsident Kiel anOberpräsident, 20. 1.
1925, LAS, 301.4546. Zur Biographie
Creutzburgs vgl. Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung. Biogra-
phisches Lexikon, hrsg. v. Institut für
Marxismus-Leninismus beim ZK der
SED, Berlin 1970, S. 75f.). In diesen
Tagen tratHansBrede alsVorsitzender
der Kommunistischen Jugend zurück
(Der Polizeipräsident Kiel an den
Oberpräsidenten, 27. 2. 1925, LAS,
301.4577.).

Kieler Einbrüche:
Widerstand gegen die
„ultralinke" Wende und
KPDO

Noch imFrühjahr 1928 war Otto Preßler vonseinen Genossen
zum KPD-Kandidaten für die im Mai stattfindende Reichs-
tagswahlnominiert worden. Das wurde ihm vonder Geschäfts-
leitung der Firma Bohn& Kahler ernsthaft verübelt, und man
entließ ihnkurzerhand imApril des Jahres wegen„Störungdes
Arbeitsfriedens" 107. Als unmittelbarer Anlaß diente eine Aus-
einandersetzunginder Dreherei des Betriebes,in diePreßler als
Betriebsrat verwickelt war:„DieDreher ließen sich nichtso ein-
fach einen Kalkulator auf die Nase setzen, der mit modernen
Stopmethoden die Kalkulation durchführen sollte. Weil die
Dreher diesen Kalkulator mit Gewalt auf die Straße setzten,
wurde ich bezichtigt, der Rädelsführer gewesen zu sein." Der
fristlosen Entlassungfolgte eine Klage vor dem Arbeitsgericht,
das dem Kläger auchrecht gab.Nach der damaligen Rechtslage
konnte die Firma jedochnicht zur Wiedereinstellung gezwun-
gen werden; lediglich eine Entschädigung von ganzen 625
Reichsmark konnte der geschaßte Betriebsrat erwirken.108 Das
war der Beginn einer sechs Jahre währendenArbeitslosigkeit, in
der zwar mehr Zeit für diepolitische Arbeit blieb,die aber die
Familie Preßler vorallem materiell schwer belastete.

107 Wie Anm. 1.
108 Wie Anm. 5.
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Die Mitgliedschaft der Kieler KPD wies zwischen 1927 und
1933 ungewöhnlich starke Schwankungen auf. Während der
Ortsgruppe 1927 nach Polizeiangaben noch um die 2000 Mit-
glieder angehört hatten, waren es Ende des Jahres 1929 nur
noch ca. 700.109 Damit ist für 1928/Anfang 1929 ein abrupter
Einbruch zuverzeichnen. Seit Januar 1930 stiegdie Zahlwieder
und erreichte im März des Jahres bereits 817.no Der territorial
wesentlich größere Unterbezirk Kiel1" umfaßte zur gleichen
Zeit etwa 1250 Mitglieder.112 ImLaufe des Jahres 1929 waren
hier 378 Mitglieder neu aufgenommen worden.113 Damit hatte
der Unterbezirk im Bezirksmaßstab die zweithöchsteZuwachs-
ratezu verzeichnenunddie eigene Zielstellung weit übertroffen.
Im selben Zeitraum hatte also die Kieler Ortsgruppe schwer-
wiegende Verluste hinnehmen müssen, während der Unterbe-
zirk erheblich gewinnen konnte. Als besonders problematisch
erwies sich, daß mit 500 Genossen 40% der durchdie Bezirks-
kasse abgerechneten Parteimitgliedschaft arbeitslos war; auch
damit stand der Kieler Unterbezirk an der Bezirksspitze." 4 Von
den598 im Jahre 1929 in Hamburg abgerechnetenMitgliedern
gehörtennur 96 den Betriebszellen der Partei an, 502 jedoch
den Straßenzellen, die nach Angaben der Hamburger Leitung
vor allem Erwerbslose und Hausfrauen erfaßten. Damit waren
immerhin noch 16°70 der Mitgliedschaft in Betriebszellen er-
faßt, während es 1930 mit 150Genossen nurmehr 13,6% waren
und 950, also 86,3% den Straßenzellen der Partei angehörten.
Das schlug sich unmittelbar in der Stärke der Betriebsgruppen
nieder. Im Unterbezirk Kiel war die Anzahl der Betriebsgrup-
penzwischen 1929und 1930 von zehn auf acht gesunken, wäh-
rend die der Straßenzellen im gleichen Zeitraum sprunghaft
von12 auf22 anstieg.

1931 war die Stärke der KPD-Ortsgruppe mit 1200 Genossin-
nen und Genossen weiter gewachsen.115 Zwar konnten die be-
trieblichen Positionen mit zehn Betriebsgruppen in der Stadt
wieder stabilisiert werden; vor allem aber wuchs wiederum die
Zahl der Straßenzellen auf nunmehr 36."6 Bis Ende 1932/A-
nfang 1933 reduzierte sich die Zahl der Betriebsgruppen erneut
umeine"7,währendsich dieMitgliederstärke noch einmal auf
1500 bis 1600 erhöhte.118 Damit nahm die bereits 1929/30 ein-
setzende Tendenzeines starken Zustroms erwerbsloser Arbeiter
weiter zu.Das hatte wesentliche Verschiebungenin der Sozial-
struktur der Kieler KPD zur Folge, die selbst im Vergleich zum
Bezirksdurchschnitt außergewöhnlich stark zur Marginalisie-
rungder Betriebsarbeiter tendierte:

Entwicklung der Anteile der in Betrieben Beschäftigten im
Verhältnis zurGesamtmitgliedschaft der KPD (in °7o) 119

Eine genauere Aufschlüsselung der im Oktober 1932 neuaufge-
nommenen Parteimitglieder weist zwar weiterhin einen starken

"I9Wie Anm. 104. Vgl.auch GdS, Nr.
32v. 10. 8. 1929.
1,0Regierungspräsident, Schleswig, an
Oberpräsident, Kiel,13. 3. 1930,LAS,
301.4532; — Oberpräsident, Kiel, an
Regierungspräsident, Schleswig,
18. 3. 1930, LAS, 301.4532; —

Orts-
gruppe Kiel, März 1930, LAS, 301.
4532. Auch die Wahlergebnisse mar-
kieren denEinbruch um das Jahr 1928;
bei der Kommunalwahl 1924 hattedie
Partei noch 10.720 Wähler für sich ge-
winnen können,während es 1929 nur-
mehr 6.360 waren.Dadurch reduzier-
ten sich die KPD-Mandate von sechs
auf drei, während die SPDmit sieben
neugewonnen Sitzen nunmehr insge-
samt 27 Abgeordnete stellte (Wie
Anm. 113; — GdS, Nr. 49 v. 7. 12.
1929.).
1,1 Hierzu gehörten 1931 die Orts-
gruppen Kiel, Bordesholm, Heiken-
dorf, Mönkeberg,Neumünster, Wan-
kendorf, Eckernförde,Loose-Sonder-
by, Rendsburg, Schleswig und Flens-
burg.
112 Wie Anm. 110. Nach Unterlagen
der Bezirksleitung Wasserkante soll
die Zahl der nominellen Mitglieder
wesentlichhöhergelegenhabenalsdie
der dort durch die Beitragskassierung
real erfaßten 1.100 Mitglieder (Wie
Anm. 113.). Nach einschlägigen Poli-
zeiangaben waren für denselben Zeit-
raum präzise 1.115 Mitglieder anzu-
nehmen (Nachweisung über die Zahl
der Mitglieder der N.S.D.A.P., der
X.P.D. und des Stahlhelms nach dem
Stande vom1. 3. 1930, 0.D., LAS,301.
4532.). Die Zahlen kommen den vom
Spitzelapparat beim Schleswiger Re-
gierungspräsidenten eruierten Anga-
ben nahe. Auchdie Zahl der nominel-
len Parteimitglieder dürfte jedoch die
dort erhobenen 1.250kaum wesentlich
überschritten haben.
113 Kommunistische Partei Deutsch-
lands,Bezirk Wasserkante,Bericht der
BezirksleitungandenBezirksparteitag
am 17. und 18. Mai 1930in Hamburg,
GET, KPD Hamburg 1918-1933. Be-
richte Bezirksparteitage."4 Ebenda. Dabeihandeltes sich hier
umdie kassierten Mitglieder, unter de-
nender Anteil derBeschäftigten höher
gelegen habendürfte als in der gesam-
tenParteimitgliedschaft.Der reale An-
teil der Arbeitslosen wird also sicher
höheranzusetzen sein.
115 Wie Anm. 104. Davon konnte al-
lerdings „trotz schärfsterBuchkontrol-
le"nochnichteinmaldie Hälftedurch
die Beitragskassierung erfaßt werden.
Im Unterbezirk wurden nach Par-
teiangaben nunmehr 2.600 nominelle
Parteimitglieder gezählt (Der Polizei-
präsident, Bericht!, 16.7.1931, LAS,
301.4532.).
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Anteil Erwerbsloser auf, deutet jedoch zugleich eine positive
WendunghinsichtlichdesBetriebsarbeiter-Anteils an:

NeuaufnahmenimOktober 1932 imKPD-UnterbezirkKiel120

Mit diesem Ergebnis konnte die Kieler KPD immerhin eine
Tendenzwendeeinleiten,blieb jedochweiterhinerheblich unter
dem Bezirksdurchschnitt, der im Oktober 1932 bei einer
Neuaufnahmequote von 25% Betriebsarbeitern lag.121 Zwar
konnte diePartei damit einen erheblichen Anteil vonErwerbs-
losen organisieren. Gerade in diesem Sektor war jedoch die
Fluktuation groß, zumal die Zuwächse seit 1929/30nicht mehr
auf eine langfristige spezifische Schwerpunktarbeit zurückzu-
führen waren. Bis 1928 hatte sich die Parteian der Fördestark
auf die Arbeit im Erwerbslosenausschuß konzentriert und dort
beachtliche Erfolge erzielt.122 1928 erschien hier unter Feder-
führung der KPD achttägig in einer Auflage von 5000 Exem-
plaren die Zeitung „DerKieler Arbeitslose". Die Bezirksleitung
stellte fest, daß die Erwerbslosenarbeit inKiel floriere, während
sie inden übrigen Orten des Bezirks „versackt"sei.123 Im Som-
mer 1929 verlegte man den Sitz der Schriftleitung des „Kieler
Arbeitslosen" unter dem ehemaligen VorsitzendendesErwerbs-
losenausschusses Hermann Beuck nach Hamburgund gab das
Blatt für dengesamten Bezirk heraus.124 Balddaraufstagnierte
die Arbeit inKielund ging dannerheblich zurück. Für 1931/32
schließlich konstatierte Hamburg für die einst so starke Er-
werbslosenbewegunginKiel, hier sei man trotz der Bemühun-
gen der Unterbezirksleitung insbesondere anläßlich der breit-
angelegten „Hungermärsche" Anfang 1931 „über Ansätze noch
nicht hinausgekommen" und der Vertrieb des „Arbeitslosen"
seibesonders schlecht.125 So ergibt sich das scheinbare Parado-
xon, daß die Kieler KPD überproportional viele Erwerbslose
gewinnt,obwohl gleichzeitig, also etwa ab Beginn der Weltwirt-
schaftskrise imHerbst 1929,die gruppenspezifische organisier-
te Parteiarbeit erheblich nachläßt. 126 Diese Entwicklung war
Ausdruck einer lokal stark ausgeprägten innerparteilichen Kri-
se, verdeckte aber gleichzeitig deren Ursachen. Die Erfolge in
der Mitgliedergewinnung waren geeignet darüber hinwegzutäu-
schen,da während desEinbruchsEnde1928/Anfang 1929nicht
nur ein agiler Kader nach Hamburg abgezogen worden war,
sondern vor allem beachtliche Teile der örtlichen Führungs-
gruppe aus der KPD ausgeschlossenworden waren, diebis da-
hinauchdieErwerbslosenarbeit der Partei geleitet hatte.

Die Mitgliederzahl von 1927 konnte die Kieler Parteiorgani-
sation selbst aufdem Höhepunktihrer reichsweiten Massenre-
sonanz, diesie mit denReichstagswahlenimNovember 1932 zu
verzeichnenhatte, nicht wieder erreichen. DashatteGründe, die
ganz offensichtlich vor allem inden überregionalen wie regio-
nalen Auseinandersetzungenumdiekünftige Parteilinie zu fin-

'"■Wie Anm. 104. Betriebsgruppen
bestanden bei den Deutschen Werken,
der Germaniawerft, den Howaldtwer-
ken, dem Arsenal,bei Bohn &Kahler,
der ApparatebaugesellschaftNeufeldt
& Kuhnke, der Maschinenfabrik An-
dersen, bei Holtorf& Richter undals
Branchengruppen füngierten die „Zel-
le Bau"unddie „ZelleSchiffahrt".
117 Kommunistische Partei Deutsch-
lands. Bezirk Wasserkante,VonStreik-
agitationzur Streikaktion.Bericht der
Bezirksleitung Wasserkante an den
Bezirksparteitagvom 2. bis 4. Dezem-
ber 1932, GET, KPD Hamburg 1918-
-1933. Berichte Bezirksparteitage. Im
Laufe des Jahres 1932wurdeimBezirk
Wasserkante aufgrund der starken
Mitgliederzuwächse eine Umstruktu-
rierung der Unterbezirke vorgenom-
men,durch die eigeneUnterbezirkslei-
tungen in Neumünster undFlensburg
eingerichtetund damit der Kieler Un-
terbezirk im wesentlichenaufden wei-
teren Stadtbereichbegrenzt wurde.
"» IML.ZPA,I10/18/1'" Wie Anm. 117.Die Zahlen für den
Unterbezirkzeigen den Standentspre-
chend der alten Unterbezirkseintei-
lung. Nach der Umstrukturierung
werden für denneuen— territorial we-
sentlich kleineren

—
UnterbezirkKiel

nur wenig mehr, nämlich für Septem-
ber undOktober1932 jeweils6,5%Be-
triebsarbeiter ausgewiesen. Die etwas
niedrigere Zahl des altenUnterbezirks
ergibt sich aus demnochschlechteren
Verhältnis in Flensburg, das bis zur
Umstrukturierung zuKielgehörteund
als eigener Unterbezirk im September
1932 3,5 undim Monat darauf2,5 %
Betriebsarbeiteraufwies.
120 Ebenda. Die Angaben beziehen
sich auf den Unterbezirk nach der
Strukturreform.
121 Vgl. zur Entwicklung im Bezirk
Wasserkante unddendamit verbunde-
nen Problemen vonFluktuation und
politischer Radikalisierung: Reinhard
Müller, „Rotes Arbeiter-Hamburg".
Zur Politik der KPD 1924-1933, in:
„Wir sind die Kraft". Arbeiterbewe-
gung in Hamburg von den Anfängen
bis 1945. Katalogbuch zu Ausstellun-
gen des Museums f. Hamburgische
Geschichte, hrsg. v. Ulrich Bauche
[u.a.],Hamburg 1988, S. 238 ff.
122 Vgl. z.B. Referat Max Maddalena
zumBezirksparteitag Wasserkante am
19./20. 3. 1927, GET, KPD Hamburg
1918-1933.Berichte Bezirksparteitage.
123 Bericht zum Bezirks-Parteitag der
KPD Wasserkante am 20. und 21.
April 1929 in Hamburg, GET, KPD
Hamburg 1918-1933. Berichte Bezirks-
parteitage.
124 Wie Anm. 113 — Der Polizeipräsi-
dent Kiel an den Oberpräsidenten
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densind.Diepreußischen Polizeispitzelmachten vordergründig
von ihnen beobachtete „ständige Reibereien unter den führen-
den Persönlichkeiten" für den zentralen Einbruch zwischen
1927 und 1929 verantwortlich.127 In der Tat dürften dieEingrif-
fe der Bezirksleitung von 1924/25 auch als atmosphärische
Störungen weiter fortgewirkt haben. Gleichwohl scheint der
Bruch, der ja auch bei der ersten „ultralinken" Wende keines-
wegs hauptsächlich persönlichmotiviert war, vor allem auf
schwerwiegende politische Dissonanzen zurückzuführen zu
sein.

Erst nach Bildung des Zentralkomitees unter Thalmann im
Jahre 1925 war die „ultralinke" Politik der Fischer/Maslow-
Führung revidiert worden,undes hattesicheinrelativ gemäßig-
tes, auf die Arbeit inden Gewerkschaften und die Aktionsein-
heit orientiertes Profil durchsetzen können.Nach demEssener
Parteitag im März 1927 jedoch, auf dem zwar die politische
Linie bestätigt, die bis dahin der Parteiführung angehörende
„Versöhnler"Gruppeum Hugo Eberlein und Arthur Ewert je-
doch herausgedrängt worden war, wurde eine zweite „ultralin-
ke" Periode eingeleitet, die in die vollständige „Bolschewisie-
rung" der KPD mündete und Ende 1928 schwere politische
Auseinandersetzungenin der Partei zur Folge hatte. Schon im
Februar 1928 wurde auf einer gemeinsamen Geheimkonferenz
die Unterstützung der deutschen Parteiführung für den schär-
feren innenpolitischen Kurs Stalins, der die Ausschaltung der
„linken Opposition" um Trotzki, Radek, Sinowjew u.a. impli-
zierte, festgelegt; im Gegenzugversprach die sowjetische Füh-
rung Unterstützung gegen „die rechte Gefahr" innerhalb der
KPD.Das parallel dazu tagende9. erweiterte Plenum des „Ex-
ekutivkomitees der Kommunistischen Internationale" (EKKI)
erklärte die Parteirechten zur internationalen Hauptgefahr.
Daraufhin wurden imLaufe des Jahres 1928 die Zentrale wie
die regionalen Parteiführungen nach vermeintlichen Opposi-
tionellen durchkämmt und politisch ausgerichtet. DieseMaß-
nahmen richteten sich vor allem gegendiejenigen Funktionäre,
die bereits unter der Fischer/Maslow-Führung demissioniert
wordenwaren, sich aber nach derenAbsetzung wieder parteipo-
litischbetätigt hatten.

Die politische Begründung dieser erneuten „ultralinken"
Wendung wurdemit dem 4. Kongreß der Roten Gewerkschafts-
Internationaleim April 1928 inMoskau geliefert, der eine Ab-
wendung von der Taktik der Arbeit in den „reformistischen"
Gewerkschaften und den Aufbau separater „revolutionärer"
Gewerkschaftsverbände beschloß, und mit dem 6. Weltkongreß
der Kommunistischen Internationale,der imHerbst des Jahres
in Moskau stattfand. Hier konstatierte Thalmann die aus den
internationalenErfahrungenvor allem inItalien undPolen wie
innenpolitischen Entwicklungen destillierte Interpretation ei-
ner Tendenz der SPD zum „Sozialfaschismus" und erklärte
auch für dieKPD offiziell dieRechten zur „Hauptgefahr".Die
Sicht Thalmanns wurde durch den Kongreßverlauf erheblich
gestärkt und die „ultralinke" Tendenz der KPD bekam weitere
Nahrung durch die Analyse im vom Kongreß verabschiedeten

19. 6. 1929, LAS,309.23056. Zu diesem
Zeitpunktwar Beuck Mitglied der Kie-
ler Unterbezirksleitung (Landeskrimi-
nalpolizeistelleFlensburg an den Re-
gierungspräsidenten, 7.12.1928, LAS,
309.23056.).
125 Wie Anm. 117. Arbeitsplandes Un-
terbezirks Kiel,MonatFebruar - März
1931, o.D,LAS,301.4532. Zum Mißer-
folgdes Kieler „Hungermarsches" An-
fang 1930vgl. GdS,Nr. 6 v. 8.2.1930.
126 Das scheint nahezulegen, daß
durch die verschärfte wirtschaftliche
Situation spontan radikalisierte Ar-
beitslose auch bereit waren, sich der
KPD anzuschließen, ohnedaß die Par-
tei besonders eifrig unter ihnen gear-
beitet hätte. Dabei ist zuberücksichti-
gen,daß der Arbeitslosenanteil im Rü-
stungszentrum Kiel stets überpropor-
tional hoch war, so z.B. im Jahre 1926
bereits das Dreifache vom Reichs-
durchschnitt erreichte.
127 Wie Anm. 104.
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Programm der Komintern, nach der es in nächster Zukunft zu
„einer weiteren Erschütterung der kapitalistischen Stabilisie-
rungund zu einer äußersten Verschärfungder allgemeinen Kri-
se des Kapitalismus" kommen sollte.128 Die Kommunistische
Partei —

stets auf dieheiß ersehnteMassenrevolte hoffend, die
doch nach 1918 immer ausgeblieben war — , interpretierte die
große Krise, deren Vorboten sie — gestützt auf die Analysen
Eugen Vargas — zutreffend erkannt hatte, als revolutionieren-
denKatalysator undunmittelbare Vorstufe der letztenSchlacht.
Anstatt in dieser Situation die Bemühungen um eine Einheits-
front zu forcieren, optierte dieKPD-Führung für radikaleKon-
sequenzen. In der zu erwartenden revolutionären Situation
beanspruchte die KPD als politische Avantgarde die uneinge-
schränkteFührung und sah in der Sozialdemokratie „Sozialfa-
schisten",derenWirken inersterLinie als konterrevolutionär zu
bekämpfen war. Als „Hauptfeind" galtenseit dem 12. Parteitag
vom Sommer 1929 die linken Sozialdemokraten, „weil ihre
Methoden zur Unterstützung der imperialistischen Politik die
geschmeidigstenundwirksamsten"seien.119

Parallel zur politischen Linkswendung inder KPD hatte an
der Wasserkante die „Affäre Wittorf" für Aufsehen gesorgt, in
der der „Pol[itische]-Leiter" des Bezirks, John Wittorf, mit
Rückendeckung Thalmanns Unterschlagungen von Parteigel-
dern vertuscht hatte. Das führte zu Wittorfs Parteiausschluß
durch die Bezirksleitung Wasserkante und zur Absetzung des
Parteivorsitzenden Thalmann von allen Funktionen durch das
ZK. Diese Entscheidung wurde gegen innerparteiliche Wider-
stände bald darauf vom EKKI rückgängig gemacht. Besonders
die Kieler Kommunisten zeigten sich über diese Vorgänge
höchstirritiert — hatteWittorfdoch 1926/27alsParteisekretär
ander Fördegearbeitet.130

Bereits 1927, nicht lange nachdemEssener Parteitag, war die
linke Opposition unter Hugo Urbahns und ArkadiMaslow im
Anschluß an die Stalinschen Attacken gegen Trotzki und Ge-
nossen aus der KPD herausgedrängt worden. Im April 1928
wurde daraufhin der linksoppositionelle „Leninbund" gegrün-
det, der fortanals organisatorischeBasis eines großen Teils der
Ausgeschlossenen wie auch in der Partei verbliebener Linker
diente.131

In diesem Spannungsfeld zwischen internationaler und na-
tionalerrechter wie linker Divergenz, flankiert von einer identi-
tätsgefährdendenKrise innerhalbder BezirksorganisationWas-
serkante verlor dieKieler Ortsgruppe65% ihrer Mitglieder.Ein
Teil der Genossen soll nach Beobachtungen der Polizei ausge-
treten sein, weil er die Ausgrenzung der linken Strömungnicht
hinnehmen wollte: „Die bisherigen Parteisekretäre haben es
nicht verstanden, die kommunistisch eingestellten Arbeiter in
Kielzusammenzufassen, sodass dieradikalen Elemente aus der
Partei austraten".131 Einer „neuen Partei", also etwa dem Le-
ninbund, sollen sie sichnicht angeschlossenhaben. Nur wenige
können dem anarchosyndikalistischen Bund beigetreten sein,
dem Mitte 1931 etwa 25 Kieler angehörthaben sollen. Immer-
hin agierte hier nunmehr der ehemals profilierte Kommunist

128 Zit. nach Weber, S. 198,
129 Zit.nach Hermann Weber, Haupt-
feind Sozialdemokratie. Strategie und
Taktik der KPD1929-1933, Düsseldorf
1982,S. 19.
130 Vgl. Der Leninist, April 1929;

—
Polizeipräsident Kiel an Oberpräsi-
dent, 21. 9. 1926, LAS, 301.4547; —
Der Regierungspräsident, Betrifft;

Führerkurse des RFB, 17. 2. 1927.
LAS,301.4547.
,31Grundlegend: Rüdiger Zimmer-
mann, Der Leninbund. Linke Kom-
munisten in der Weimarer Republik,
hrsg. v. d. Kommissionfür Geschichte
des Parlamentarismusund der politi-
schenParteien,Bonn 1978(= Beiträge
zur Geschichte desParlamentarismus
und der politischenParteien,Bd.62.).
132 Wie Anm. 104.
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und Aktivist im Erwerbslosenausschuß Heinrich Strunk als
Führungskraft. 133 Als weitaus schwerwiegender erwies sich der
Exodus der „Rechtsabweichler". ImLaufe des Jahres 1928 wa-
ren Thalheimer und Brandler aus der verordneten Emigration
inder Sowjetunion zurückgekehrt und hattenEndedes Jahres
inBerlin die „Kommunistische ParteiDeutschlands — Opposi-
tion" (KPDO) gegründet. 134 Die Gruppierung verstand sich
nicht als Partei, sondern als organisierte Richtung, die inner-
und außerhalb der KPD um eine politische Erneuerung der
Mutterpartei kämpfen wollte. Um die Jahreswende 1928/29
wurden die „rechten" Führer im Zentralkomitee der KPD aus
der Partei ausgeschlossen. Gleichzeitig setzte in den Bezirken
diepolitische Formierung ein.

An der Wasserkante artikulierten sich die seit der Wittorf-
Affäre virulenten Widerstände gegen den Kurs der Parteifüh-
rung auf einer „Parteiarbeiterkonferenz" am 25. November
1928. Nach dem Referat Thalmanns gab eine Gruppe von „Ver-
söhnlern" — die „Rechten" hatten im Bezirk zunächst keinen
nennenswerten Anhang — eine Erklärung ab, in der zentrale
Konstanten kommunistischer Politik seit dem 6. Weltkongreß
derKIkritisiert wurden.Als Autorenzeichneten verantwortlich
die Hamburger Bezirksleitungsmitglieder Hans Westermann
und Albert Walter

—
und derKieler OttoPreßler, zudieser Zeit

Mitglied der Unterbezirksleitung.135 Die Gruppe stellte sich
hinter die MoskauerBeschlüsse, kritisierte jedoch vorallem de-
ren ihrer Ansicht nach „ultralinke"Auslegung in der Zentrale
der KPD und bei der Bezirksleitung Wasserkante: „DieMehr-
heit der Parteiführung betreibt eine Änderung des innerpartei-
lichenKurses, unter Durchbrechungder Beschlüsse des Essener
Parteitags sowie des 6. Weltkongresses. Die Mehrheit macht ei-
neschwankende, hin- und hertorkelndePolitik, voll von schwe-
ren Fehlern, sowohl rechtsopportunistischer, als auch KAPisti-
scher Art.136 Wir sagten voraus, daß das falsche innerparteili-
che System sich zu einem falschenpolitischen System auswach-
senkönnte;in der Tat beginnensich dieersten Tendenzen zuei-
nem Verlassenderpolitischen Liniedes 6. Weltkongresses in .ul-
tralinker' Richtung zu zeigen."131 Die „Versöhnler"plädierten
für die Fortführung des Konzepts einer revolutionärenRealpo-
litik, für die gleichberechtigte Einheitsfrontpolitik mit der SPD
und ernsthafte kommunistische Gewerkschafts- und Parla-
mentsarbeit. Damit unterschieden sie sich kaum von den
„Rechten", traten jedoch im Gegensatz zu ihnen für die Beibe-
haltung der Führungsrolle der KPdSUein, inder sie inBucha-
rmihrenmaßgeblicher Exponentensahen.

Nach der Parteiarbeiterkonferenz vom November 1928 in-
itiiertedie Bezirksleitung insgesamt dreibreitangelegte Agitations-
kampagnen innerhalb der Partei, in deren Verlauf die Positionen
der Westermann-Gruppeauch ineiner Reihe ihrer Stützpunkte zu-
rückgedrängt wurden. In Ortsgruppen- und Parteiarbeiterver-
sammlungen sollten Resolutionen verabschiedet werden, in deren
vorgegebenem Textes hieß: „DieMitgliederversammlung verurteilt
dieErklärungder Genossen Westermann, Albert Walter undPreß-
ler, die in ihrem Inhalt undmit dendort niedergelegten Vorbehal-

133 Ebenda. Nach Polizeiangaben fün-
gierte Strunk als Schriftführer der Or-
ganisation, Vorsitzender soll der Ar-
beiter Meino Aden gewesen sein. Die
Polizei registrierte nur schwache Akti-
vitäten der Gruppe. Heinrich Strunk:
Geboren am 26. 5. 1885 in Kiel. Ma-
schinenbauer. 1917 bis 1919 Stadtver-
ordneter derUSPD. 1919KPD. 1919bis
1923 Führungsmitglied des Kieler Er-
werbslosenausschusses. 1931 Vor-
standsmitglied der anarchosyndikali-
stischen Gruppe. 1945 KPD. 1949 Par-
teiausschluß.
134 Grundlegend zur KPDO: Karl
Hermann Tjaden, Struktur undFunk-
tion der „KPD-Opposition" (KPO),
Meisenheim/Glan1964(=Marburger
Abhandlungen zur Politischen Wis-
senschaft, Bd.4.);

—
und neuerdings:

Theodor Bergmann, „Gegen den
Strom". Die Geschichteder Kommuni-
stischen-Partei-Opposition, Hamburg
1987.
135 Der Leninist, Dezember 1928. Vgl.
dazu denDiskussionsbeitrag von Fiete
Lux auf dem 12. Parteitag der KPD:
„Als die politischeNiederlageder Ver-
söhnlerund rechten Liquidatorenauf
dem 6. Weltkongreß besiegelt war, war
ihnen die Angelegenheit Wittorf ein
willkommener Anlaß, gegen die Linie
der Partei und des 6. Weltkongresses
vorzustoßen." (Protokoll der Verhand-
lungen des 12. Parteitagsder Kommu-
nistischen Partei Deutschlands [Sek-
tion der Kommunistischen Internatio-
nale. Berlin Wedding, 9.-16. 6. 1929,
Frankfurt 1972, S. 281 f.); — Landes-
kriminalpolizeisteile Flensburg, 3. 3.
1928,LAS,301.4548.
l3<'Im April 1920 wardie „Kommuni-
stische Arbeiter-Partei Deutschlands"
(KAPD) als linksradikale Abspaltung
der KPD gegründet worden

—
ein viel-

schichtiges Konglomerat vonanarcho-
syndikalistischen bis hin zu national-
bolschewistischen Strömungen. Die
KAPD konnte in den Jahren 1920/21
auch im Bezirk Wasserkante die
Mehrheit der KPD gewinnen, löste
sich jedoch noch 1921 in ihre heteroge-
nenBestandteile auf. In Kielhattesich
der erste KPD-VorsitzendeJulius Wal-
lach der KAPD angeschlossen (Vgl.
Anm. 46.).
137 DerLeninist, Dezember 1928
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ten praktisch die gegebene Zustimmung zu den Beschlüssen
aufhebt. Diese Zweideutigkeit und Unklarheit kann in der Par-
tei nicht geduldet werden."" Bis zum April 1929 ahndete die
Parteiführung an der Wasserkante die Abweichungen schließ-
lichmit Funktionsverboten und Ausschlüssen, um„die bessere
Durchführung des Parteikurses zu fördern".139 Die Parteiaus-
schlüsse konzentrierten sich vor allem auf Kiel: „Wegen unaus-
gesetzter Fraktionsarbeit für die Brandlergruppe wurden im
Bezirk bisher ausgeschlossen die Genossen Streber (Hamburg),
Lodder (Hamburg), Preßler (Kiel), Radusch und sechs andere
Genossen aus Kiel". Weitere Kieler Parteimitglieder wurden in
den darauffolgenden Monaten ausgeschlossen, so z.B. Julius
Uhrig.'40

Die Bezirksleitung hatteder Westermann-Gruppe wohl nicht
ganz ohne Berechtigung vorgehalten, in Wahrheit verbergesich„hinter der Kritik in einzelnen Punkten eineKritik an derpoli-
tischen Linie, die der 6. Weltkongreß festgelegt hatte".141 In der
Konsequenzkritisierten die „Versöhnler"politische Positionen,
die die deutsche Partei nach den Beschlüssen der Komintern
übernommen hatte. Die Parteiführung setzte brachial die
Unantastbarkeit von Einschätzungen durch, die sich in der
Folgezeit als ebenso weitreichend wie verhängnisvoll herausstel-
len sollten: „Die Auffassung der Versöhnler-Fraktion,daß der
Kurs aufProklamierung der faschistischen Diktatur gegen und
ohne die SPD betrieben würde, muß schärfstens zurückgewie-
sen werden, dasie auf einer völligen Verkennungder Rolle der
SPD in der gegenwärtigen Situation beruht. Gerade an der
Wasserkante zeigt sich immer deutlicher die Anwendung

faschistischer Methoden durch die SPD und die Gewerk-
schaftsbürokratie. Der Sozialfaschismus wird immer ausge-
prägter �." 142 Diese Argumentation, bisher in klassischer Weise
gegenBrandler und Thalheimer vorgebracht, wie auch die rigi-
deHaltung der Parteiführung hatten auf Seiten der Opposition
eine Annäherung von „Rechten" und „Versöhnlern" zur Fol
ge.143

Wie die Bezirksleitung einräumen mußte, blieb die Opposi-
tion als einzig relevante Ausnahme inKiel auch nach Diskus-
sionskampagnen und Ausschlußwellen stark.144 Noch 1929
bildete sich inKieleine Gruppeder KPDO, der gleich etwa 100
Mitglieder beitraten. Otto Preßler war an ihrer Arbeit maßgeb-
lich beteiligt und füngierte dort noch 1931 als Schriftführer.
Vorsitzender war der Dreher Moritz Radusch, politischer
Freund Preßlers spätestens seit den Leipziger Tagen, der von
1919 bis 1922 zum Führungskreis des Kieler Erwerbslosenaus-
schusses gehört hatte, zeitweilig sogar dessen Vorsitzender
gewesenwar und in der jüngsten Zeit als „Untergauführer" des
RFB füngiert hatte.145 Der Kesselschmied Walter Malehin war
Kassierer der KPDO-Gruppe.146 Der Kieler Unterbezirk bildete
neben der späteren Hochburg Geesthacht147 den Schwerpunkt
der KPDO-Organisation im Bezirk Wasserkante. Ebenfalls
bereits im Oktober 1929 hatte sich eine Gliederung in Rends-
burg formiert148, und 1930 entwickelte sich die Ortsgruppe
Heikendorf derKPDimoppositionellen Sinne,wurde „deshalb

138 Ebenda.
139 WieAnm. 123.
140 Der Leninist,Juni 1929.
141 Der Leninist, Dezember 1928.
,42 Der Leninist,März1929.
143 Das trifft insbesondere für die Kie-
ler Gruppe zu, wieseitens der Bezirkslei-
tung vermerkt wurde (Ebenda.). Vgl.
auch: Wie Anm. 113. Hans Westermann
bemühte sich zunächst unter Beibehal-
tung der „Versöhnler"positionen, einen
endgültigen Bruch mit der Partei zu ver-
meiden, wurde jedochschließlich Anfang
1930 mitsamt einiger Gesinnungsgenos-
sen doch ausgeschlossen (Vgl. z.B. GdS,
Nr.7v. 15.2.1930.).
144 DerLeninist, April 1929.
,45 [Protokoll],14.9.1921,StAK, 28188;— Mitglieder des Erwerbslosen-Aus-
schusses, o.D, StAK, 28188. Radusch
hattesichvon„Gauleiter" Etkar Andre
den Vorwurf anhörenmüssen, er habe
durch sein „herrisches und unkame-
radschaftliches Verhalten" denrapiden
Mitgliederschwund des RFB in Kielzu
verantworten. Damit dürfte allerdings
der Niedergang von 600 Mitgliedern
Anfang 1928 auf 335 Endedes Jahres
kaumhinreichend zuerklären sein. Po-
litische Gründe dürften es vor allem
gewesen sein,die im Februar 1929 zur
Absetzung Raduschs und seines Stell-
vertreters Walter Malehin führten (Re-
gierungspräsident an Oberpräsidium,
25.1.1929u. 22.2.1929, LAS, 301.4549.).
Moritz Radusch: Geboren am 10.10.
1890 in Pokalna.Hobler/Dreher.1921
Vorsitzender des Kieler Erwerbslosen-
ausschusses. 1923
Parteischule Jena, anschließend Par-
teisekretär in Stettin. 1928 Untergau-
führer des RFBin Kiel. 1929 Parteiaus-
schluß und KPDO-Vorsitzender in
Kiel.
146 Wie Anm. 104. Walter Malehin:
Geboren am 10.4.1895 in Kiel. Kes-
selschmied/Büroangestellter. 1927-
-1929 stellvertretenderLeiter von Orts-
gruppe und Untergau Kiel des RFB.
1929KPDO.
147 Zu Geesthacht vgl. Bergmann, S.
444; — Tjaden, Bd. 2, 5.52-54; — Au-
gustZiehl,Geesthacht. 60 JahreArbei-
terbewegung 1890-1950, Geesthacht
o.J. [1958].
148 GdS,Nr. 42 v. 19.10.1929 u.Nr. 44 v.
2.11.1929.DieBezirksleitung Wasserkante
hatte drei führende Rendsburger KPD-
Genossen aus der Partei ausgeschlossen.
Deren Kritik ander Arbeit der Bezirkslei-
tung war bis dahin nach Angaben der
KPDO „ohne fraktionelle Bindung" arti-
kuliert worden. Bei den Kommunalwah-
len im November 1929 kandidierte die
KPDO hier mit einer eigenen Liste und
konnte 130 Stimmen für sich verbuchen,
während die Mehrheits-KPD 308 Stim-
menerzielte(GdS,Nr.47v.23.11.1929.).
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einfach abgehängt" und konstituierte sich Anfang 1930 als
Ortsgruppe der KPDO.149 InHoltenau,wo keine Grundeinheit
der KPD existierte, referierte Otto Preßler Anfang November
1930aufeiner mit 70 Anwesendengut besuchtenKPDO-Veran-
staltung.Bevordie Versammlungordnungsgemäß durchgeführt
werden konnte, kam es jedoch zu handfesten Auseinanderset-
zungen mit der kommunistischen Konkurrenz, über die das
KPDO-Wochenblatt berichtete: „Als die Versammlung gerade
eröffnet wurde, suchte eine 20Mann starke Sprengkolonne, die
von der kommunistischen Unterbezirksleitung organisiert war,
gewaltsam, ohne dasfestgesetzteEintrittsgeld zu zahlen, inden
Versammlungsraum einzudringen. Mit Bierseideln und Stühlen
traktierten sie den Kassierer. Empört eilten die anwesenden
Arbeiterdem argbedrängten Genossen zuHilfe."150 1932 führte
der Kieler Unterbezirk der KPDO Wahlveranstaltungen in
Heikendorf, Neuheikendorf, Brodersdorf und Lutterbek
durch.151 Damit wurde in undum Kieldie inder Zentralemani-
feste Abspaltung auch organisatorisch nachvollzogen. Aber
nicht alle dem Konzept einer revolutionären Realpolitik nahe-
stehenden KPD-Funktionäre mochten sich vonder Partei tren-
nen. Alois Schlichting, der bis 1928 noch als Stadtverordneter
und Redner der KPD inder Provinz gearbeitet hatte, zog sich
nach 1928/29 aus der Parteiarbeit zurück und leitete nur

,49GdS, Nr. 46 v.16.11.1929 u. Nr. 7 v.
15.2.1930.'5»GdS,Nr.44v. 1.11.1930.
»i GdS, Nr. 23v.5.11.1932.

Regionale VerteilungderKPDO-Orts-
gruppen (aus: Bergmann, 5.461.) Die
Hochburgen derKPDO lagen in Sach-
sen/Thüringen, Schlesien undeinigen
Regionen Süd- und Westdeutschlands.
ImBezirk Wasserkante hattedie Op-
position wenig Rückhalt, weil Füh-
rungsgremien wie das Gros der Mit-
gliedschaft seit Gründung der KPD
stark nach links tendierten. Schwer-
punkteder KPDO im Norden waren
Kielmit denumliegenden Gemeinden,
Rendsburg undGeesthacht.
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noch die örtlicheRote Hilfe, die im Zuge der innerparteilichen
Differenzen ebenfalls starke Mitgliederverluste hinnehmen
mußte. 152

DieKPDO entwickelte inKiel undUmgebung rege Aktivitä-
ten und die zentrale Führung beobachtete die Entwicklungen
im Norden mit Aufmerksamkeit. Anders als die KPD richtete
dieOpposition für Kielund Umgebungeineneigenen Parteibe-
zirk ein, der unabhängig von Hamburg direkt von der Berliner
Parteizentrale angeleitet wurde. Otto Preßlers Tochter erinnert
sich, daß Brandler ihren Vater aufsuchte:„Ich weiß noch, wie's
malDorsch zu Hause gab undBrandler kam zuMittag. Mein
Vater hatte zu mir gesagt: .Nachher kommt ein kleiner dicker

Mann."153 Möglicherweise fand dieses Treffen bereits auf dem
Höhepunktder Parteispaltung Anfangdes Jahres 1929 statt. Im
Januar oder Februar hatte nämlich Brandler die Genossen an
der Fördebesucht und zuden Auseinandersetzungenim Jahre
1923 referiert — einThema, dasbeidenKielern,diediePolitik
der Fischer/Maslow-Führung seinerzeit massiv kritisiert hat-
ten, großen Anklang gefundenhabenmuß. 154

Zu Mitgliederversammlungen trafen sich die KPDO-Genos-
sen in dem Lokal „Die Perle" in der Lübecker Chaussee.155

Oftmals kamen die politischen und persönlichenFreundeaber
auch inPreßlers guter Stube inder Wohnung Heintzestraße 22
zusammen, die die Familie von 1927 bis zu den ersten Kieler
Bombennächtenbewohnte.Wie später danninElmschenhagen,

Heinrich Brundier (1881-1967). 1901
SPD, 1914 Organisationder Parteilin-
keninChemnitz.1921Mitvorsitzender,
1923 Vorsitzender der KPD. Oktober
1923 Leiter der sächsischen Staats-
kanzlei. 1924 wegen„rechtsabweichle-
rischer Tendenzen"der Funktion ent-
hoben. EmigrationindieUdSSR. 1928
Rückkehr nach Deutschland, 1929
Ausschluß aus KI und KPdSU. Seit
Dezember1928Mitglied derReichslei-
tungderKPDO. 1933 Emigration,spä-
termehrfachinterniert. 1941-1946Auf-
enthaltinKuba,1947/48London.1949
Rückkehr nach Westdeutschland,dort
Leiterder„Gruppe Arbeiterpolitik".
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traf man sich auch in der Heintzestraße, um sich unter einem
Farbdruck des StielerschenGoethe-Portraitsdie Köpfeüber die
revolutionäre Strategieund Taktik heiß zureden.

InKiel schlugen sich die Differenzen zwischender offiziellen
Parteilinie und den „Rechtsabweichlern" vor allem in der Be-
triebs- und Gewerkschaftspolitik nieder.Für Otto Preßler hatte
eine entscheidende Bruchstelle in der verfehlten Gewerk-
schaftspolitik der Thälmannschen Parteiführung gelegen.156

Als von ihr die Losung ausgegeben wurde, separate Listen zu
den Betriebsratswahlen aufzustellen, widersetzte sich Otto
Preßler dem,und er, der seiner Partei nun nicht mehr angehör-
te, fanddabeiinnerhalb der Kieler KPDnicht wenige Verbünde-
te. Schon 1929hatte lediglich aufderGermaniawerft eine „revo-
lutionäre Liste" kandidiert, die immerhin vier Mandate errin-
gen konnte — ein Sitz mehr als die kommunistische Fraktion
vordem innegehabt hatte. Diesen für die Fördestadtinsgesamt
schmalen Erfolg — 796 Stimmen bei 13 000Kieler Werftarbei-
tern

— lastete die Kieler Parteiführung nicht zuletzt der
„Brandler-Fraktion"an.157 Dabei, so machte die Parteiopposi-
tion geltend, hatte das regionale KPD-Organ „Norddeutsche
Zeitung" kurz vor den Wahlen über eine Vertrauensleute-Ver-
sammlung der Germaniawerft berichtet, in der der Betriebs-
ratsvorsitzende den Kommunisten angebotenhabe,,„dieOppo-
sition solle ihre Liste fallen lassen, dafür biete er ihr vier Sitze
auf der freigewerkschaftlichen Liste an.'" Die KPD-Genossen
aber .„hielten denNacken steifundbeharrten aufihrer Liste.'".
Von einem Erfolg der oppositionellen Liste konnte somit nicht
die Rede sein. Das KPDO-Blatt kommentierte das Ergebnis
dennauch knapp: „Die vieraufder .Oppositionsliste'bedeuten
ein Dutzend weitere Ausschlüsse aus dem [Metallarbeiter-] Ver-
band."151, In der Tat hattedie eigenständigeKandidatur verhee-
rende Folgen für die kommunistische Präsenz auf der Werft.
Ein halbes Jahr nach der Betriebsratswahl traten von denehe-
mals zehn Kandidaten,diedieKommunisten nominiert hatten,
nur noch zwei in Erscheinung. Nach Recherchen der KPDO
war ein Teil von ihnen noch vor der Wahl oder bald darauf aus
dem Betrieb entlassen worden. Andere hatten dem Druck der
Gewerkschaftsführung nachgegeben, sich entweder von ihrer
Kandidatur zu distanzieren oder ausgeschlossenzu werden.159

Das Ergebnis der separaten Liste auf der Germaniawerft war
also — für alle Kieler Kommunisten nachvollziehbar — nicht
eine Stärkung des revolutionären Flügels, sondern seine
schwindelerregendeDezimierung.

Dieunbefriedigenden Ergebnisseder Betriebsratswahlen ver-
anlaßten die Bezirksleitung Wasserkante im darauffolgenden
Jahr, auf einen forcierten Ausbau der Positionenzu drängen.
Das gelang imBezirksmaßstab weitgehend, wo nunmehr etwa
80 Listen gegenüber 15 im Vorjahr aufgestellt wurden, die
beachtliche Stimmenanteile gewinnen konnten. Allein im Un-
terbezirk Kiel waren die Verhältnisse nach Einschätzung der
Hamburger Leitung sehr schlecht. 1929hattedie oppositionelle
Liste auf der Germaniawerft immerhin noch 796 Stimmen auf
sich vereinigenkönnen(gegen2134Stimmender SPD-Kandida-

,!2 Wie Anm. 104. DieOrtsgruppe der
Roten Hilfe soll nach Polizeiangaben
1928 1.000, 1931 nurnoch 600 Mitglie-
der gezählt haben. Im Sommer 1930
hatte Schlichting sich einem Diszipli-
nierungsversuch der KPD-Bezirkslei-
tung gegen die Kieler Rote Hilfe wi-
dersetzt und war seiner bereits ange-
kündigten Absetzung mit dem Rück-
tritt zuvorgekommen. Die Hamburger
Bezirksleitung lenkte schließlich ein
und der schwelende Konflikt wurde
vorerst beigelegt, ohne jedoch gründ-
lich bereinigt wordenzusein (GdS, Nr.
35 v.30.8.1930.). Auch im KJVDhatte
sich die Spaltung niedergeschlagen.
Dort wurden 1927 200 Mitglieder ge-
zählt, 1931 jedoch noch gerade 80
(Wie Anm. 104.). Der Führungswech-
sel im RFB hattedie Organisation so
geschwächt, daß ernsthaft erwogen
wurde, die „Untergauführung" des
RFB mit der Unterbezirksleitung der
KPD zusammenzulegen, was aller-
dings amEinspruchder RFB-Bundes-
leitung scheiterte (Regierungspräsi-
dent an Oberpräsidium, 22.2.1929,
LAS,301.4549.).
133 Gespräch Lisa Herrmann. Zum
Organisationsbezirk: Bergmann,S.lsB
f.Später— vielleicht mit dem Aderlaß
in den Jahren 1931/32 — wurde der
Bezirk Kiel wieder aufgehoben und
mit Hamburg erneut zumBezirk Was-
serkante vereinigt (Vgl. Anm. 185.).
154 GdS, Sonderbeilage Nr.4, März
1929. Brandlersprachein weiteres Mal
in Kiel am 11. November 1930 vor200
Teilnehmern(GdS,Nr.4B v. 29.11. 1930.).
153 WieAnm. 104.
,36 Gespräch Günter Wilke;

—
Ge-

sprächLisaHerrmann.
137 Bereits Anfangdes Jahres hatteein
Kieler Vertrauensmann im KPDO-
Blattdie „Germaniazelle" als,„rechts'
oder versöhnlerisch verschrieen" apo-
strophiert (GdS, Sonderbeilage Nr.2,
Januar 1929).
138 GdS, Nr. 17 v.27.4.1929. Einebald
darauf mit erheblichem Werbeauf-
wand angekündigte„Werftarbeiterver-
sammlung" der KPD, bei der der
kommunistische Reichstagsabgeordne-

linkeSeite unten:
7925 in der Wohnung der Familie
Preßler, Heintzestraße 22, Kiel-Gaar-
den. V.1.n.r.: Otto Preßler, Lene und
Roman Holdt, Clara Preßler, Frahm,
MoritzRadusch. Ander WandGoethe
undaufdem Tisch die „RoteFahne",
die „Metallarbeiter-Zeitung"undeine
Schrift des„InternationalenSozialisti-
schen Kampfbundes" (ISK), einer
nichtmarxistischen, aberantibürgerli-
chen revolutionären Avantgardegrup-
pierung, die 1925 als „Internationaler
Jugendbund" aus SAJund SPD aus-
geschlossen worden war.
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ten). 1930 jedochblieben die Kommunisten mit 475 gegenüber
2320 sozialdemokratischen Stimmen weit unter dem Vorjahres-
ergebnis. Vor allem aber konnte die Strategie „revolutionärer
Listen" nicht auf andere Kieler Großbetriebe ausgeweitet wer-
den — und das, obwohl sieEnde1929durchdieGründung der
„Revolutionären Gewerkschaftsopposition" (RGO) neue
Schubkraft erhalten hatte. Im Vorfeld hatte die Parteiführung
kategorisch verlangt: „kein gemeinsames Vorgehen, keine ge-
meinsamen Listen mit den Verrätern".160 Während die Positio-
nender Partei im Metallarbeiterverband auf Bezirksebene aus-
gebaut werden konnten, hatte man den bisherigenEinfluß in
Kiel „völlig verloren". Hamburg konstatierte allenthalben die
bezirksweit schlechtesten Ergebnissein Kiel: „Hier zeigen sich
die ganzen Auswirkungen einer opportunistisch durchgeführ-
ten Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit. Es gelang uns hier nur
auf der Germaniawerft und nur unter stärkster ideologischer
Auseinandersetzungmit einem Teil der Parteigenossen eine re-
volutionäre Liste aufzustellen, während es uns auf den
Deutschen Werken und der Howaldt-Werft durch die Zerset-
zungsarbeit der Liquidatoren, die nicht immer mit der genü-
genden bolschewistischen Klarheit von der Parteiorganisation
in Kiel zurückgeschlagen wurden, nicht möglich war, rote Li-
sten aufzustellen."161 Bei den Deutschen Werken sei man sogar
„offen mit den Sozialfaschisten gegen die revolutionäre Ge-
werkschaftsopposition" vorgegangen.162 In den kommunisti-
schen Hochburgen, der Germaniawerft und den Deutschen
Werken, erschienen 1929/30nicht einmal mehr Betriebszeitun-
gender KPD163,während noch1928 inbeiden Schwerpunkten
wie auch ineinem LederbetriebundbeiBohn&Kahler,der Ar-
beitsstelle Otto Preßlers, publizistisch gearbeitet worden
war.164 Die Bezirksleitung Wasserkante ahndete die oppositio-
nellen Regungen anläßlich der Betriebsratswahlen mit dem
Ausschluß der früheren Germania-Betriebsräte Manthei und
Ronies Anfang März 1930.165 Der Versuchder Kieler Unterbe-
zirksleitung, in der Großbäckerei Steffens dieKandidatureiner
„RotenListe" gegen den Willen der dort beschäftigtenGenos-
sen durchzusetzen,endetemit deren Austritt aus der Parteiund
dem Anschluß der Mehrzahlan dieKPDO.166

Die Verschiebungder taktischen Dispositionen der KPD-Par-
teiführung im gewerkschaftlichenBereich war ganz offensicht-
lich für viele Kieler Kommunisten nicht mehr tragbar. Otto
Preßler sah mit einem überproportional großen Anteil von
ihnen keine reale Alternative in separaten revolutionären Ver-
bänden und Listen, sondern bevorzugte eine revolutionäre
Gewerkschaftsarbeit auf der Basis gewerkschaftlicher Ein
heit.167 DieDissidenten unter Brandler und Thalheimer favori-
sierten überhaupt eine moderatere Politik gegenüber der
Sozialdemokratie und formulierten damit grundsätzliche
Alternativen in einem Kernbereich kommunistischer Bündnis-
politik, die von der Mutterpartei — wenn nicht quantitativ, so
doch qualitativ — als ernstzunehmende Konkurrenz gewertet
werden mußte. Wenn auch die Gesamtmitgliederzahl die 6500
nicht überstieg, so fanden sich inder KPDO vor allem langjäh-

te Max Maddalena am 24. April im
Gewerkschaftshaus referieren sollte,
wurde bei knappzwei DutzendAnwe-
senden wegen schlechter Beteiligung
nicht abgehalten. Unverdrossen kom-
mentierte die „Norddeutsche Zei-
tung": „Der Mißerfolg dieser Ver-
sammlung ist keinerlei Anlaß, auch
nur einen Millimeter vor denReformi-
sten zurückzuweichen, sondern im
Gegenteilein Ansporn für die Genos-
sen,die Massen in den Betriebenauf-
zurütteln und zu mobilisieren usw!'
(Zit. nachGdS, Nr.lB v.4.5.1929.).
,39 GdS, Nr.47v.23.11.1929.
160 Zit.nachWeber, Hauptfeind,5.25.
,61 Wie Anm. 113. Vgl.dazuauch: Der
Leninist, April 1929; — GdS, Nr. 14 v.
5.4.1930.
162 Wie Anm. 113.
163 Ebenda.
im \Yie Anm. 123. Bereits Anfang
1929 hattesich der taktischeSchwenk
der KPD in der Gewerkschaftsfrage
äußerst negativ ausgewirkt. Bei den
Neuwahlen zur Ortsverwaltung des
Metallarbeiterverbandes hatte die
kommunistische Opposition im Jahre
1928 noch 251 Stimmenfür sichverbu-
chen können, während es Anfang
März 1929 nur mehr 66 waren (GdS,
Nr. 11v.16.3.1929.).
163 GdS, Nr. 10 v. 8.3.1930. Beidehat-
ten entgegen dem Parteibeschluß auf
der gewerkschaftlichen Einheitsliste
kandidiert (GdS, Nr.35 v.30.8.1930.).
"»GdS, Nr. 14v.5.4.1930.
167 Wie Anm. 5.

linkeSeite:
Erste Ausgabe der KPD-Betriebszei-
tungfür dieBeschäftigtender Germa-
niawerft von 1926. Die Kommunisten
forderten die Einhaltung des Acht-
Stunden-Tages undprangerten erfolgte
wie bevorstehende Entlassungen an.
DieKritik anMißständen sollte dieBe-
legschaft davon überzeugen, „da alle
SchmarotzerundBlutsauger deskapi-
talistischen Systems beseitigt werden
müssen".
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rige Parteimitglieder zusammen, die einenRückfall indie linke
Periode der Fischer/Maslow-Führung und die Reduktion der
Einheitsfront-Strategie auf eine lediglich „von unten" zu füh-
rende Taktik für verhängnisvoll hielten. Zugleicherarbeitete die
KPDO-Führung eine Reihe weiterer politischer Konzeptionen,
die der realen Problemlage amEndeder Weimarer Periode eher
gerecht wurden als wesentliche Politikmuster der KPD-Füh-
rung. Hier ist insbesonderedie frühe und in weiten Teilen ad-
äquate Faschismus-Definition Thalheimers zu nennen, die die
erst 1935hinreichendmodifizierte Einschätzung der Komintern
in wesentlichenZügen und differenzierter bereits vor 1930 und
damit als reale Eingriffsoption vorwegnahm.168 Als zentrales
Problemerwies sich jedoch,daß dieKPDObei aller politischen
Legitimation immer eine marginalisierte Splittergruppe blieb,
die nicht annähernd ein ähnliches Massenpotential wie die
KPD binden konnteund damit in ihrer politischen Breitenwir-
kunghöchstbeschränktblieb. Das veranlaßte die Anhänger der
kommunistischen Mehrheitspartei die Opposition abfällig als

168 Die Überlegungen Thalheimers
finden sich komplex in: August Thal-
heimer,Über denFaschismus, in: Texte
zur Faschismusdiskussion I. Positio-
nen und Kontroversen, hrsg. v.Rein-
hard Kühnl, Reinbek 1974, 5.14-30.
Vgl. Abendroth,S.IIBL Die Analysen
Thalheimers, gestützt auf Marx' Bo-
napartismusdefinition, erlangten ins-
besondere in der Faschismusdebatte
der Endsechziger undSiebziger Jahre
erheblicheBedeutung (Vgl. z.B. Eike
Hennig, Bürgerliche Gesellschaft und
Faschismus in Deutschland.Ein For-
schungsbericht, Frankfurt/M.1977,S.
39f.;

—
Hans-Gerd Jaschke, Soziale

Basis undsozialeFunktion desNatio-
nalsozialismus. Studien zur Bonapar-
tismustheorie. Mit einem Vorwort v.
EikeHennig, hrsg. v.Institut f. histo-
risch-sozialwissenschaftliche Analy-
sen,Opladen1982, S.2off.).

Frontseite des KPDO-Organs „Gegen
denStrom"vom2.November1929. Im
Gegensatzzu denEinsichten der bei-
dengroßen linkenParteiblöckewertete
dieKPDObereits frühzeitig undauch
angesichts scheinbarer Niederlagen
der NSDAPdenFaschismus als akute
Gefahr. Aus dem Volksbegehren Hit-
ler-Hugenberggegen den Young-Plan
schlußfolgerte die Gruppe, „da Hu-
genberg und mit ihm weitere Kreise
des Großkapitals heute aufdiefaschi-
stischeKartesetzen".„Noch ist diefa-
schistische Massenbewegung nicht so
stark, da das Großkapital darauf ver-
zichtenkönnte,mit demReformismus
zusammenzuarbeitenunddaes dasfa-
schistische Ziel der Zertrümmerung
aller, auch der reformistischen Mas-
senorganisationen, verwirklichen
könnte. Aber die allgemeine Tendenz
der Umgruppierung innerhalb der
bürgerlichen Klassen Deutschlands
weist nachrechts"
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„KP-Null"zu verspotten. Immerhin erreichte sie in ihren regio-
nalen und lokalen Schwerpunktenbisweilen erheblichen Ein-
fluß und blieb mitunter, so auch inKiel,vor allem von der per-
sonellen Zusammensetzungher durchausrelevant.

Die Mitgliederzahl der Kieler KPDO blieb bis Mitte 1931
konstant bei 100; die Zahl der Aktiven indes dürfte erheblich
niedriger anzusetzen sein.169 Für dieFolgezeit liegenkeine Stär-
kemeldungen vor, jedochkann vermutet werden, daß die Grup-
penstärkeeher zurückging, weil sich inder zweiten Jahreshälfte
1931 eine starke Minderheit von reichsweit etwa einem Viertel
der entstehenden „Sozialistischen Arbeiterpartei Deutsch-
lands" (SAPD) anschloß, dem nunmehr organisatorisch ver-
selbständigten „verkleinerte^] Spiegelbild der breiten linken
Strömung innerhalb der SPD seit der Jahrhundertwende"
(Helga Grebing).170 Otto Preßler entschied sich mit Brandler
und Thalheimer für den Verbleib inder KPDO — inder Hoff-
nung, die Transformationder KPD im Zuge des als immer not-
wendiger erachteten einheitlichen antifaschistischen Abwehr-
kampfes doch nochdurchsetzenzu können.Auch inKiel hatte
es Diskussionen über einen möglichenAnschluß an die SAPD
gegeben, zu der bereits die befreundete USPD-Gruppe ge-
schlossen übergegangen war. Nur noch elf oppositionelle
Kommunisten waren anwesend, als Anfang Januar 1932 über
die Beschlüsse der vorangegangenen 4. Reichskonferenz der
KPDO diskutiert werden sollte,die insbesondere über die Hal-
tung zur eben gegründeten SAPD tiefgehende Meinungsver-
schiedenheiten offenbart hatte.Mit neun gegenzwei Stimmen
bekannte sich die Mehrheit zu denBeschlüssen der Reichskon-
ferenz, indenen vor allem darauf gesetzt wurde, sich selbst als
linke Alternative jenseits der großen Parteiblöckezuetablieren
und die SAPD als Konkurrentin eher auszustechenals mit ihr
ineine Arbeitsgemeinschaft zu treten. Die Kieler Minderheit in
Person der Genossen Weiß und Bartscherklärte jedoch,dieBe-
schlüsse der Mitgliederversammlung als verbindlich anzusehen
und fortan die Linie der 4. Reichskonferenz zu vertreten. Wie
brüchig allerdings dieses Ergebnis war, zeigte sich an einem in-
nerparteilichen Disput über die Frage, ob Weiß, der bereits als
Delegierter auf der Reichskonferenz für die Positionen der
Minderheit votiert hatte, nun zur SAPD gehen würde oder
nicht — ein Gerücht, das seitens des Kieler SAPD-Vorstandes
Verbreitung fand.171

Die organisatorische und mitgliedermäßige Konsolidierung
der Kieler KPDab Ende1930/Anfang 1931 schlug sich auchin
der Betriebsarbeit nieder. Zwar konnte die Zahl der Betriebs-
gruppen kaum erhöhtwerden; die Arbeit der neuen Parteifüh-
rung, die ab Januar 1930 hauptamtlich von HeinrichSchmidt
übernommen worden war trug jedochbald Früchte. 172 Vordem
Hintergrund der scharfen linken Akzentuierung der zentralen
Parteilinie gelang es der Kieler Leitung vor allem, diejenigen
radikalisierten Mitglieder zurückzugewinnen, die sich mit der
Ausschaltung der linken Parteispitzen zurückgezogen hatten
und nun wieder zur Parteiarbeit bereit waren.173 Im Zuge der
damit eingeleitetenpolitischen Linkswendungkonnte auch die

1(9 Wie Anm. 104.
170 Grundlegend: Hanno Drechsler,
Die Sozialistische Arbeiterpartei
Deutschlands (SAPD).EinBeitrag zur
Geschichte der deutschen Arbeiterbe-
wegungam Endeder Weimarer Repu-
blik, Meisenheim am Glan 1965 (=
Marburger Abhandlungen zur Politi-
schen Wissenschaft, Bd. 2.). Zu Kiel
vgl. denschmalenHinweis in GdS,Nr.
23 v.5.11.1932.
171 GdS,Nr. 2 v.16.1.1932.
172 Wie Anm. 104. Heinrich Schmidt
waraufdem 12. Parteitagder KPD im
Juni 1929 zumKandidatendesZK ge-
wählt worden.Bis zum Januar 1930
hatteder LandtagsabgeordneteGustav
Bruhn den Unterbezirk geleitet, der
aber dann als Leiter der „Landabtei-
lung" zur Bezirksleitung nach Ham-
burg ging(Vgl. z.B.GdS,Nr. 17 v.27.4.
1929 u. Nr. 49 v. 7.12.1929; — Lucie
Suhling, Der unbekannte Widerstand.
Erinnerungen. Unter Mitarbeit von
UrselHochmuth, Frankfurt/M.1980,
5.85.). Seit dem Jahresbeginn 1932
füngierte der Reichstagsabgeordnete
Christian Heuck als Unterbezirksse-
kretär (Vgl. z.B. NE,Nr. 149 v. 31.12.
1948; — GdS, Nr.3v.30.1.1932.).
173 Wie Anm. 104. Ander Fördegalten
vor allem die Seeleute unddie „Zelle
Bau"als Exponentendes linken Kurs-
es. Als die KPD-Parteiführung im
Frühjahr 1930 die gröbsten Entglei-
sungen der Sozialfaschismusthesekor-
rigierte, gehörtensie zuden Kritikern
dieserEntscheidung (GdS, Nr.35v.30.
8.1930.). Zur Aufnahme der zentralen
Vorgaben zur konkurrierenden Ge-
werkschaftarbeitin Kiel vgl. für 1931
z.8.: Der Polizeipräsident in Kiel an
den Regierungspräsidenten, Schleswig,
26.6.1931, LAS,301.4532.
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RGO-Strategie in denKieler Betrieben gegen die vorhandenen
Widerstände durchgesetzt und sogar verblüffende Erfolge er-
zielt werden.1931kandidiertenListender RGO inmehreren Be-
triebenund setzten sich aus dem Standan die Spitze aller Zen-
trender deutschen Metallindustrie.174 DieRGO stellteindiesem
Jahr bei einem Zuwachs von 19,4% gegenüber dem Vorjahr
26,5% aller Betriebsräte indenKieler Metallbetrieben.Die So-
zialdemokraten büßten 18,6% ein und besetzten nurmehr
70,7% der Sitze.175 Mit diesenErgebnissen und unter Berück-
sichtigung ihrer Sozialstruktur erscheint dieKieler KPD 1931/
32 als Kraft mit einemrelativ schwachen Anteil an Betriebsar-
beitern,die jedoch über erheblichen betrieblichen Einfluß ver-
fügtenl76 und einem überproportional großen außerbetriebli-
chen erwerbslosen Sektor. Dieses Bild signalisiert, unter Be-
rücksichtigung einer bedeutenden Abwanderung erfahrener
„rechter" Kader aus der Betriebs- und Erwerbslosenarbeit in
denJahren 1924/25und 1929 undder Wiederaufnahme „ultra-
linker" Politikelemente durch die zentrale Parteiführung, eine
qualitativ neuartige und nahezu uneingeschränkteHegemonie
linker Positionen innerhalb der Kieler KPD. Dadurch wurden
kurzfristigbeachtlicheErfolge inder oppositionellen Betriebs-
arbeit und die Gewinnung akut radikalisierter Erwerbsloser für
die Partei ermöglicht. Dabei blieb die Partei organisatorisch
schwachund kam auch am Jahreswechsel 1932/33 mit 1500 bis
1600 Mitgliedernnicht über 14% der 12.000Mitglieder starken
SPD177 hinaus.178 Wesentliche Teile der bisherigen erfahrenen
und realpolitische Positionen favorisierenden Führungskader
der Partei wie OttoPreßler, Raduschund Schlichting, warenbis
dahin administrativ ausgegrenzt oder innerhalb der KPD poli-
tischdemotiviert worden.

Die KPDO konnte auch in Kiel kaum die selbstgewählte
Funktion eines Katalysators der Einheitsfront ausfüllen, ob-
wohl man sich um deren Zustandekommen bemühte. Bereits
Ende 1930 hatte die örtlicheOpposition gemeinsam mit den
Restender an der Fördenoch arbeitendenUSPD

— zudiesem
Zeitpunkt nur noch eine margmale Splittergruppe

—
zur Bil-

dung eines „antifaschistischen Kartells" aufgerufen.l79 Die
Teilnehmer der Gründungsversammlung stellten weitgehende
Übereinstimmungen fest, vertraten jedoch unterschiedliche
Auffassungen hinsichtlich einer möglichenBeteiligung am von
derKPDinitiierten „Kampfbund gegen denFaschismus". Wäh-
rend Otto Preßler für eine Beteiligung der linken Splitter plä-
dierte, befürchteten die USPDIer, „daß es sich hier wieder um
einen reinkommunistischen Parteiladen handele, zu dem der
größte Teil der Arbeiter kein Vertrauen gewinnen könne."Man
konstatierte„überall Bestrebungen zur Gründung einer .verei-
nigtenArbeiterpartei'" undbeschloß zur Abwehr der National-
sozialisten die Erstellung einer gemeinsamen „antifaschisti-
schen Plattform", an deren Ausarbeitung sich neben anderen
dreiKPDO-Mitglieder undeinSozialdemokrat beteiligten.Den
Bestrebungen, eine „vereinigte Arbeiterpartei" zu gründen,
mochte dieKPDO-Führung jedochnicht zustimmen: „Denop-
positionellen sozialdemokratischen Arbeitern muß klar ge-

174 Zu den intensiven Wahlvorberei-
tungen durch die Unterbezirksleitung
vgl.: Arbeitsplan des Unterbezirks
Kiel,Monat Februar-März1931, o.D,
LAS, 301.4532. Noch EndeNovember
1930 zählte die RGO lediglich
157 Mitglieder — 70 Bauarbeiter und
87 Seeleute.Metallarbeiterkonntenbis
dahin nicht gewonnen werden (GdS,
Nr.4Bv. 29. 11. 1930.).
173 Erst mit 14,4% rangierten die
RGO-Anteile inder DresdenerMetall-
industrie an zweiter Stelle der RGO-
Hochburgen im Metallgewerbe.Ham-
burg erscheint mit 13,2% an dritter
Position (hier minus 0,9% gegenüber
dem Vorjahr und 84,5°7o sozialdemo-
kratische Betriebsräte) (Heinrich Au-
gust Winkler, Der Weg in die Kata-
strophe. Arbeiter und Arbeiterbewe-
gung in der Weimarer Republik 1930
bis 1933,Berlin,Bonn 1987, Anhang.).
176 Als den für das Jahr 1931 vorlie-
genden Zahlen ergibt sich, daß mit ei-
nem ausgewiesenen Betriebsarbeiter-
anteilvon10%(WieAnm. 117.) beica.
1.200 KPD-Mitgliedern (Wie Anm.
104.) und zehn Betriebsgruppen
(Ebenda. Hierzu sindnebenden acht
angeführten Gliederungen in den
Großbetrieben auch die Zellen „Bau"
und „Schiffahrt" zu zählen.) die
durchschnittliche statistische Stärke
der Betriebsgruppen bei zwölfMit-
gliedern lag. Faktischdürfte sie noch
niedriger anzusetzen sein, da der eine
oderandereBetriebsarbeiterinHand-
werks- oder Kleinbetriebengearbeitet
haben wird,die wederdurchdie Grup-
pen in den Grobetrieben noch durch
die beiden bestehenden Branchen-
gruppenerfaßt wurden.
177 Nach Angaben des früheren Par-
teisekretärsErnst Tessloff (Die Bemü-
hungen zur Schaffung einer Einheits-
front, 11. 8. 1945,GET,KPD 1945-47.).
n8Reichsweit konnte die KPD im-
merhin etwa ein Drittel der sozialde-
mokratischen Mitgliederzahlen errei-
chen.
179 GdS, Nr.44 v. 1.11.1930.
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macht werden, daß es sich jetzt nicht um die Schaffung neuer
Parteien handeln kann. Jetzt ist die Schaffung antifaschisti-
scher Kartelle und überparteilicher proletarischer Klassenweh-
ren die Aufgabe, für die sich alle denkendenklassenbewußten
Arbeitereinsetzenmüssen." 1*0

Den frühen Vereinheitlichungsbestrebungender linken Split-
ter gegen die virulente faschistische Gefahr folgten die Anhän-
ger der beiden großen Parteien der Arbeiterbewegung nur in
Ausnahmefällen. SPD wieKPD waren eher bestrebt, die jewei-
ligen Hegemonieansprüche zu legitimieren, als sich in zweifel-
hafte Bündnisse mit ehemaligen Parteidissidenten einzulassen.
Als es schließlich doch noch um die Bildung einer gemeinsa-
men antifaschistischen Abwehrfront ging, wurden die lokalen
Auseinandersetzungenseitens der SPD

—
so weit zu sehen ist— ausschließlich mit der KPD geführt. DerenEinheitsfrontpo-

litik hattesichmit der Bildung der „Antifaschistischen Aktion"
im Frühjahr 1932 zwar politisch vielversprechend gewandelt.
Das Zustandekommen der Einheitsfront konnte jedoch durch
die Beibehaltung eines kommunistischen Führungsanspruchs
kaum durchschlagend gefördert werden. Auch innerhalb der
SPD mehrtensich bereits Anfang der dreißiger Jahre die Stim-
men, dieeinEinlenken der Partei forderten. Ineiner diesbezüg-
lichenDebatte inder SHVZ forderte der Sozialdemokrat Hein-
richJarr: „Esmuß immer wieder versucht werden, eineproleta-
rische Einheitsfront zu bilden unter Erfassung aller Proletarier,
auch der Kommunisten. Lieber sollten die beiden Arbeiterpar-
teien sich gegenseitig zur Erreichung der Geschlossenheit
Konzessionen machen, als dem Kapitalismus und seinen Par-
teien Zugeständnisse zum Schaden des Proletariats."1*1 Diese
Positionen waren jedoch in der Kieler SPD-Führung kaum
mehrheitsfähig. 1931 ließ der örtliche Parteivorsitzende Wil-
helm Schweitzer verlauten: „Mögen die kommunistischen
Arbeiter zu uns zurückfinden, dann wird dieEinheitsfront da
sein,'— 1*1 — ein für die KPD-Anhänger ebensowenigernstzu-
nehmender Vorschlag wie es die kommunistische Strategie der
Einheitsfront vonunten unter Ausschluß der SPD-Führung für
Sozialdemokraten war. In der ersten Jahreshälfte 1932 wurden
dieRufe nach einer Einheitsfrontstärker; diediesbefürworten-
den Diskutanten auf der Kieler Mitgliederversammlung der
SPD wurden jedoch vonOtto Eggerstedtmit dem Hinweis zu-
rückgewiesen, die Bereitschaft der KPD zur Einheitsfront sei
nicht zu überschätzen. Immerhin nahmen noch Vertreter der
sozialdemokratischen Jungen Front an einer Mitgliederver-
sammlung des KJVD teil, in der die Bedingungeneinheitlicher
Aktionenverhandelt wurden.Wie die sozialdemokratischePar-
teiführung erteilte aber auch die Kieler Spitze jeglichen Ein-
heitsfrontbestrebungen eine barsche Absage. Um den Jahres-
wechsel 1932/33 zog sich Otto Eggerstedt vor denKieler Mit-
gliedernauf denStandpunkt zurück, dieEinheitsfrontseinicht
durch „taktische Manöver"herzustellen, sondern durch die
Aufnahme direkter Verhandlungen zwischen Zweiterund Drit-
ter Internationale.183

Am Ende der Weimarer Republik stand also die Niederlage

180 ImJanuar 1932 ergriff die örtliche
KPDO-Gruppe die Initiative zu einer
gemeinsamen Fraktionsversammlung
der linken Opposition im Metallarbei-
terverband, um zur Formierungeiner
einheitlichen oppositionellenListe bei
der Vertreterwahl zu gelangen. Man
bildeteeine Fraktionsleitungaus je ei-
nem KPDO- und SAPD-Vertreter so-
wieeinemParteilosen. Die KPDsollte
um Unterstützung gebeten werden,
was der neue Unterbezirkssekretär
Christian Heuck jedochbrüsk ablehn-
te: teilenwir Ihnen mit, daß wir es
ablehnen,mit Ihnen,d.h.mitehemali-
gen Renegatenund Parteischädlingen
irgendwelche Einheitsfrontpolitik zu
machen!' (GdS, Nr. 3v.30.1.1932.).
181 Zit. nach Thomas Klaffke, Die Kie-
ler Sozialdemokratie in den letzten
Jahren der Weimarer Republik. Orga-
nisation, IdeologieundPolitik,Staats-
examensarbeit,Ms.,Kiel 1983, 5.165.
182 Zit. nachEbenda,5.166.
183 Ebenda,5.171
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der mächtigen Organisationen der Arbeiterbewegung, die zum
gemeinsamen Handeln nicht finden konnten.Eben dies zu er-
reichen, hatteOttoPreßler als sein zentrales Anliegenerachtet,
für dessen Durchsetzung er sogar den Bruch mit der KPD in
Kauf zunehmen bereit gewesenwar. Preßler hatteseine politi-
sche Sozialisation durch die sozialdemokratische Jugendbewe-
gung erfahren und sich dort im Sinne der Parteilinken Bebel-
scher Prägungentwickelt. Aus diesenImpulsen sozialdemokra-
tischer Tradition heraus gehörteer während des Krieges und in
den Jahren1918/19zudenen,diemit der derzeitigen Parteipra-
xis brachen und sich für die revolutionären Transformations-
strategien entschieden, gleichzeitig aber an Grundkonstanten
sozialdemokratischer Politik wie Akzeptanz parlamentarischer
Arbeit und integraler Gewerkschaftspolitik festhielten. Preßler
stand damit denPositionenRosa Luxemburgs nahe und profi-
lierte sich in dieser Fluchtlinie insbesondere in der gewerk-
schaftlichen Basisarbeit und der Einheitsfrontpolitik. An den
beiden entscheidenden Schnittstellen kommunistischer Strate-
gieentwicklung indenJahren 1923/24und 1928/29verweigerte
er sich einer Preisgabe dieser Maximen zugunsten der Mehr-
heitsoption einer linksradikal-avantgardistischen Entwick-
lungsvariante. Damit entsprach Preßler nicht der Sozialisa-
tionstypologie des KPD-Funktionärskaders am Ausgang der
Weimarer Periode.Er gehörteweder zu jenenakut radikalisier-
ten Massen, die kaum über gewerkschaftliche und politische
Bildung verfügten und in den letzten Jahren der legalen Ar-
beitsmöglichkeiten das Bild der Partei maßgeblich prägten,
noch hatte er den normativen Anpassungsprozeß der „Bol-
schewisierung" widerstandslos durchlaufen. An der Vorbild-
funktion der Sowjetunion allerdings hielt er fest, in der er wie
viele seiner KPDO-GenosseninBucharm denkritischen Expo-
nenten einer möglicherweisemehrheitsfähigen, angemessene-
ren Politikvariante gesehenhabenmag.

linkeSeite:
KPD-Betriebszeitungfür dieBeschäf-
tigten der Städtischen Krankenanstalt
in Kiel, 1932. (StAK,34172) DieKPD
propagierte den Aufbau der Sowjet-
unionals attraktivesAlternativmodell
zu den verheerenden Auswirkungen
der kapitalistischenKrise. Die schein-
bar erfolgreiche Umsetzung dersozia-
listischen Utopie in der UdSSR übte
währendder Weltwirtschaftskrise gro-

ße Anziehungskraft auf die Arbeiter-
klasse aus undorientierte beachtliche
Teile insbesondere ihrer deklassierten
Schichten aufdie KPD.

Antifaschistischer
Widerstand

Die Nachrichten über Otto Preßlers Tätigkeit in der Nazizeit
sind rar, wie überhaupt nur wenigüber Widerstandsaktivitäten
in Kiel bekannt ist.184 Preßler hatte noch auf der letzten Be-
zirkskonferenz der KPDO an der Wasserkante im Dezember
1932 im Gleichklangmit Brandler diskutiert und spielte offen-
bar zu diesemZeitpunkt eine führende Rolle imBezirk.185 Nach
der „Machtergreifung" dürfte er kaum seinepolitischen Aktivi-
täten gänzlich eingestellt haben,kann aber andererseits vor al-
lem in denersten Jahrennur insehr begrenztem Umfang indie
breite organisierte Widerstandstätigkeit einbezogen worden
sein. Für die KPD, die offenbar in größerem Umfange illegal
arbeitete, waren die „Brandleristen" auf lange Zeit mit dem
Makel des vermeintlichen Verrats behaftet und wurden zu-
nächst nicht indie illegaleOrganisation einbezogen.DieKPDO
hatte wiealleSektionender ArbeiterbewegungMühe, ihreKräf-
tezusammenzuhalten;dieFührung, die imGegensatzzubeiden
Massenparteien kaum Illusionen über den Fortbestand des
NS-Regimes hatte, konnte jedoch ihre Organisation bereits
frühzeitig mit geringen Verlusten in die Illegalität überführen.

184 vgl. dazubislang vorallem: Horst
Peters, Proletarischer Widerstand in
Schleswig-Holstein, in: Schleswig-
Holstein unter dem Hakenkreuz,
5.103-120; — ders., Zuchthausstrafen
für Volksschädlinge.Eine Gruppe Kie-
ler Sozialdemokraten im Widerstand
gegen den Nationalsozialismus, in:
Wir sind das Bauvolk,S.ll-30.
183 Das signalisiert die Tatsache, daß
Preßler aufder Konferenzin Hamburg
das Schlußwort hielt (GdS, Nr.26 v.
17.12.1932.).
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Dennoch scheint eine zielgerichtete politische Arbeit im Nor-
den kompliziert gewesen zu sein. Die illegale Reichsleitung
mußte mühselig die Fäden zu den Ortsgruppen neu spinnen,
unddieHamburger Gruppe wurde durcheine Verhaftungswelle
Ende 1933 erheblich geschwächt.186 Dennoch scheinen unter
den Kieler Genossen noch relativ lange Zeit stabile Kontakte
bestandenzuhaben. Noch im Jahre 1936 soll jedenfalls ander
FördeeineintakteKPDO-Gruppegearbeitet haben.187

les setzten sich bei der Kommunistischen Internationale
weitgehende Neubewertungen des Faschismus und damit zu-
sammenhängendestrategische Umorientierungendurch, die in
vielerlei Hinsicht den originären Vorstellungen der KPDO na-
hekamen. Nach dem Röhmputsch vom Sommer 1934, dessen
Niederschlagung die Konsolidierung des Naziregimes signali-
sierte, hatte sich die KPD-Führung auf die Verteidigung der
Organisationen der Arbeiterbewegungund auf eine verstärkte
Aktionseinheit mit der Mitgliedschaft der SPD orientiert.188

Die parallel dazu verlaufenden internationalen Prozesse zu-
nehmender Einheitsbestrebungen und nicht zuletzt die Not-
wendigkeit, die außenpolitische Isolation der Sowjetunion zu
überwinden, führten zur Entwicklung der auf dem VII. Welt-
kongreß der Komintern 1935 beschlossenen Volksfrontkonzep-
tion. Auf der Brüsseler Konferenz der KPD wurde die neue
Programmatik noch im selben Jahr für die deutschen Verhält-
nisse konkretisiert, und „dieSchaffung der Aktionseinheit zwi-
schen den beiden Parteien, ihren Organisationen und Mitglie-
dern" gefordert.lB9 Durch ein breites Bündnis unter Einbezie-
hungbürgerlicher Kräfte sollte der Faschismus geschlagen wer-
den. DieNeuorientierung der Komintern scheint nicht wenige
KPDO-Mitglieder veranlaßt zuhaben, sich der KPD wieder an-
zunähern.190

OttoPreßler jedenfalls wurdenochunter demNationalsozia-
lismus wieder in die illegale KPD aufgenommen, zu deren Un-
tergrundführung er während des Krieges Kontakt bekommen
hatte. 1934 war er nach langjähriger Arbeitslosigkeit, die er
nach der wiedereinsetzenden wirtschaftlichen Belebung bei
passender Gelegenheit stets mit den Worten„Ichbin der letzte
Arbeitslose vonKiel"kommentiert hatte191,durch Vermittlung
eines befreundeten Ingenieurs bei der Firma Hagenuk einge-
stellt worden.192 Innerhalb des Betriebes, der besonders viele
politisch Verfolgtebeschäftigte193,hatteer Verbindungzuande-
ren Antifaschisten hergestellt und mit ihnen über längere Zeit
informelle Kontakte aufrechterhalten.194 Darunter war auch
Wilhelm Busch, der Bruder seines Jugendfreundes Ernst
Busch:„Sehr oft haben wir über Ernst gesprochen. Er war so
froh, wenn ich ihm mal wieder sagen konnte, daß ich Ernst im
Moskauer oder im Brüsseler Rundfunk gehörthabe. DieMut-
ter zuHause wollte doch so gerne wissen, wo sich ihr Sohn be-
fände. Und wir waren sofroh, die Stimme im Radio zuhören,
soganzheimlich undleise. SeineLiedergaben uns in dieserfin-
steren ZeitKraft un [!] Zuversicht. Waren das dochunsere eige-
nen Lieder, unsere Kampfgesänge. Über Radio Moskau hörten
wir dannErnstBusch vom Freiheitskampf des spanischen Vol-

18« Bergmann,5.240f.
187 JanFoitzik,ZwischendenFronten.
Zur Politik, Organisation und Funk-
tion linker politischer Kleinorganisa-
tionenimWiderstand 1933 bis 1939/40
unterbesonderer Berücksichtigung des
Exils,Bonn-BadGodesberg1986,5.63.
188 Zur Entwicklung der politischen
Dispositionender KPD grundlegend:
Arnold Sywottek, Deutsche Volksde-
mokratie. Studien zur politischen
Konzeptionder KPD 1935- 1946, Düs-
seldorf1971 (= Studienzur modernen
Geschichte Bd. 1).
189 Die Brüsseler Konferenz der KPD
(3.-15.Oktober1935), hrsg.u.eingel. v.
KlausMammach,Berlin 1975, 5.589.'90 Vgl.Foitzik,5.63f.
191 GesprächLisaHerrmann."2 Wie Anm. 1.
193 Interview d. Verf. mit Emil Band-
holz,23.7.1986.
194 Wie Anm. 1.
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kes singen."l9s Darüberhinaus beteiligte Otto Preßler sich an
nicht ganzungefährlichen Widerstandsaktivitäten. Seine Toch-
ter erinnert sich, wie sie aus Tarnungsgründen mitgenommen
wurdezuSpaziergängenim Viehburger Gehölz,woPreßler sich
mit Kontaktleuten traf, um Flugblätter zu übergeben. 196 Den
Genossenerzählteer später, er habe etwa 1941über Verbindun-
gen zu Gustav Bruhn,der von Hamburg aus die Widerstands-
arbeit auf den Kieler Werften anleitete, am antifaschistischen
Widerstand der KPD teilgenommen.197 Auch Fiete Dettmann
erinnert sich, daß Otto Preßler von der KPD wegenseiner Wi-
derstandsarbeit „rehabilitiert" worden war und „zueinem her-
vorragenden GenossenderKPD wurde".19*

1,3 [Geburtstagsgruß an Ernst Busch]
o.D. [1975],GET, Nachlaß Preßler.
196 Gespräch LisaHerrmann.
197 Gespräch Günter Wilke.
198 BPA Rostock, V 5/52.

Nach der Befreiung:
Neuordnungshoffnun-
gen und Restauration

Sofort nach der BesetzungKiels durchbritische Truppenergriff
OttoPreßler die Initiative zur Durchführung einer Betriebsver-
sammlung bei Hagenuk, auf der er zum Betriebratsvorsitzen-
dengewählt wurde.199 In diesen Tagen wurden inallengrößeren
Betriebendie neugebildeten Betriebsräteaktiv. Sieorganisierten
dieProduktion und die Gas-, Wasser- und Lebensmittelversor-
gung, führten erste innerbetriebliche Entnazifizierungsmaß-
nahmen durch, sicherten die Betriebe gegen Diebstähle200 und
regelten Wohnungsprobleme.2ol Bereits am 2. Mai hattesich ei-
ne Reihe ehemaliger Gewerkschaftsfunktionäre und noch in
der Illegalität gebildeter Betriebsräte getroffen, um über die
künftigen Aktivitäten zu beratenund ein vorbereitendes Komi-
tee zur Bildung freier Gewerkschaften mit Friedrich Böttcher
(SPD),Heinrich Kahler (SPD),Max Hettner (SPD)undRudolf
Schlarbaum (KPD) zu konstituieren. Die Kollegen wurden
beauftragt, das Gewerkschaftshaus zu übernehmen, was am 5.
Mai geschah. Otto Preßlers Tochter erinnert sich: „Das erste
war der Aufbau der Gewerkschaften. Gleich nach der Be-
freiung kommt Otto Röppnag, ein alter Genosse, morgens zu
meinem Vater, als der noch im Bett liegt, und sagt: ,Otto, was
soll'n wir denn jetzt machen?' .Erstmal los zum Gewerk-
schaftshaus.'DieGewerkschaft organisieren — das war dasAl-
lererste."101Für den6. Mai um 18Uhr war eineFunktionärsver-
sammlung einberufen worden, zuder sich 120 bis 150 Vertreter
der Kieler Betriebe imGewerkschaftshaus einfanden203 — „ob-
gleich längst nicht alle bekannten früheren Gewerkschaftskol-
legen benachrichtigt werden konnten."104 Hier wurde ein „en-
gerer Ausschuß zur Bildung freier Gewerkschaften" benannt,
„der von einigen SP und KP-Genossen besetzt wurde".105 Man
beschloß, am folgenden Tag inallenBetrieben zur Wahl von Be-
triebsräten überzugehen, „die die Führung der Arbeiterschaft
zu übernehmen hätten".106

Otto Preßler konzentrierte sich zunächst vollständig auf die
Betriebsarbeit und den Aufbau der Gewerkschaften. Die Her-
ausbildung von Parteistrukturen dagegen setzte spät ein:„Erst
nach und nach fanden sich grosse Teile der Parteiorganisation
zusammen und nahmen unter der Führung einer U.B.L. diepo-
litischen Arbeitenauf."101 Möglicherweisehatte sich die Unter-
bezirksleitung in relativ lockerer Form,dienicht den Anspruch
auf demokratische oder zentralistische Legitimation erheben

199 Wie Anm. 1
200 So auf der Deutschen Werft
(Oberbürgermeister an Militärgouver-
neur,18.5.1945, StAK, 34154.).
2<" Vgl. z.B. SHVZ v. 27.4.1953:
Protokoll der Verhandlungen der Par-
teiarbeiterkonferenzder KPD, Bezirk
Wasserkante inHamburg am 1. und2.
12.45, GET, KPD 1945-47. „Wir gin-
gen gleich dazu über, ein Arbeitskom-
mando der aktivsten Nazis aufzustel-
len, die unterder Leitungeines ehema-
ligen Konzentrationars ihre Arbeit zu
verrichtenhatten, und zwarsollten sie
da eingesetzt werden,wo es besonders
unangenehm und notwendig war
Hand anzulegen" Der Betriebsrat der
Firma Hagenuk organisierte Aufräu-
mungsarbeiten auf dem Friedhof
Eichhof (O.T.[hs. Vermerk: Eichhof],
Mai1945, GET,Nachlaß Preßler.). Vgl.
auch: Klaus Byner,Der Wiederaufbau
derGewerkschaften1945-1947, in: Wir
sind das Bauvolk, S.lOl-124; —

Detlef
Siegfried, Einheitsbestrebungen von
Sozialdemokraten und Kommunisten
in Schleswig-Holstein 1945/46, Staats-
examensarbeit,Ms.,Kiel 1988,S.7Bff.
21,2 Gespräch LisaHerrmann.
203 [Bericht über die Entstehung der
Gewerkschaften in Kiel] für die Mili-
tärregierung bestimmt [hs. Vermerk],
24.5.1946, StAK, Nachlaß Verdieck
39445.
2M SHVZ v.27.4.1953.
203 Tätigkeitsbericht der politischen
Leitung Kreis Kiel [KPD], 5.2.1946,
GET, KPD1945-47; - Wie Anm. 203.
206 Tätigkeitsbericht der politischen
Leitung, Kreis Kiel [Kiel], 5.2.1946,
GET, KPD 1945-47.
207 Ebenda.
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Fiele Dettmann (1897-1970). Bau-
schlosser. 1919 USPD-Vorstand in
Hamburg. 1920VKPD. 1924-1933Mit-
gliedderHamburgerBürgerschaft und
der KPD-Bezirksleitung Wasserkante,
1933 Emigration nachDänemark und
in die UdSSR. 1934 illegaleRückkehr
nach Deutschland, 1935 verhaftet.
Nach der Entlassung aus dem Zucht-
haus 1945 Bezirksleiter der KPD an
der Wasserkante und Gesundheitsse-
natorinHamburg. 1950 als Vorsitzen-
der des KPD-Landesverbandes Ham-
burg abgesetzt. 1952 Übersiedlung in
dieDDR.(GET)

konnte, konstituiert, und verstand in denersten Wochen nicht
den Wiederaufbau der Parteistrukturenals erstrangige Aufga-
be, sonderndie Unterstützung der gewerkschaftlichenMassen-
bewegung.DiePartei trat jedenfallsbisAnfang Augustnicht als
eigenständigorganisierteKraft inErscheinung.DerSozialdemo-
krat OttoEngel erinnert sich, daß Preßler wie andere führende
Kieler Kommunisten und die meisten Sozialdemokraten den
Aufbaueiner gemeinsamen Arbeiterpartei anstrebten:„Der Ge-
nosseSchlarbaum erklärtemir, man dürfe nichteinmalan 2Par-
teiendenken,noch wenigerdavonsprechen;undauch derGenos-
se Pressler hat noch 3 Tage vor der entscheidenden Aussprache
mit seinen Genossen an die Gründung der Arbeiterpartei ge-
glaubt."10*

Trotz des Verbots durchdie Besatzungsmacht unddie Beset-
zungdes Gewerkschaftshausesam6. Juniarbeiteteder Gewerk-
schaftsausschuß weiterund schufsich alsorganisatorischeBasis
den „ErweitertenAusschuß", der sich im Juni/Julimindestens
zehnmal trafundes alsseineAufgabeerachtete,alleBelange des
demokratischen Neubeginns inKielentscheidend mitzubestim-
men.MitteJuni wurdeOttoPreßler inden„Engeren Ausschuß"
gewählt, der jetzt eine Art geschäftsführenden Vorstand dar-
stellte.209 Später berief man ihnauch indenregulären Vorstand
derGewerkschaften.

Nach einer weitgehend ungetrübten und gleichberechtigten
Zusammenarbeit inden vergangenenMonatenundeiner schein-
bareinheitlichen,wenn auchoffenbar kaumvonbeidenParteien
inhaltlich gründlicher diskutierten Haltung zur Einheitspartei
kam es Anfang August zugetrenntenund gemeinsamenSitzun-
gen der SPD- und KPD-Führungsgruppen, auf denen die Ent-
scheidung über das weitere Vorgehen gefällt wurde. Zu diesem
ZeitpunkthattenbeideParteienseparate,mehr oderwenigerlose
Zusammenhänge reorganisiert. Eine definitive Entscheidung
über das weitere Vorgehen war notwendiggeworden, weilspäte-
stens mit dem Abschluß des Potsdamer Abkommens eine Rege-
lungbezüglich der Arbeit der Parteienunmittelbar bevorstehen
mußte. 210

AmSonntag,dem 5. August, fandengetrennte Sitzungender
führenden SozialdemokratenundKommunisten statt, an denen
die Hamburger ParteivorsitzendenKarl Meitmann (SPD) und
Fiete Dettmann (KPD) teilnahmen.211 Lisa Herrmann erinnert
sich an die AuskunftDettmanns:„Ich weiß noch, wie mein Va-
ter im Garten arbeitete und Dettmann aufeinmal kam. Beide
begrüßten sich herzlich und gingen dann ins Haus, um dort zu
konferieren. Da teilte er ihmdann mit, ersolle dieParteiinKiel
wieder aufbauen."111Die Kommunisten sahen ihre Sitzung, die
auf dem Betriebsgelände der Deutschen Werke stattfand213,als
„Besprechung der wichtigsten Parteiarbeiten", auf der Dett-
mann eineinleitendes Referat zu denAufgabender Parteihielt.
Nach der Diskussion, über die kein ausführliches Protokollvor-
liegt, „wurde die Leitung für die Parteiorganisation Kiel neu
gebildet".114 Als politischer Leiter wurde Otto Preßler einge-
setzt,Schlarbaum wurde Organisationsleiter undBruno Kossak
Verantwortlicher für Agitation.2ls Damit wurdendiebisherigen

208 rjje gescheiterten Verhandlungen
zur Gründung einer einheitlichen so-
zialistischenEinheitsparteiinKiel,von
Otto Engel, 15.1.1946, Material Band-
holz.
209 Protokoll der Sitzung der Betriebs-
räte, 19.6.1945, StAK, Nachlaß Ver-
dieck39454.
210 Am 6. August veröffentlichte der
Kieler Kurier den Aufruf Montgome-
rys, der auch die Bildung politischer
Parteienvorsah(XX v. 6.8.1945).
211 Die Bemühungen zur Schaffung
einer Einheitsfront, 11.8.1945, GET,
KPD1945-47.
212 GesprächLisa Herrmann.
213 Gespräch mit Herbert Seemann v.
1.11.1988.
214 Tätigkeitsbericht der politischen
Leitung Kreis Kiel [KPD], 5.2.1946,
GET,KPD 1945-47.
2,5 Ebenda;- Wie Anm.211.
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losenLeitungsstrukturenoffiziell sanktioniertund nochvor ei-
ner gemeinsamen Diskussionmit denKieler Sozialdemokraten
dieEntscheidung über denkünftigen Wegvorweggenommen.

Für OttoPreßler war dieFunktionsübergabe von besonderer
Bedeutung.Er war immerhinbis zumParteiverbot 1933 vonder
KPD-Bezirks- und Unterbezirksleitung als „Rechtsabweichler"
gebrandmarkt und politisch bekämpft worden. Mit der Ent-
scheidung, ihn gleich im Sommer 1945 zum Vorsitzenden der
Kieler Parteiorganisationzuberufen, setzte sichDettmannüber
höchsteVerfügungen hinweg.Noch imFebruar 1945 hatteWal-
ter Ulbricht erklärt: „Wer früher wegen Zugehörigkeitzupar-
teifeindlichen Gruppierungen (Brandleristen, Trotzkisten,
Neumanngruppe) ausgeschlossen wurde, ... kann nicht wieder
in die Partei aufgenommen werden."116 In der Praxis jedoch
konnte dieses Verdikt kaum durchgehalten werden, weil die lo-
kalen KPD-Organisationen vor allem durch die Verfolgungen
der vergangenenzwölf Jahre so weitgehend geschwächt waren,
daß einfachallebereitstehendenKräfte genutzt werdenmußten.
Zudem hatte sich mit der programmatischen Wende der KPD
eine Wiederannäherung ergebenunddamit die allseitigeBereit-
schaft, wenn schon nicht eine umfassende Einheitspartei, so
doch wenigstens denNeuaufbau einer einheitlichen kommuni-
stischen Partei als hegemoniale Kraft aufdemlinkenFlügel der
Arbeiterbewegunganzugehen. OttoPreßler war darüberhinaus
durch seine Widerstandstätigkeit ausreichend legitimiert, er-
neutFührungspositionen zubesetzen. Dennoch warDettmanns
Entscheidung gewagt. Als Vorsitzender einer Parteiorganisa-
tion,die inder letzten Phaseihres legalenWirkens politisch tief
gespalten war, mußte Otto Preßler, nach wie vor vielen als ehe-
maliger Exponent der KPDO bekannt, damit rechnen, daß in
der Folgezeit nicht zu unterschätzende innerparteiliche Pro-
bleme zu bewältigen sein würden. Gern habe er den Posten
nicht übernommen, sollte er später eingestehen. Eigentlich ha-
be er lieber Gewerkschaftsarbeit gemacht under sei„gegensei-
nen Willen zur Parteiarbeit gedrängt" worden.217 Vielleicht
fühlte er sich unsicher indieser Funktion und mit den voraus-
zusehenden Problemen. Möglicherweise war ihm auch nicht
wohl dabei, mit dieser Entscheidung eine Position zur Ein-
heitspartei durchsetzen zu müssen, die er einige Tage zuvor
nochnichtgeteilt hatte. Wie dem auchsei, trotz aller möglichen
Bedenken überwog allenthalben die Euphorie, jetzt endlich
scheinbar weitgehend unbelastet von den Fehlern der Vergan-
genheit den Aufbau einer starkenund möglichst einheitlichen
Arbeiterbewegungangehenzukönnen.

Die Sozialdemokraten hatten sich mehrheitlich für den
sofortigen Aufbau einer einheitlichen sozialistischen Partei
ausgesprochen und zeigten sich zutiefst enttäuscht von dem
Entschluß der KPD-Führung, auch in Kiel die Partei separat
aufzubauen. Dettmann hatte die Kieler Kommunisten vom
Konzept der Parteizentrale überzeugen können, das einen
vorläufigen getrennten Parteienaufbau vorsah, der, unter-
mauert durch gemeinsame Aktivitäten und ideologische
Grundsatzdebatte,nach einiger Zeit indie Vereinigungmünden

216 Zit. nach: Horst Laschitzka,
Kämpferische Demokratie gegen Fa-
schismus. Die programmatische Vor-
bereitung auf die antifaschistisch-de-
mokratische Umwälzung in Deutsch-
landdurchdie Parteiführung derKPD,
Berlin 1969, 5.229ff. Der Terminus
„Neumanngruppe" meint eine Grup-
pierung innerhalb der KPD-Führung
von 1931/32 um den Chefredakteur
der „Roten Fahne"und Politbüro-Mit-
gliedHeinzNeumann,der avantgardi-
stische und scharf links akzentuierte
antikapitalistische Strategien verfocht
und als Urheber der Parole „Schlagt
die Faschisten wo ihr sie trefft" von
sich reden machte. Ihmundseiner an-
geblichen „Fraktion" lastetediePartei-
führung später einGroßteil der „ultra-
linken" „Entgleisungen" in der End-
phase der Weimarer Republik an, für
die freilich ohne Zweifel die gesamte
Parteiführung unter Thalmann Ver-
antwortungtrug (Zur Biografie Neu-
manns vgl. z.B. Biographisches Lexi-
kon, 5.345f.).
217 Protokoll der Sitzung der engeren
Ortsverwaltung, 27.1.1947, Archiv des
DGB Kreises Kiel/Plön(DGB), IGM-
ProtokolleKiel 1946-50.
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sollte.218 InderTat konntekaumernsthaft erwartet werden, daß
in beiden Parteien innerhalb kurzer Frist die bisherigengravie-
renden politischen und weltanschaulichen Differenzen beige-
legt werden würden. Die in weiten Teilender Arbeiterbewegung
virulenten Einheitsbestrebungen erwiesen sich in erster Linie
als emotional begründet; ernsthafte theoretische Reflexionen
über die Durchsetzbarkeit konntenunter dengegebenenBedin-
gungennur in Ausnahmefällen betrieben werden. Die kommu-
nistische Parteiführung hatte sich noch im Moskauer Exil mit
dem Problem befaßt und das schließlich auch inKieldurchge-
setzte Modell für angemessen erachtet. So erklärte Dettmann
den verblüfften Sozialdemokraten:„Es sieht so aus, als ob die
KP dieSchuld an demNichtZustandekommen der Einheitspar-
tei ist [!]. Wenn dem so ist, dann wollen wir die ganze Verant-
wortungdafür aufuns nehmen, weil wir wissen, das [!]der Tag
kommt, an dem die Arbeiterschaft erkennt, daß dieser Weg der
einzigRichtige [!] war"und forderte sie auf, im Interesse einer
künftigen Einheitspartei zunächst eine möglichst starke SPD
aufzubauen.219 Ob diese Argumentation nun einleuchtete oder
nicht — im Ergebnis der Verhandlungen waren dieeinheitswil-
ligen Sozialdemokratenzutiefst enttäuschtvonder Haltungder
KPD und konzentrierten sich vollständig auf den Aufbau der
eigenen Partei. Auf einer letzten gemeinsamen Sitzung am
8. August hatte Otto Preßler noch um Verständnis für die
kommunistische Position geworben: „DieAuseinandersetzung
in derKPD ist wesentlich schwerer wie hier, dennIhrmüsst be-
denken, daß es manchem Kommunisten nicht ganz leicht fällt,
die Schwenkung von derDiktatur des Proletariats zurDemo-
kratie so ohne Weiteres mitzumachen". Das überzeugte jedoch
die Sozialdemokraten nicht. Otto Engels Fazit deutetedie wei-
tere Entwicklungbereits an: „Darumkeine Rücksichten der KP
gegenüber, sondern jetzt ran an die Arbeit, und die eigene Or-
ganisationaufgebaut". Trotz allemkam es zuder Vereinbarung,
sobald wiemöglichdie Vereinigungzu vollziehen. Als Stichtag
wurde der 31. Januar 1946 in Aussicht genommen. Bis dahin
sollte ein gemeinsamer Aktionsausschuß die Arbeit der Par-
teien koordinieren. Man kam überein, keine getrennten, son-
dern von Beginn an eine einheitliche Jugendorganisation auf-
zubauen. Auch imHinblick auf die weitere Entwicklung bleibt
zu konstatieren, daß die meisten Beteiligten weiterhin an der
Zielperspektive der schnellstmöglich zu schaffenden Einheits-
partei festhielten.220 Der Aktionsausschuß, bestehend aus je
drei Vertretern von SPD und KPD, entwickelte zunächst ein
Aktionsprogramm, in dem die kommunistische Strategie fest-
geschrieben wurde: „ImLaufe der sich vollziehenden Verände-
rungenund im Gefolge grosser sozialer Umwälzungen, dieder 5
1/2jährige Krieg fordert, wird die deutsche Arbeiterschaft zur
politischen und organisatorischen Einheit gelangen. Die Ver-
wirklichung dieser Einheit ist ein organischer Prozeß, in dessen
Mittelpunkt die Aktionseinheit steht. Soll die organisatorische
Einheit von Bestand und Dauerhaftigkeit sein, muß sie im
Kampf geboren werden. Dieses erkennend und von dem ehrli-
chen Willen beseelt, in kürzester Frist dieEinheitspartei Wirk-

2,8 Vgl. zu Kiel: Siegfried, S.B2ff;
Hans-Ulrich Schilf, Der Aufbau der
KielerSPD, in: Wir sind dasBauvolk,
S.43ff. Grundlegend: Günter Benser,
Die KPDim Jahre der Befreiung. Vor-
bereitung und Aufbau der legalen
kommunistischenMassenpartei (Jah-
reswende 1944/45 bis Herbst 1945 ),
Berlin 1985; — Werner Müller, Die
KPD und die „Einheit der Arbeiter-
klasse". Die Bemühungen der KPD
und der SPD um die Bildung einer
„SozialistischenEinheitspartei"in den
Westzonen Deutschlands 1945-1948,
Bonn1979.
219 Wie Anm. 211
220 Ebenda.
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lichkeit werden zu lassen, beschließen die Vertreter der bisheri-
genKieler Organisationen der X.P.D. und S.P.D. folgendes Ak-
tionsprogramm".111 Mit den darin vorgesehenen Maßnahmen
legten beide Parteien, lange bevor andere politische Kräfte or-
ganisiert aktiv wurden, ein praktikables Sofortprogramm für
die Bewältigung der akuten Notlage der Bevölkerungvor. Mit
einem am 1. September von Karl Ratz, LudwigStaal und Otto
Engel für die SPD sowie OttoPreßler, Rudolf Schlarbaumund
Alfred Oertel für die KPD unterzeichneten Aktionsabkommen
wurde die seit AnfangAugust praktizierte Zusammenarbeit mit
der Perspektive der Schaffung einer Einheitspartei nocheinmal
bestätigt.222

in der Zwischenzeit hatten jedoch die Kräfte innerhalb der
Kieler SPD-Parteiorganisation Einfluß gewonnen, die für den
separaten Aufbau einer hegemonialen SPD optierten — ein
Prozeß, der durch dieEinflußnahme Dr.Kurt Schumachers von
Hannover aus seit Ende Augustbeschleunigt worden war.Nach
einer letzten Sitzung des Aktionsausschusses am 23. Oktober
jedenfalls gab es keinerlei offizielle Kontakte mehr zwischen
beiden Parteien. Erst im Januar kam es zu einer erneuten
Debatteum das Problem der Einheitspartei, die nun aber von
der scharfen Auseinandersetzung geprägt war, die mit der
Berliner „Sechziger-Konferenz" beider Parteiführungen und
der Hannoveraner Erklärung der SPD-Leiter in der britischen
Zone um den Jahreswechsel ausgelöst worden war. Preßler
kritisierte als KPD-Vorsitzender und mittlerweile Ratsherr an
der Förde in einer Rede am 13. Januar vor 2.000 Kielern die
Einheitspolitik der SPD und gab damit den Anlaß für eine
unverhältnismäßig scharfe Kampagne des SPD-Bezirksvor-
stands gegen jegliche Einheitsbestrebungen in Schleswig-Hol-
stein.223

DieKPD mußte nach denmassiven Reaktionender SPD da-
von ausgehen,daß beider Parteiführung, aber auch bei einem
großen Teil des Funktionärskörpers keine Bereitschaft mehr
vorhanden war, an dem imSeptember vereinbarten Weg festzu-
halten. Für sie mußte das Einheitsbekenntnis der sozialdemo-
kratischen Protagonisten in dieser Kampagne unglaubwürdig
sein, solange diePraxis der SPD den Grabenzu ihneneher ver-
tiefte. Alle Äußerungen der führenden Sozialdemokraten ver-
wiesen jedoch auf die nach wie vor stabile Stimmung der Ar-
beiterschaft für die Schaffung der Einheitspartei. So mußten
die Kommunistenbei einem weiteren Festhalten an der Zielset-
zungder Augustverhandlungen diePerspektive inder Entwick-
lung einer breiten Basisbewegung sehen, die dann das Mei-
nungsbild in der SPD verändern sollte. In Kiel schienen die
Voraussetzungendafür mit der ausgesprochenguten betriebli-
chen Verankerung der Kommunisten nicht schlecht zu sein.
Dabei mußte allerdings immer damit gerechnet werden, daß in
Zukunft alle organisiertenBestrebungen, Massenvoten für eine
Einheitspartei zuschaffen, als kommunistischinitiiertgewertet
werden würden. Umsobemerkenswerter erscheintdas Ergebnis,
das die KPD bei den am 20. Januar, also auf dem Höhepunkt
der Eskalation, stattgefundenen Wahlen zum Metallarbeiter-

221 Aktionsprogramm,o.D. [Mitte Au-
gust 1945],GET,KPD 1945-47.
222 Sozialdemokraten und Kommuni-
sten Kiels!, 1.9.1945, GET,KPD 1945-
-47.
223 HQ Mil Gov SCHLESWIG-HOL-
STEINRegion, MonthlyReportN0.4,
AppendixA, Januar 1946, Public Re-
cord Office,London(PRO), FO 1005/
1688.
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verband erzielten.Dort konntesie 9von 10 Vorstandspostenbe-
setzen.224 Nach AussagenAndreasGayks erfolgte die Wahl mit
51 zu 49 Stimmen, wobei 20 Vertreter gefehlt haben sollen.
Gayk war sich darüber nicht ganz sicher. Dennoch schätzte er
ein:„Mankann wohl Gift daraufnehmen, dass die meisten von
ihnen der SPD angehören".125 Dieser Vorgang muß verwun-
dern, wenn man bedenkt, daß auf einer Betriebsfunktionärs-
konferenz der Partei drei Tage zuvor eine rigide Absage an die
Politik der Kommunisten erfolgt war, die darin gipfelte, daß
fortan in denBetriebengegen die KPD gekämpft werden müs-
se. Das Ergebnis der Metallarbeiterkonferenz zeigt, daß diese
Position entweder kaumgeteilt wurdeoder daß ein erheblicher
Teil der SPD-Funktionäre tatsächlich ganz einfach fehlte. Das
erscheint jedoch angesichts der brisanten Situation und der
Bedeutung dieser Konferenz eher unwahrscheinlich. Die Kom-
munisten stellten etwa 60-70% aller Betriebsräte in der Kieler
Metallindustrie.226 Bei einer Delegiertenversammlung des Me-
tallarbeiterverbandes dürfte sich dies niedergeschlagen haben.
Gleichwohl kann davon ausgegangen werden, daß angesichts
der bisher im wesentlichen paritätisch besetzten Gewerk-
schaftsfunktionen der Prozentsatz sozialdemokratischer Dele-
gierten höher gelegen haben wird.Nach Ansicht der KPD lag
dasProblemnicht darin, daß nur wenig Sozialdemokraten an-
wesend gewesenseien. Sie berichtetennach Hamburg:„DieSP
hatte bei der Aufstellung der Kandidaten nur ihre Leute be-
nannt und 1Genossen. Darüber waren die Arbeiter so empört,
dass sie SP-Leute nicht im Vorstand haben wollten und nur
Kommunisten wählten".111 Möglicherweise hatte der Aufruf
Gayks von der SPD-Betriebsrätekonferenz tatsächlichzuunan-
gemessenen Forderungender sozialdemokratischenFunktionä-
re bei der Vorstandsbesetzunggeführt. Wie dem auch sei, die
KPD konnte mit dem Ergebnis einen in dieser Situation be-
deutsamen Vertrauensbeweis verbuchen. Sokommentierteauch
der von Gayk informierte Schumacher diesen Vorgang bitter:
„EureNachricht vomMetallarbeiterverband in Kielgiftet mich
sehr."11*

Die KPD-Führung jedoch zeigte sich wider Erwarten be-
stürzt über das Ergebnis. Noch vor dem für sie positiven
Aspekt sah sie das Verhältnis zur SPD weiter destabilisiert.
Man hatte zuvor

—
wohlnoch vor den scharfen Auseinander-

setzungen mit den Sozialdemokraten
—

gemeinsam für den
Verbandsvorstand ein angestrebtes Kräfteverhältnis von sechs
zu vier für dieKPD verabredet. Dienun geschaffene Situation
drohtedieMeinungder SPD-Führung zu bestätigen, die Kom-
munisten wollten die Sozialdemokraten „überrennen". Otto
Preßler, der bemüht war, das Verhältnis zuentspannenund die
bisher geübte nahezu paritätische Postenvergabe auch seitens
der Kommunisten zu gewährleisten, war betroffen: „Der Sieg
der KPD bei der Vorstandswahl im Metallarbeiterverband ist
eine verfahreneKiste!"129 So organisierte dieKPD mehrere De-
legiertenversammlungen, um das Verhältnis zukorrigieren, das
schließlich auf sieben zu vier festgelegt wurde.230 Dabei hatte
die Parteiführung erhebliche Durchsetzungsprobleme:„Da die

224 IML,ZPA,I10/18/1
225 „Man sollte sie bei den Beinen
aufhängen, und daneben alle diejeni-
gen, die die Arbeit in den Betrieben
vernachlässigt haben." (Gayk an
Schumacher,21.1.1946, Archiv der so-
zialen Demokratie, Bonn-BadGodes-
berg[AdsD],J 2.).
226 IML,ZPA,I10/18/1.AnEinzeler-
gebnissen liegen vor: Germania-Werft
70%,Deutsche Werke 40%, Anschütz
75%, Howaldt-Werke50%, Deutsche
Werke Friedrichsort 75%, PoppeAG.
50%, Land-und Seeleichtbau 100%,
Walther-Werke 60%, Hagenuk 40%,
Elac 20%(IML, ZPA,I10/16/20.).
227 IML,ZPA,I10/16/20.
228 Büro der Westzonen, Dr. Schuma-
cher, anGayk,25.1.1946, AdsD, J2.
229 Einige Punktezur Kritik derKPD,
26.10.1946,GET, Nachlaß Preßler.
230 1ML, ZPA,I10/18/1

vorangegangeneSeiten:
Aktionsabkommen von SPD und
KPD in Kiel vom1. September 1945
mit denUnterschriften vonKarlRatz,
Ludwig Staatund Otto Engelfür die
Sozialdemokratensowie OttoPreßler,
RudolfSchlarbaumundAlfred Oertel
für dieKommunisten.
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sozialdemokratische Leitung die in Besprechungenfestgelegten
Beschlüsse sehr oft nicht durchgeführt hatte, sondern beson-
ders in den Verwaltungsstellen trotz allem ihre eigene Politik
betrieb und die KP benachteiligte, wollten die Delegierten des
Metallarbeiterverbandes absolut nicht von ihrem Standpunkt
abrücken." Ende Februar wurdemit einer neuerlichen Korrek-
tur auf fünf zu fünf die völlige Parität hergestellt.231 Noch im
Oktober 1946 wurde das Vorgehen der KPD-Führung und ins-
besondere die Haltung Preßlers von linken innerparteilichen
Opponenten als „unverantwortliche Sabotage von KPD-Er-
folgen in der Betriebsarbeit und der zentralen Zusammenfas-
sungder Betriebsräte"verurteilt.232

Ende Januar 1946 hatte Colonel Needham als Vertreter der
britischenBesatzungsmachtdie Einrichtungeines neuen Land-
tags für die Provinz Schleswig-Holstein angekündigt. Der zu
bestimmende „Provincial Advisory Council" sollte zunächst
nur beratende Funktion haben, gesetzgebende Vollmachten
wurden jedoch für die baldige Zukunft in Aussicht gestellt.233

Unter den 61als Mitglieder des Provinzialbeirats vorgeschlage-
nen Persönlichkeiten waren auch sechs Kommunisten: Hans
Ambs aus Eckernförde, Hugo Bischof aus Elmshorn, Julius

231 KreisleitungKielan Bezirksleitung
Hamburg, Kaderabteilung, 7.3.1946,
GET, Nachlaß Preßler.
232 Wie Anm. 229.
233 Kurt Jürgensen, Die Entstehung
desheutigen Schleswig-Holsteinischen
Landtages 1945-1947, in: Landtage in
Schleswig-Holstein gestern

— heute—
morgen,hrsg. v.RudolfTitzck zum40.
Jahrestag der ersten demokratischen
Wahlen am 20.April 1947, Husum
1987, 5.67f.

Bernhard Karge hatte als Delegierter
der Kieler KPD am Vereinigungspar-
teitag von SPDundKPDder damali-
gen Sowjetischen Besatzungszone in
Berlin teilgenommen. DieDebatteum
die sozialistische Einheitsparteistand
im erstenJahrnachderBefreiung vom
Faschismus imMittelpunktder politi-
schen Diskussionen in der Arbeiter-
bewegung.
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Jürgensen aus Flensburg,Emil Matthews aus Bad Sehwartau-
Rensefeld, AgnesNielsenausKiel undOttoPreßler. 234 Der Kie-
ler wurde als KPD-Vertreter in die ständigen Ausschüsse für
„InnereVerwaltung" und „Verfassungund Geschäftsordnung"
gewählt.235 In der ersten Lesung des Verfassungsentwurfs für
die Provinz am 6. Mai begründete Preßler ineiner Grundsatz-
rede für die kommunistische Fraktion deren Zustimmung: „Es
kommt darauf an, aus der politischen und wirtschaftlichen
Entwicklung der verflossenen Jahrzehnte die richtigen Lehren
zu ziehen. Wir sagen, dasbedeutet aber, daß die wirklichen Ur-
sachen solcher Katastrophenpolitik, die Vorherrschung der
Monopolkapitalisten und die politische und wirtschaftliche
Machtstellung des Großgrundbesitzes beseitigt werden müs-
sen... Der Krieg mit seinen unheilvollen Folgen hat für unsere
Provinz ganz besondere Härten gebracht. Diese ganz besonde-
ren Härten erfordern ebenso ganz besondereMaßnahmen. Für
die Durchführung dieser Maßnahmen soll meiner Meinung
nach diese Verfassung ein geeigneter Boden sein als das Grund-
gesetz unserer Provinz. Gewiß, wir sind als berufene Körper-
schaft unserer Provinz nicht ganz frei in unseren Handlungen
und haben Richtlinien und Bestimmungen der britischenMili-
tärregierungRechnung zu tragen. Ich möchteaber hierbei dar-
auf hinweisen, daß eine starke Heranziehung der demokrati-
schen Kräfte, eine schnelle Vervollständigung unserer Selbst-
verwaltung und ein starkes Vertrauen der antifaschistischen
Kräfte auch eine Erschwerungunseres politischen Lebens ver-
hüten könnte."236 In der Folgezeit entwickelte sich Preßler ne-
ben Jule Jürgensen zum Wortführer der KPD imLandtag und
wurde schließlich zum Fraktionsvorsitzenden gewählt. Er en-
gagierte sich wie Andreas Gayk für die SPD besonders in der
Junidebatteum die geplanten SprengungeninKielundEckern-
förde.Hier sollten im Rahmen der EntmilitarisierungDeutsch-
landsbedeutsameProduktionsanlagenvernichtet werden — ein
Vorhaben, das insbesondere in der Arbeiterschaft, die ihre
Existenzgrundlage gefährdet sah, auf erbitterten Widerstand
stieß. Preßler machte die legitimen Ansprüche seiner Klientel
geltend: „Die Kieler Werftarbeiterschaft in ihrem gesunden
Kern hat in diesen Jahrzehnten Charakterfestigkeit im Kampfe
gegen den Nationalsozialismus bewiesen, undsie hat ein Recht
darauf, von den alliierten Militärregierungen zu verlangen, daß
sie als Arbeiterschaft, als der beste Hort der demokratischen
Entwicklung inDeutschlanddieMöglichkeiteines neuen fried-
lichen Wirtschaftsaufbaues in Deutschland und also auch in
Kiel erhält."131 Für ein „Planungskomitee" „betreffend Kieler
und EckernförderIndustriefragen", dem der Befehlshaber der
Provinz, Brigadegeneral Henderson, auch deutsche Vertreter
zugestanden hatte, benannte der Landtag als Delegierte
Andreas Gayk, den Landtagspräsidenten Dr. Husfeldt, den
Fraktionsvorsitzenden der CDU, CarlSehröterund OttoPreß-
ler.238

Daß Preßler sichderart engagierte, fielnicht nur den eigenen
Genossen positiv auf.Emil Bandholz,damals führender Kieler
Sozialdemokrat, hielt engeren Kontakt zu ihm. Für ihn war

234 Eröffnungssitzung des ersten er-
nannten Schleswig-Holsteinischen
Landtages,26.2.1946, 5.32f.
233 Wortprotokoll der 3. Sitzung des
Schleswig-Holsteinischen Landtages,
11.4.1946, 5.23f.
236 Wortprotokoll der 4. Sitzung des
erstenernannten Schleswig-Holsteini-
schen Landtages, 6./7.5.1946, 5.33.
237 Wortprotokoll der 5. Sitzung des
erstenernannten Schleswig-Holsteini-
schen Landtages, 12.6.1946, 5.57.
238 Landtagspräsident an das Haupt-
quartier der Militärregierung in
Schleswig-Holstein, 14.6.1946, GET,
Nachlaß Preßler.

312



Preßler ein„hervorragender Mann",mit dem man redenkonn-
te und beidem sich dieMühe lohnen würde, ihnvielleicht doch
noch einmal für die SPD zu gewinnen. In seinen Augen war
Preßler sogar „im Grunde genommen nachher im Landtag ...
der einzige, der wirklich Demokrat war."139 Viele SPD-Funk-
tionäre kannten OttoPreßler noch als Mitglied der Arbeiterju-
gend,inder er mit so manchem von ihnendie erstenpolitischen
Schritte in der gemeinsamen Jugendarbeit getan hatte.240 Erst
nach der politischen Spaltung der Arbeiterbewegung trennten
sich ihre Wege. Dennochverbanden die gemeinsamen Wurzeln
noch auf Jahrzehnte, zumal Otto Preßler sich nie durch eine
scharfe Abgrenzung gegen die Sozialdemokratie profilierte,
sondern sogar einen Bruch mit der Partei in Kauf nahm, als
ihm die zentrale Linie eine in dieser Hinsicht verhängnisvolle
Entwicklung zunehmenschien.

Aber auch dieBesatzungsmacht war auf denKieler Kommu-
nisten aufmerksam geworden. Im Juli 1946 notierte der briti-
sche Geheimdienst in einer Analyse der politischen und perso-
nellen Struktur derKPDinder Provinz denmaßgeblichen Ein-
fluß Preßlers: „Unter den einzelnen Persönlichkeiten sticht
Preßler ausKiel hervor, der die Rolle wenn nichtsogardas offi-
zielle Amt des Führers in der Provinz ausfüllt; ein Kommunist
alter Schule, fähig, intelligent und ein guterRedner. Er läßt im
Landtag seinen Einfluß mächtig spüren". 141 Gleichzeitig regi-
strierten die Briten sensibel jegliche Meinungsverschiedenheit

239 Interview Bandholz.
240 vgl. auchInterviewd. Verf.mit Al-
bert Witte, 22.7.1986; —

Karl Rickers,
Erlebte Weimarer Republik. Erinne-
rungen eines Kielers aus den Jahren
zwischen 1918 und 1933, in: Arbeiter
und Arbeiterbewegung in Schleswig-
Holstein,5.353.
241 „Among the individual Personali-
ties Pressler ofKiel, who fills the role
ifnot the Officeof provincial leader,is
outstanding; a communist of the old
school, able, intelligent, and a good
Speakerhe makes his influence power-
fully feit in theLandtag" (PRESENT
POLITICAL TRENDS IN SCHLES-
WIG-HOLSTEIN, o.D. [Juli 1946],PRO,
FO 1006/107B).

Preßlers Ausweis als Landtagsabge-
ordneter.
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unter den Parteifunktionären und machten bei Otto Preßler
Unzufriedenheit über die Entwicklung im Osten aus: „Letzte
Berichte haben angedeutet, daß die russische Politik bei ihm
einige Befürchtungen auslöstund er über die gegenwärtigeBe-
vormundung verärgertist."241

Ungeachtet etwaiger diesbezüglicher Differenzen, die freilich
vor dem politischen Hintergrund Preßlers nicht unbedingt als
abwegig erscheinen, erkannte auch die Parteiführung an der
Wasserkante seine Fähigkeiten und holte ihn zum 1. Juli 1946
nach Hamburg, um dort im Bezirksbüro als 1. Sekretär die
Landesleitung Schleswig-Holsteinzu übernehmen. 243 In dieser
Funktion hatte er in der Folgezeit alle Hände voll zu tun, um
diebevorstehendenGemeinde-und Kreistagswahlenam 15.Sep-
tember und 13. Oktober vorzubereiten. Die Ergebnisse der er-

sten demokratischen Wahlen seit 1932 entsprachen kaum den
hohen Erwartungen,die dieKommunisten insie gesetzthatten.
Mit demKreistagswahlergebnis von 5,1% war man nicht annä-
hernddie „stärkstePartei",als diesich dieKPD imBezirk Was-
serkantenochim Vorjahr gesehen hatte. Inzwischen war dasin-
ternationaleKlima erheblich frostiger geworden, und diebriti-
sche Militärregierung bevorzugte nach der Vereinigung von
KPD und SPD in der Sowjetischen Besatzungszonemehr oder
wenigeroffenCDU und SPD,um denbefürchteten starkenZu-
lauf für die KPDzu verhindern,die als verlängerter Arm Mos-
kaus gesehen wurde. Im agrarisch geprägten Schleswig-Hol-
stein hattedie Partei ohnediesmassive Legitimationsprobleme,
zumal die Provinz von Flüchtlingen überflutet wurde, die der
kommunistischen Politik wenig abgewinnen konnten. Aber
selbst in den Stadtparlamenten der industriellen Zentren Kiel
und Lübeck war dieKPD nur nochmit jeeinem Abgeordneten
vertreten. In dem auf der Grundlage der Stimmenzahlen bei
den Kreistagswahlen neugebildeten Landtag saßen denn auch
nur noch drei Kommunisten, die fortan auch auf ihren Kabi-
nettspostenverzichten mußten, denbis dahinMatthews imGe-
sundheitsressort wahrgenommenhatte.Preßler und Ambs hat-
ten im Verein mit der SPD gerade noch durchsetzen können,
daß dieNeuzuteilung nicht, wie bereits von denBriten mit der
CDU und Ministerpräsident Steltzer vereinbart, nach den
Kreistagsmandaten bemessen wurde, sondernaufder Grundla-

242 „Recent reports have suggested
that Russian policy is causing hirn so-
me misgivings and that he resentspre-
sent tutelage" (Ebenda.).
243 Am. 20. Juli wurde die Landeslei-
tungfür Schleswig-Holstein in folgen-
derZusammensetzunggebildet:1. Vor-
sitzender: Otto Preßler, 2. Vorsitzen-
der:Berhard Karge,Kiel, weitere Mit-
glieder:Hans Ambs, Julius Jürgensen,
Hugo Bischof, Willy Hannemann
(Flensburg), Hein Meyn (Lübeck)
(Landesleitung der Kommunistischen
Partei für Schleswig-Holstein an die
Militärregierung der Provinz Schles-
wig-Holstein, 27.7.1946, PRO, FO
1006/195.). Erst im Juni 1947 zogdie
Landesleitung Schleswig-Holstein von
Hamburg nachKiel inden Krusenrot-
ter Weg — dann schonunterdem Vor-
sitz vonGertrud Rast-Gräser (NE,Nr.
49 v. 21.6.1947.), die auf der Landesde-
legiertenkonferenz vom 26.10.1947
durch die Mitgliedschaft bestätigt
wurde(NE,Nr.86 v.29.10.1947.).

ZudenLandtagswahlen imApril 1947
hatte der Landtag mit den Stimmen
vonSPDundCDUein Wahlgesetzbe-
schlossen,das nurdenjenigenParteien
Sitze zugestand,diemindestensein Di-
rektmandat erringen würden. Die
KPD, deren Auszug aus dem Landes-
parlament damit vorprogrammiert
war, protestierteenergisch undkonsti-
tuierte nach der Wahl eine„außerpar-
lamentarische Landtagsfraktion".
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ge der Stimmenanteile.244 Damit konnten immerhin noch die
dreikommunistischen Sitze vonPreßler, Bischofund Jürgensen
abgesichert werden, was anderenfalls kaum möglich gewesen
wäre. Bei der ersten Wahl zum schleswig-holsteinischenLand
tag am 20. April 1947 verfehlte die KPDmit 4,7% die erforder-
liche Stimmenzahl und war damit nicht mehr im Landesparla-
ment vertreten. Ursache dafür war vor allem ein im Januar mit
den Stimmen von SPD und CDU verabschiedetes Wahlgesetz,
das die kleinen Parteien stark benachteiligte. Wer kein Direkt-
mandat errang, konnte nicht in den Landtag einziehen.Damit
waren nur nochSPD und CDU sowie der inSüdschleswig star-
keSSV vertreten.245

244 Interview
—

Regional Commissio-
ner and Herren Pressler and Ambs of
theKPD, 5.11.1946,PRO, FO1006/97;— Schleswig-Holsteinischer Landtag
und Regierungsbildung, 0.D., GET,
Nachlaß Preßler.
243 Vgl.Jürgensen, 5.86.

Ineinem Comic-Strip zur Landtags-
wahl 1947 attackierte die KPD den
Kieler Oberbürgermeister und SPD-
Bezirks- und Fraktionsvorsitzenden
AndreasGayk,dessenSchiffnach An-
sichtderKommunistenaufGrund lau-
fe, weil er, statt sich nach links zu
orientieren, in Sachen „Wahlgesetz"
mit derCDUpaktiere.

Bevollmächtigter der IG
Metall

Wahrscheinlich schonEnde 1946 war OttoPreßler als 1. Vorsit-
zender der KPD-Landesleitungdurch Gertrud Rast-Gräser ab-
gelöst worden.246 Er blieb zwar Mitglied des Führungsgre-
miums, arbeitete aber wieder inKiel und konnte sich endlich
wieder inder Gewerkschaftsarbeit engagieren. Am 19. Januar
tagte in der PädagogischenHochschule die Generalversamm-
lungdesMetallarbeiterverbandes. OttoPreßler brachte eineRe-
solutionein, inder die Anwesenden danneinstimmig den nach
wie vor schleppenden Demokratisierungsprozeß kritisierten
und freie gewerkschaftliche Betätigung forderten: „Die Vertre-
ter der Metallarbeiter fordern, daß bei der Neuordnung der
Wirtschaft und des sozialen Lebens die Gewerkschaften und
Betriebsräte die Träger dieserNeuordnungsind. Die Demokra-

246 Das NEkündigte Preßler Ende Ja-
nuar in einem Veranstaltungshinweis
als „Mitglied der Landesleitung der
KPD" an

—
ein höchst unüblicher

Vorgang, wennPreßler zu diesem Zeit-
punkt noch 1. Vorsitzender gewesen
sein sollte (NE, Nr. 6v. 22.1.1947.).
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tisierung Deutschlands erfordert die Mitbestimmung der Be-
triebsräte und Gewerkschaften, nur so könnendie Saboteure
der Wirtschaft ausgeschaltet werden. Von der Militärregierung
erwarten dieMetallarbeiter Kiels, daß sie dieBahnfrei gibt für
die ungehinderteEntfaltung der gewerkschaftlichen Tätigkeit."
Beiden anschließenden Wahlen kandidiertePreßler und wurde
zum Ersten Bevollmächtigten gewählt. Zweiter Bevollmächtig-
ter wurde Emil Willumeit. 247 Dieser Vorgang sorgte innerhalb
der Metallarbeitergewerkschaft und hier vor allem bei den so-
zialdemokratischen Kollegenfür einige Aufregung. Aufder Sit-
zung der engeren Ortsverwaltung am 27. Januar vermutete
Hans Stolte, Preßler sei nur von seinenParteiämtern zurückge-
treten, um im Auftrag der KPDinnerhalb der Gewerkschaftslei-
tung „Parteiarbeitzu leisten". Preßler wies das entschieden zu-
rück underklärte,erhabeauf das Drängenvon Gewerkschafts-
kollegenhin kandidiert und stünde vollständig für die Verband-
sarbeit zur Verfügung. DieMutmaßung Stoltes und Books, die
KPD habe vor der Generalversammlung „Fraktionsarbeitgelei-
stet ... und sich nicht an die Beschlüsse der alten Ortsverwal-
tung gehalten" ließen die kommunistischen Kollegen Präkelt
und Walde nicht gelten. Sie „wollten ihr einwandfreies Verhal-
ten festgestellt wissen". Nach „teilweiseerregte[r]" Debatte ei-
nigte man sich schließlich darauf, Preßler und Willumeit
gleichberechtigt als Bevollmächtigte der Gewerkschaft einzu-
setzenund zubesolden.248 Diese Regelung wurde am 30. April
von der erneut zusammengetretenen Generalversammlung ge-
billigt und auch in den folgenden Jahren beibehalten.249 Das
Scharmützel war nun für OttoPreßler freilich kein guter Wie-
dereinstieg in die Gewerkschaftsarbeit, zumal die Kandidatur
tatsächlich kaum zufällig und spontan zustandegekommen sein
dürfte. Nichtsdestoweniger verfügte dieKPD nach wie vor über
starken Einfluß in der Kieler Metallindustrie und die Wahl
Preßlers hat bei seiner starken Profilierung gegen die Spren-
gungen sicherlich nicht brachial durchgesetzt werden müssen.
Unklar bleibt,ob ersich aus eigener Entscheidung aus der Par-
teipolitik zurückzog oder das — aus welchem Grund auch im-
mer — auf InitiativederParteiführung geschah.

Wie dem auch sei, Otto Preßler scheint sich in seinem neuen
Wirkungskreis bald wohl gefühlt zuhabenundentwickelte rege
Aktivitäten. Der Metallarbeiterverband hatte sich auch weiter-
hin vor allem mit den Absichten der Briten auseinanderzuset-
zen, große Teile der Produktionsanlagender Kieler Großbetrie-
be zu zerstören oder zudemontieren. Anfang September 1947
wurde der Demontagebefehl für die Holmag gegeben, was die
Belegschaft mit einem Proteststreik und der Weigerungbeant-
wortete, sich an der Demontage zu beteiligen.250 DieMilitärre-
gierung besetzte daraufhin kurzerhand nächtens das Werk und
ließ die morgens vor den Toren wartenden Arbeiter buchstäb-
lich im Regenstehen. OttoPreßler war alsBevollmächtigter der
Gewerkschaft an den Auseinandersetzungmit denBritenbetei-
ligt251 und warb auch in anderenBetrieben für Unterstützung.
Vor den Kollegen von Anschütz wies er darauf hin, daß „die
Holmag gerade in dem Augenblick demontiert wurde, als sie

247 NE,Nr. 6 v.22.1.1947.
248 Protokoll der Sitzung der engeren
Ortsverwaltung, 27.1.1947, DGB,
IGM-Protokolle1946-1950.
249 NE,Nr. 26 v.1.4.1947.
250 Helmut Grieser, Reichsbesitz,
Entmilitarisierung undFriedensbesitz
inKielnach dem ZweitenWeltkrieg(*=
Sonderveröffentlichungen der Gesell-
schaft für Kieler Stadtgeschichte,
Hrsg. v. Jürgen Jensen, Bd. 11), Kiel
1979, S.93ff.
231 Protokoll der Sitzung der engeren
Ortsverwaltung, 12.9.1947, DGB,
IGM-Protokolle1946-1950.
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mit ihrer Friedensproduktion auf den Weltmarkt treten wollte.
Wir sehen, daß ausländische kapitalistische Mächte uns zu ei-
nem Kolonialvolk im Stile von1885machen wollen. Wir sollen
Rohstoffe exportieren und Fertigwaren einführen. Dagegen
wehren wir uns, und das Verhalten der Holmagbelegschaft fin-
det unsere vollste Unterstützung."151 Im Oktober 1947 führten
die zahlreichen Proteste nahezualler öffentlichenKörperschaf-
ten dazu, daß die Demontage der Holmag zunächst ausgesetzt
wurde. Die Auseinandersetzungen um das Problem waren da-
mit jedoch keinesfalls beendet, sondern beschäftigten die Ge-
werkschaftennochauf Jahrehinaus.Dabei arbeiteteOttoPreß-
ler weiter engagiert im Interesse der Kieler Metallarbeiter.
Schwerwiegende politische Differenzen innerhalb der Ortsver-
waltungscheint es dabei bis 1951nicht gegebenzuhaben.

232 NE, Nr.75 v.20.September 1947.

ImMittelpunktder I.Mai-Denionstru-
tion des Kieler DGB im Jahre 1947
stand die Forderung nach „ausrei-
chenderErnährungfür alle". Der vor-
angegangene Winter hattedie große
Not der Bevölkerung offenbart, und
dieDemontagepläneder Britenließen
die Hoffnungen aufBeschäftigung zu-
nehmendaussichtslos erscheinen. (DGB)

KPD imKalten Krieg:
Marginalisierung und
Selbstisolation

Im Laufe des Jahres 1947 hatten sich die internationalen Kon-
flikte unübersehbar zum Kalten Krieg ausgeweitet und der Kon-
sens der Siegermächte war endgültig zerbrochen. Damit nahm
auch der äußere Druck auf die KPD zu. Unter den Bedingun-
gen gesellschaftlicher Restauration konnten ehemalige Nazis
wieder in Amt und Würden gelangen und bald entfaltete sich
mit einem ersten Höhepunkt während der Berlin-Blockade
1948/49 ein innenpolitisches Klima, in dem Linke schlechthin
geächtet wurden und dabei insbesondere die Kommunistische
Partei. Gleichzeitig vollzogen sich im sozialistischen Lager
Normierungsprozesse, die schwerwiegende Konsequenzen für
die kommunistischen Parteien in den westlichen Ländern hat-
ten. Das galt vor allem für die KPD, die bis Anfang 1949 poli-
tisch wie organisatorisch in einer „Arbeitsgemeinschaft" mit
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der SED verbunden war und auch danach die „volleÜberein-
stimmung" mit der Politik der östlichenSchwesterpartei stets
betonte.Die Haltung Jugoslawiensim Konflikt mit Stalin und
dem „Kommunistischen Informationsbüro" wurde unter den
Bedingungen des KaltenKrieges als politischer „Frontenwech-
sel" (Georg Fülberth) angesehen. Das führte in den sozialisti-
schen Ländern wie innerhalb der KPD zu einer neuerlichen
Säuberungswelle, die sich auf die Massenverfolgungen und
ProzesseEnde der dreißiger Jahre in der Sowjetunion berief253

und gegen vermeintliche oder tatsächlicheSympathisantenna-
tionalspezifischer sozialistischer Entwicklungsvariantenrichte-
te.

In diesem Zusammenhang wurden auch inKiel Ausschlüsse
vorgenommen, die, in frappierender inhaltlicher wie formaler
Nähe zu den Ereignissen der Weimarer Periode, wiederum
große Teile der lokalen Führungsgruppe betrafen. Im Septem-
ber 1949 veröffentlichte das „NorddeutscheEcho" unter der

233 Vgl. dazu neuerdings: Hermann
Weber, „Weiße Flecken" in der Ge-
schichte. Die KPD-Opfer der Stalin-
schen Säuberungen undihre Rehabili-
tierung, Frankfurt/M. 1989, S.43ffu.
139f..

Mittels klassischer Profile der politi-
schen Karikatur transportierte die
KPD ihreBotschaft von der notwen-
digen Aufhebung der Klassenschran-
ken. Der glatzköpfige, dickwanstige
Werftbesitzer erwies sich ebenso als
Profiteur vonder Armut derProleta-
rier und Kriegsversehrten wie der
gleichfallsbeleibte Großgrundbesitzer,
derBreeches undSchaftstiefel keines-
wegsabgelegthatte undschon wieder
mit raffgierigem Blick wie Knoten-
stock aufdieArmenzielte.
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Überschrift „Besteht die Gefahr des Titoismus in der KPD?"
einen Artikel des stellvertretenden Parteivorsitzenden Kurt
Müller, in dem diese unheilsschwangere Frage mit bedauern-
dem Gestus bejaht wurde. Einige Verlautbarungen aus der
Partei, den enttäuschenden Ausgang der eben absolvierten
ersten Bundestagswahl betreffend, vermittelten denEindruck,
so Müller, als ob sie „von Titoleuten geschrieben sind. So
verschiedenartig sie auch formuliert sind, so kommen sie doch
alle im Wesen zu einer Schlußfolgerung: zur titoistischen, daß
die KPD in Westdeutschland einen eigenen von der KPdSU,
von der SED und den übrigen kommunistischen Parteien
unabhängigen Weg gehen müsse."154 Wenige Tage darauf
machte auch der schleswig-holsteinische Parteivorsitzende
Albin Stobwasser auf einer Parteiarbeiterkonferenz in Lübeck

234 NE,Nr. 111 v.22.9.1949.

KPD-Mitgliedsbuch OttoPreßlers mit
derNummer 1,1947/48.
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ernste Schwächen in der Mitgliedschaft aus:„Ein Teil unserer
Mitglieder ist sich über den Weg, der gegangen werden muß
nicht klar. Deshalb weichensie vor den Schwierigkeiten, die vor
uns stehen, zurück. Ja, siemachen sich sogar dieArgumente der
Gegner in der Frage der Oder-Neiße-Linie, der Kriegs-
gefangenen und der Sowjetunion zueigen. Sie untersuchen die
Verhältnisse nicht vom marxistisch-leninistischen Standpunkt
aus, sondern vom bürgerlichen, und liegen deshalb schief."155

Auchder Parteivorstand der KPDkritisiertedie Verhältnisse in
Schleswig-Holstein und attestierte den Genossen im Norden
"Sorglosigkeit in Fragen der Ideologie". Das Sekretariat des
LandesVorstandes nahm das zum Anlaß, „seine Arbeit einer
ernsthaften Überprüfung zu unterziehen" und zog einschnei-
dendeKonsequenzen.256 Seit der Lübecker Parteiarbeiterkonfe-
renz hätten, so stellte man fest, „negative Diskussionen" ihren
Fortgang genommen und „den parteifeindlichen Elementen
eine Plattform für ihre parteifeindliche und parteizersetzende
Arbeit" gegeben. In Heide, Wesselburen und inMölln,insbe-
sondere aber in der Redaktion des Parteiblattes und im Kreis
Kiel stellte man ernstzunehmende Abweichungen fest. Im
Bemühen, die Auseinandersetzungnunmehr „mit der notwen-
digen Schärfe zuführen", wurden der stellvertretende Chefre-
dakteur des „Norddeutschen Echos" aus der Partei ausge-
schlossen und drei Redakteure abberufen. Ein weiterer Redak-
teur, der sich derdann veröffentlichtenSelbstkritik der Restre-
daktion nicht anschließen konnte, nahm freiwillig seinen
Hut.257

Damit war die Angelegenheit jedochnoch keineswegs berei-
nigt. AnfangDezember spitzte sich dieLagedramatisch zu.Am
3. Dezember füllte ein Artikel von Harry Schmitt „Die Ar-
beitsmethoden der Parteifeinde" eine ganze Seite des NE. Als
Drahzieher der "trotzkistisch-titoistischen Agenten" wurde
Heinrich Brandler ausgemacht, der imMai 1949 aus dembriti-
schen Exil nach Hamburg zurückgekehrt war. In seinem Auf-
trag, so erklärte der Autor, arbeiteten „die Parteifeinde inner-
halb der Partei. Sie tarnen sich, sind doppelzüngig, kommen in
den seltensten Fällen offen hervor undlassen lieber ihre Werk-
zeuge mehr oder weniger offen auftreten. Die Tarnung, die
Doppelzüngigkeit und dieKonspiration sindkeinZufall, siege-
hörenzu den notwendigstenMethoden dieser Elemente, durch
dieseallein kennzeichnen sie sich bereits alsAgenten."15* Damit
warnun freilich die Jagdaufallesund jedeneröffnet.Denn wer
konnte schon beweisen, daß seine Unschuldsbeteuerungen
nicht doch nur eine besonders infame „Doppelzüngigkeit" an-
noncierten. Vor allem im Gedächtnis Otto Preßlers müssen bei
der Lektüre dieser Zeilen alle Alarmglocken geschrillt haben.
Die Töne waren bekannt und der innerparteiliche Feind war
auch derselbe geblieben. Was hätte näher gelegen, als in ihm,
dem ehemals abtrünnigen „Brandlerianer" einender gesuchten
Parteifeinde zuentdecken?259 Aber diesmal trafes nicht ihn —
zufälligvielleicht.

Es traf denKieler Parteivorsitzenden und ehemaligen KPD-
Reichstagsabgeordneten Fritz Latzke, seinen vormaligen Stell-

233 NE,Nr. 116 v.4.10.1949.
236 NE,Nr. 136v.19.11.1949.
237 Ebenda. Vgl. dazu auch den Auf-
satz vonBrammer/Schröderin diesem
Band.
238 NE,Nr.142 v.3.12.1949.Zu dentat-
sächlichen Formierungsbestrebungen
Brandlers und derlinken Splitter vgl.
bisher: SiegfriedHeimann,Zum Schei-
tern linker Sammlungsbewegungen
zwischen SPD und KPD/SED nach
1945:DieBeispieleUSPD undUAPD,
in: Das Ende der Arbeiterbewegungin
Deutschland? Ein Diskussionsband
zumsechzigsten Geburtstag vonTheo
Pirker, hrsg. v. Rolf Ebbinghausen u.
Friedrich Tiemann, Opladen 1984,
S. 301-322; — Klaus Peter Wittemann,
KommunistischePolitik in Westdeut-
schland nach 1945. Der Ansatz der
Gruppe Arbeiterpolitik. Darstellung
ihrer grundlegenden politischen Auf-
fassungenund ihrer Entwicklung zwi-
schen 1945und 1952,Hannover 1977.

hritz Latzke bei der Lektüre des
„Norddeutschen Echos" währendder
Auseinandersetzungen um „trotzki-
stisch-brandleristische Agenten der
Imperialisten"inKiel1949/50.
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Vertreter Herbert Seemann unddie langjährigen Parteifunktio-
näre Heinrich Strunk, Gustav Wiesner, Dietrich Schlichting,
Gerhard SydowundWilhelm Baasch.Sie wurdenaus der Partei
ausgeschlossen, nachdem das Landessekretariat folgendes als
erwiesen ansah: „DasMitglied der trotzkistischenReichsleitung
Bergmann aus HamburgundBrandler selbst haben inpersönli-
chen Besprechungen in Kiel und Hamburg die Arbeit dieser
Parteifeinde geleitet. Der eine Teil, unter Führung von Gustav
Wiesner und Strunk trat immer offener auf undforderte oft-
mals den Widerspruch der Mitglieder heraus. Ein anderer Teil,
geführt vondem PolleiterLatzke, dem Vorsitzenden derehema-
ligen Kontrollkommission, Baasch, der frühere Org.-Leiter
Seemann, verteidigten die ersteren, verbreiteten ihre Argumente
in den Gruppen und —

wo das nichtging — stelltensie sie als
treue, zwar konfuse, aber ungefährliche Parteimitglieder hin.
Dadurch schläferten sie die Wachsamkeit der Parteimitglied-
schaft ein und verzögertenihre Entlarvung."260 Die Maßgabe,
das Sympathisantenumfeld zu erforschen, führte zu weiteren
Parteiausschlüssen und -austritten.

Die „Latzke-Affäre" ist in jeder Hinsicht komplex und kann
im gegebenen Rahmen nur grob angerissen, keineswegs aber
gründlich analysiert werden.261 Sie ist jedoch in diesem
Zusammenhang zunächst einmal von der Argumentations-
strukturher vonBedeutung, weilhier für OttoPreßler ganz au-
genfällige persönlicheParallelen sichtbar werden mußten und
ihm damit eineEntscheidungabverlangt wurde, mit der er sich
ein weiteresMal für oder gegendieoffizielleParteilinie zustel-
lenhatte, obwohl er dieses Mal indie Vorgänge in keiner Weise
verstrickt war. Der Zusammenhang wurde umso offen-
sichtlicher,als die Parteiführung geltend machte, daß Latzke„bereits seit 1930 brandlerisch-trotzkistische Verbindungen auf-
rechterhält. Er wurde deshalb 1931 aus der KPD ausgeschlos-
sen."262

Preßler entschied sich für die Parteidisziplin. Nocham Vor-
abend einer „Generalmitgliederversammlung" der Partei im
Kreis Kiel am 14. Januar 1950, auf der es zum Eklat wie zu
handfesten Tätlichkeiten kommen sollte263,hatte er sich einer
Loyalitätserklärung ehemaliger Kieler Parteifunktionäre ange-
schlossen, in der es u.a. heit:„Wirstehen geschlossenhinterden
Beschlüssen der Partei ... Wir werden unsere Organisation von
allen Parteifeinden säubern ..." Das "Norddeutsche Echo" ver-
öffentlichtedie Stellungnahme mit denNamenaller Befürwor-
ter.264

Damit hattePreßler eindeutig Position bezogen, was für die
schleswig-holsteinischeParteiführung angesichts seiner Funk-
tion und der hohenAutorität, die er auch inParteikreisen ge-
noß, von nicht geringer Bedeutung gewesen sein dürfte. Seine
ehemaligen KPDO-Genossen quittierten die Stellungnahme
Preßlers mit Verbitterung.Sie attestiertenihm wieanderenDis-
sidenten der Weimarer Zeit, eine "schäbige Rolle" zu spielen.
Die sei „doppelt ekelhaft, weil diese als ehemalige Mitglieder
derKPOoder Oppositionelle — wenn sie nicht alles .vergessen'
haben, dieseRolle gegenihr eigenesbesseres Wissen spielen."165

239 AmHeiligabend des Jahres konnte
Preßler in den „Kieler Nachrichten"
(KN) Auszüge aus einemManifestdes
SED-Politbüros lesen, in denen ein
„kompromißloser Kampf" angekün-
digt wurde gegen die umfassenden
Bemühungen, den Kommunismus zu
„unterminieren". Das Aktivder Diver-
sion bestünde aus „Kreaturen des
amerikanischen Imperialismus, Tito-
Agenten, Vertretern des Ostbüros
Schumachers und ehemaligen KPO-
Leuten (kommunistiche Parteiopposi-
tion)sowie anderenFeinden derArbei-
terklasse" (KN,Nr.l99v. 24.12.1949.).
260 NE, Nr. 145 v. 10./11.12.1949. Vgl.
dazuauch:KN,Nr. 188 v.12.12.1949.
261 Die breitangelegte Berichterstat-
tung des „NorddeutschenEcho" gibt
zwar einige Grundlinien der Ausein-
andersetzungen wieder, vernebelt je-
dochinder Sachemehrals sieverdeut-
licht.So bleibeninsbesondere die tat-
sächlichen Beweggründe für dieDiffe-
renzen imDunkeln. Zur „Gruppe Ar-
beiterpolitik", die sich als Nachfolge-
organisationder KPDO gebildet hat-
te und der in Hamburg Brandler und
Bergmann vorstanden, existierten of-
fenbar biszum Höhepunkt der Kieler
Auseinandersetzungen keinerlei Kon-
takte (Arbeiterpolitik. Beilage für
Hamburg, AnfangJanuar 1950 u. An-
fang Februar 1950.) Auch über even-
tuelle politischeAffinitätender Kieler
Protagonisten zum jugoslawischen
Autonomie-Modell ist nichts bekannt.
Ebenso lät sich Preßlers inhaltliche
Position zu diesen Problembereichen
bislang kaum näher bestimmen. Zwar
finden sich in seinem Nachlaß zwei
Broschüren jugoslawischerProvenienz
(JosipBroz Tito,Die Fabriken inJu-
goslawien werden von Arbeitern ver-
waltet,Belgrad 1950; — Milovan Dji-
las,AufneuenWegen desSozialismus.
Rede vor Belgrader Studenten am 18.
März 1950, Belgrad 1950.). Allein dar-
aus lassen sich jedoch kaum Rück-
schlüsse auf politische Implikationen
Preßlers in diesem Zusammenhang
ziehen. Überdies erfolgte eine Rezep-
tionder originärenPositionen erstge-
raume Zeit nach Beginn der Anti-Ti-
toismus-Kampagne und der „Latzke-
Affäre". Die innerparteiliche Säube-
rung hatte jedenfalls für die KPD-
Kreisorganisation Kiel dramatische
Auswirkungen. Etwa die Hälfte der
bisherigen ca.2.000Menschen zählen-
den Mitgliedschaft verließ die Partei
oder wurde nach Kontrollmanahmen
nichtmehr in die nachihrer Auflösung
neugebildeten Kreisorganisation auf-
genommen. Die Betriebsratswahlen
des Jahres 1950 endeten mit einem
Fiasko: In den Howaldt-Betriebsrat
wurde statt bislang vier KPD-Vertre-
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Inwieweit Preßler von den Anschuldigungen der Parteiführung
überzeugt war, läßt sich kaummit Sicherheit sagen. Zweifellos
könnenihm dieParallelenzudenVorgängen von1928/29nicht
verborgen geblieben sein. Daß er dennoch der Parteiführung
seine Loyalität erklärte, wird nicht zuletzt als Maßnahme zur
eigenen Sicherheit zu interpretieren sein, die gerade für ihn so-
lange gefährdet schien, wie er nicht eindeutig Stellung bezog.
Die ehemalige KPDO-Mitgliedschaft und -Führungstätigkeit
Preßlers konnteangesichtsder Diskussionskultur innerhalb der
KPDnur hintervorgehaltener Hand thematisiert werden. Auch
er selbst hielt es nicht für opportun, an diesem Abschnitt seiner
Vergangenheit zurühren. In denbeiden vorliegenden selbstver-
faßten politischen Lebensläufen von 1947 und 1953 jedenfalls
findet sich kein Hinweis auf Preßlers oppositionelle Arbeit vor
1933. Zwischen der Reichstagskandidatur 1928 und dem Neu-
beginn1945 klafft eine weite Lücke. Daskann allerdings kaum
verwundern. Unter den Bedingungen einer repressiven inner-
parteilichen Praxis mußte Preßlers „Brandlerismus" als
bedenklicher „faux pas" eines ansonsten verdienstvollen Ge-
nossen angesehen und tabuisiert werden. Die so inaugurierte
„dunkleVergangenheit" konnteeinesTagesdoch wieder thema-
tisiert und gegen ihn verwandt werden. Noch in den Siebziger
Jahren wies Preßler, wenn die Rede auf seine KPDO-Zeit kam,
denIntervieweran:„Machmaldas Tonbandgerätaus!"

Das Eis, aufdem Preßler sich bewegte, war dünn. Noch war
die Gefahr nicht gebannt, der Verfolgungswelle letztlich doch
nochzum Opfer zu fallen. Am7. Februar brachtedasNEeinen
Brief des Parteivorsitzenden Max Reimarm an eine Kieler Ge-
nossin, in dem noch einmal eine grundlegende Einschätzung
der Geschehnisse aus der Sicht der Parteiführung vorgenom-
men wurde. Darin stand für jedermann zu lesen: „... daß die
Vertreter der imperialistischen Spionageapparate vor allem
daran interessiertsind, frühere Kommunistenfür ihreArbeit zu
gewinnen, da diese ihnen die besten Dienste leisten können.
Dabei interessieren sie sich, wie dies in den Prozessen [in Un-
garn und Bulgarien, D.S.] und aus anderen Tatsachen deutlich
wird, vor allem für solche Mitglieder unserer Partei, in deren
Vergangenheit es dunkle Punkte gibt, z.B. in ihrem Verhalten
bei der Verhaftung und vor Gericht oder für Mitglieder, die
Verbindungen zu parteifeindlichen Gruppen hatten."266 Damit
wurdenParteimitglieder auf Lebenszeit zuunsicherenKantoni-
stenerklärt,die inbestimmten FragenabweichendeMeinungen
artikuliert hatten und deshalb in einer beliebigen Phase der
Parteientwicklung ausgegrenzt worden waren. Das Verdikt dif-
ferenzierte ebensowenig nach der historischen Gültigkeit der
jeweiligen Positionen wie es die verschiedensten politischen
Schwankungen, die die Parteilinie inzwischen vollzogen hatte,
berücksichtigte. Damit schwebte ein einmal Gebrandmarkter in
der ständigen Gefahr, bei beliebiger Gelegenheit erneut ge-
schaßt zuwerden.

Aufihrem „Münchener Parteitag", der tatsächlichinWeimar
stattfand, traf die KPD imMärz 1951 in der „These 37" ihrer
Parteitagsentschließung „Die gegenwärtige Lage und die Auf-

tern indiesem Jahr kein Einziger ge-
wählt. Ebenso war auf der Germania-
werft, auf der die KPD bislang stets
die Mehrheit gestellt hatte, kein Kom-
munistmehr vertreten.Drastische Ver-
luste erlittdiePartei auchin denande-
renBetrieben der Stadt (DER SPIE-
GEL, Nr.3v.19.1.1950; — SHVZ,Nr.
116v. 20.5.1950.).
262 NE,Nr.7 v.17.1.1950.
263 Zu dieser aufsehenerregenden Ver-
sammlung, an der ca. 1.000 Kieler
Kommunistenteilnahmen vgl.:NE,Nr.
7v. 17.1.1950; — KN,Nr.l3v.16.1.1950;—

SHVZ, Nr.l4 v. 17.1.1950; — DER
SPIEGEL,Nr.3v. 19.1.1950.
264 NE,Nr.7v.17.1.1950.
263 Arbeiterpolitik. Beilage für Ham-
burg, AnfangJanuar 1950.
266 NE,Nr. 16v. 7.2.1950.
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gaben der KPD" Aussagen zur Gewerkschaftspolitik, die fol-
genschwere Auswirkungen auf die gewerkschaftliche Veranke-
rungder Parteihabensollten.Bereits 1947 hattees massive Ver-
suche gegeben, der kommunistischen Gewerkschaftsarbeit die
Basis zu entziehen und imSeptember 1948 hatte der DGB-Vor-
stand der britischen Zone ein „zersetzende^] Treiben derKPD
in den Gewerkschaften" ausgemacht.267 Insbesondere um die
Zustimmung der Gewerkschaften zum Marshallplan, zum Pe-
tersberger Abkommen und zur Montanunion hatte es harte
Auseinandersetzungen gegeben, in deren Folge die Gewerk-
schaftsführungen immer mehr auf Ausgrenzungradikaler Posi-
tionen setzten. In dieser Situation und angesichts der indiffe-
renten Haltung der Gewerkschaftsführung zur Wiederbewaff-
nung formulierte dieKPD inder „These37":„ImAuftrageund
im Interesse des amerikanischen Imperialismus und im Ein-
klang mit den deutschen Monopolisten versuchen die rechten
Gewerkschaftsführer, die Gewerkschaftsorganisation in den
Dienst derKriegsvorbereitung zu stellen... Sie beseitigen imIn-
teresse des monopolistischen Staates die innergewerkschaftli-
cheDemokratie und veräußern die demokratischen Rechte der
Arbeiter in den Betrieben. Sie nehmen an der Schaffung re-
aktionärer Betriebsordnungen teil und beteiligen sich an den
Verhandlungen über dieBeseitigungdes Koalitions-undStreik-
rechts. Sie tun dies, damit die in- undausländischenMonopoli-
sten dendritten Weltkrieg vorbereiten können."26* Das ging nun
selbst unter Berücksichtigung der massiven Ausgrenzungspoli-
tik der Gewerkschaftsführung weit über das zumutbare Maß
hinaus und lieferte den Anlaß für eine letzte breitangelegte
Ausschlußkampagne innerhalb der Gewerkschaften, die die
KPD ihre letztenBastionen kostete.

Bald nach dem Parteitag legte der Vorstand der IG Metall
allen bekanntenKPD-Funktionäreneinen „Revers" vor, in dem
sie ihreDistanzierungvonder These 37 erklärensollten. Die sei
gewerkschaftsfeindlich und jedermann, der weiterhinals Funk-
tionär für die IGMetall arbeiten wolle,habe sich davon loszu-
sagen. Im Gegenzugverpflichtete die KPD-Parteiführung ihre
Mitglieder, den Revers keinesfalls zu unterschreiben, anderen-
falls man denParteiausschluß zu gewärtigenhabe.Damit stand
Otto Preßler mit vielen seiner Gewerkschaftskollegenein weite-
res Mal vor der Entscheidung, den erneuten „ultralinken"
Schwenk der Parteilinie mitzumachen oder nicht. Ein Teil der
kommunistischen Mitglieder nahm den Ausschluß aus der
KPD inkauf,andere warfen ihr Mitgliedsbuch vonsich aushin,
weil sie die Gewerkschaftspolitik der Partei für verfehlt hielten.
Der größte Teilaber

—
und mit ihm Otto Preßler — übte Par-

teidisziplin und weigerte sich, den Revers zu unterschreiben.269

Noch im Herbst 1951 wurde er daraufhin seiner Funktion ent-
hoben und im Jahr darauf aus der IGMetallausgeschlossen.270

Das alles muß für Preßler nicht einfach gewesen sein, zumal die
Praxis der Partei fatalan die RGO-Politik erinnerte, die er vor
1933 massiv bekämpft hatte. Wie im Vorjahr aber demonstrier-
te er Parteiverbundenheit und nahm dafür nicht nur materielle
Nachteile in Kauf. In den folgenden Wochen wandte Preßler

267 Zit. nach Eberhard Schmidt, Die
verhinderte Neuordnung 1945-1952.
Zur Auseinandersetzung um die De-
mokratisierung der Wirtschaft in den
westlichen Besatzungszonen und in
der Bundesrepublik Deutschland. Mit
c. Vorw. v. W. Abendroth, 8. Aufl.,
Frankfurt/M., Köln1981, 5.122.
268 r_)er vollständige Text findetsich in:
Ernst-August Jüres/Herbert Kuehl,
Gewerkschaftspolitik der KPD nach
dem Krieg. Der Hamburger Werftar-
beiterstreik 1955, Hamburg 1981,
5.223 L
269 Wie Anm. 1; — NE, Nr. 5 vom
7.1.1952.
270 Ebenda. Ähnlich verfuhr man mit
einer Reihe weitererkommunistischer
Gewerkschaftsfunktionäre, soz.B.mit
den Howaldt-Vertrauensleuten Hein
Wadle, Willy Hein und Gerhard Eis-
feldt.Heinund Eisfeldthatten im Ja-
nuar 1946 zuden Gründern des Kieler
Metallarbeiterverbandes gehört (NE,
Nr.20 v.24.1.1952.). Zur überregiona-
len Entwicklung vgl. den knappen
Überblick beiRainer Kalbitz,Gewerk-
schaftsausschlüsse inden 50er Jahren,
in: Gewerkschaftspolitik in der Krise.
Kritisches Gewerkschaftsjahrbuch
1977/78, hrsg. v.OttoJacobi, Walther
MUller-Jentsch u. Eberhard Schmidt,
Berlin 1978, 5.159-165.
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sich wieder der Parteiarbeit zu, engagierte sich gegen das ge-
planteKPD-Verbot und sprachauf einer Reihevon KPD-Veran-
staltungenzudiesemThema.271

Wenige Wochen später kam es jedoch auch innerhalb der
Partei zu ernsthaften Auseinandersetzungen um Otto Preßler.
Er hatte am 14.Februar 1952 einen Artikel für das NE verfaßt,
in dem er als ehemaliger Gewerkschaftssekretär „Einige Hin-
weise zur Vorbereitung und Durchführung der Betriebsräte-
wahlen" gab.272 Seit zwei Jahren galt ein neues Betriebsrätege-
setz, das die vordem gültigen Verordnungen der Militärregie-
rung ersetzt hatte und eine Reihe neuer Verfahrensrichtlinien
vorsah, die in Vorbereitung der diesjährigen Wahlen bekannt-
zumachen waren. Preßler erläuterte die formalen Bestimmun-
gen und kritisierte, daß das neue Gesetz gegenüber der alten
Regelung „ein gewaltiger Rückschritt" sei: „Nach dem Kon-
trollratsgesetz 22 (Betriebsrätegesetz) konnte die Belegschafts-
versammlung selbst darüber entscheiden, welche Wahlordnung
zur Betriebsratswahl maßgeblich sein sollte. Jetzt gilt der un-
demokratische Passus, daß jeder Wählende soviel Kandidaten
aufdem Stimmzettel ankreuzen muß wieBetriebsräte zu wäh-
len sind. Sind mehr oder weniger angekreuzt, dann ist der
Stimmzettel ungültig. Dasführt dazu, daß selbst beider Beleg-
schaft unbeliebteKandidaten angekreuzt werdenmüssen."

Wenige Tage darauf unterzog das Sekretariat der Landeslei-
tungSchleswig-Holstein denharmlosenPreßler-Artikel ineiner
umfangreichen Erklärung einer unverhältnismäßig scharfen
Kritik: „1. Dieser Artikelist keineHilfe für dieBetriebsarbeiter
und Angestellten, weil die formalen Bestimmungen des Be-
triebsrätegesetzes im Vordergrundstehen. Er lenkt die Kollegen
indenBetrieben von derFrage:,Wie kommen wirzu einerListe
der Aktionseinheit in unserem Betrieb' ab. Der Artikel geht
nicht von dem in Westdeutschland sich entwickelnden Kampf
der Arbeiter aus, sondern erwähnt diesen nur beiläufig und
propagiert die zum Teil rückschrittlichen Punkte dieses Be-
triebsrätegesetzes. 2. Der Artikel hält diese Gesetzesparagra-
phen für etwas unabänderliches und darin kommt offen der
Opportunismus zum Ausdruck."113 Abschließend erklärte das
Landessekretariat, „daß es selbst die Frage der Aktionseinheit
unterschätzte, daß es sonst nicht möglichgewesen wäre, einen
derartigen Artikel in der Zeitung zu veröffentlichen... Das
Landessekretariat selbst führt nicht genügend denKampf gegen
den Opportunismus und schenkt der Vorbereitung der Be-
triebsrätewahlen noch zu wenig Aufmerksamkeit."214 Die
Landesspitze gelobte Besserungund kündigte an, den„Kampf
gegen Opportunismus und Sektierertum" in Zukunft „scho-
nungslos zu führen". Damit schloß sich der Kreis, und Otto
Preßler saß wie1929 als Wortführer des Opportunismusaufder
Anklagebank.

Inder Folgezeit gab dieLandesleitung der Vorbereitung der
Betriebsrätewahlen oberste Priorität und wies in einer diesbe-
züglichen „Direktive" die Führungskader der Partei an, inallen
einzuberufenden Sitzungender Kreissekretariateund Betriebs-
gruppen über die Stellungnahme des Landessekretariats zum

271 NE, Nr. 5 v. 7.1.1952 u. Nr. 11 v.
14.1.1952.
22NE,Nr. 38 v.14.2.1952.
273 NE, Nr. 46 v. 23./24.2.1952. Im
Original ist diese Passage durchFett-
druck hervorgehoben.
274 Ebenda.
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Preßler-Artikel zu diskutieren.275 Über den weiteren Fortgang
der Angelegenheit ist nichts bekannt. Nach den Erinnerungen
seiner Tochter verzichtete die Parteiführung auf die Verhän-
gung von Parteistrafen.276 Dennochmuß das VerhaltenPreßlers
im Laufe des Jahres nocheine Rolle innerhalb der Partei und
des Organisationsumfeldes gespielt haben. In seinem Nachlaß
jedenfalls findet sich ein Brief der „Gesellschaft für Deutsch-
Sowjetische Freundschaft, Ortsgruppe Elmschenhagen" vom
15. Oktober 1952, in dem ihm mitgeteilt wurde: „Durch Be-
schluß des erweiterten Vorstandes der Gesellschaft für Deutsch-
SowjetischeFreundschaft sind Sie mit Wirkung vom 12. Okto-
ber 1952 wegen Ihrer zersetzenden Tätigkeit ... ausgeschlossen
worden."211 Wie die näheren Umstände auch immer gewesen
sein mögen,mit diesen Debatten war OttoPreßler erneut und
diesmal ohne eigenes Zutun in den Dunstkreis opportunisti-
scher Abweichung geraten. In der Folgezeit zog er sich weitge-
hendaus der Parteiarbeit zurück undwidmete sich,sicher nach
Absprache mit der schleswig-holsteinischen Parteileitung, ei-
nem neuen Tätigkeitsfeld. Dortmuß Preßler sich in den Augen
der Parteiführung „bewährt" haben: Das Norddeutsche Echo
veröffentlichte am 29. Dezember 1955 einen Gruß des — mitt-
lerweile personell umbesetzten — Sekretariats der Landeslei-
tung zum 60. Geburtstag, in dem seine Verdienste gewürdigt
und „Deinem Wirken weitereErfolge"gewünscht wurden.278

273 Direktive zur Vorbereitung der Be-
triebsrätewahlen, 0.D., GET, Nachlaß
Preßler.
276 GesprächLisaHerrmann.
277 Gesellschaft für Deutsch-Sowjeti-
sche Freundschaft, Ortsgruppe Elm-
schenhagen, an Otto Preßler, 15.10.
1952,GET,NachlaßPreßler.
278 NE v.29.12.1955.

Solidaritätsgemein-
schaft", Illegalität und
DKP

Anfang der Fünfziger Jahre hatte sich in Schleswig-Holstein
eine „Gemeinschaft zur Wahrung demokratischer Rechte" ge-
bildet, die sich vor allem zur Aufgabe stellte, im Zuge des zu-
nehmendenKalten Kriegespolitisch Verfolgte zubetreuen, für
Rechtsbeistand zu sorgen und politische Aktivitäten gegen die
Unterdrückung Andersdenkenderzuentfalten.Der Vereinigung— später nannte sie sich „Solidaritätsgemeinschaft" — gehör-
ten sowohl betroffene Kommunisten und andere Linke sowie
eine Reihe liberaler Bürger an, die der zunehmenden politi-
schen Entmündigung und Ausgrenzungnicht tatenlos zusehen
mochten.279 1953 wurdeOttoPreßler hauptamtlicher Landesge-
schäftsführer der Solidaritätsgemeinschaft und arbeitete in de-
ren Büro in der Kieler Augustenstraße. Unter seiner Federfüh-
rung entwickelte sich die Organisation zu einer recht aktiven
Vereinigung, die mit der „Stimme der Demokratie" eine eigene
Zeitung herausgab und eine relativ große Bandbreite politisch
Interessierter ansprechen konnte.280 Das kannunter den dama-
ligenBedingungen keineswegseinfachgewesensein. Schließlich
waren vor allem die kollektiv gesellschaftlich geächtetenKom-
munisten zu verteidigen, und die Solidaritätsgemeinschaft
stand bald in dem Ruf, eine Vorfeldorganisation der KPD zu
sein. Im übrigen hatteOtto Preßler als Geschäftsführer die Ar-
beit der örtlichen Gruppen zu koordinieren und mußte also
stets im Lande umherreisen. Ein Auto stand nicht zur Verfü-
gung, und so mußte all' dies mit der Bahn absolviert werden.
Preßler fiel es nicht schwer, sich indieser Zeit allenthalben be-
liebt zumachen.Für dieKinder der Genossenoder Freunde,die

279 Gespräch Günter Wilke. Vgl. dazu
auch: Entwurf 1., 14.2.1958, GET,
Nachlaß Preßler;

—
Der Innenminister

des LandesSchleswig-Holstein an RA
Gerhard Herbers, 12.5.1958, GET,
Nachlaß Preßler.
280 Wie Anm. 1; — Gepräch Günter
Wilke.
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er besuchte,soll er stets ein paar Bonbons inder Tasche gehabt
haben. Vor allem aber, und das war sicher wichtiger, behielt
man ihn als„zwarpolitisch wenn nötigdurchausauch scharf",
immer aber „sehr warmherzig" in Erinnerung.2Bl Nach dem
Verbot der KPD am 17. August 1956 strengte das schleswig-hol-
steinischeInnenministerium ein Verfahrenan, indem der Cha-
rakter der Solidaritätsgemeinschaft als Tarnorganisationder il-
legalen Partei nachgewiesenwerden sollte.282 Im Zuge der obli-
gatorischen Hausdurchsuchungen nach dem Verbotsspruch
hatte die politische Polizei noch am selben Tagauch bei Preß-
lers geklingelt und dort allerhand Material sichergestellt, das
diesen Verdacht zubegründen schien.283 Das nachzuweisen fiel
der Staatsanwaltschaft freilich schwer, und die Klage konnte
schließlich abgewiesen werden. Nichtsdestowenigerbot dieVer-
einigung natürlich denKommunisten unter den Bedingungen
des Parteiverbots eine legale Operationsbasis. Indensechziger
Jahren führte die Solidaritätsgemeinschaft inKiel eine Reihe

281 Gespräch Günter Wilke.
282 Flensburger Tageblatt v. 6. 7. 1957
u. v.13.7. 1957.
283 Durchsuchungsprotokoll, 17. 8.
1956,GET, Nachlaß Preßler.

Vorderseite einer Flugschrift zur
Kommunalwahl 1955. V.1.n.r.: Jürgen
Brammer, Hein Wadle, OttoPreßler.
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Am Tagdes KPD-Verbots durchsuchte
die Polizeidie Wohnungen bekannter
Kommunisten, umeine Weiterführung
der Parteiarbeit zu verhindern. Das
wache Augeder Beamten erkannteals
erstes die zersetzenden Potenzen der
verdächtigen Kombination von
Schreibmaschine undSchreibpapier.
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von Veranstaltungen durch, indenen führende KPD-Repräsen-
tanten zu verschiedenen Themen referierten.284 Daneben gab
Otto Preßler seit 1958 die Kleinzeitung „Förde-Kompaß" her-
aus, in der aktuelle Ereignisse aus kommunistischer Sicht
kommentiert wurden.285 Imselben Jahr kandidierte er als „un-
abhängiger Kandidat" zu den schleswig-holsteinischen Land-
tagswahlen, was zunächst vom Kieler Wahlausschuß mit der
Begründung abgelehnt wurde, es sei „mit hoher Wahrschein-
lichkeit anzunehmen, daß der Bewerber von einer Ersatzorga-
nisation der verbotenen KPD vorgeschlagen wurde".2*6 Am
Ende einer von der Landespresse aufmerksam begleiteten län-
geren Auseinandersetzung revidierte der Landeswahlausschuß
schließlich diese Entscheidung, weil letztlich nicht zubeweisen
sei, daß Preßler und der ebenfalls betroffene Hein Wadle „als
Ersatzorganisation der KPaufträten".1*1In den sechziger Jah-
ren warb Otto Preßler in hektographiertenBriefen an Freunde
undBekannteregelmäßig für politische Positionen derKPD, so
z.B. vor denKommunalwahlen 1966: „Wenn heute die sozial-
demokratischenFreunde immer stärker eine Politik der friedli-
chen Verständigung und der Verteidigung des in den Gemein-
den Errungenen vertreten, dann fällt es mir auch trotz meiner
Vorbehaltenicht schwer, bei diesen Wahlen denKandidaten der
SPDmeine Stimmezugeben."I**1**

Otto Preßler gehörte zwar nicht zur illegalen Parteileitung,
die die KPD wie anderenorts auch inKiel gebildet hatte. Die
Arbeit der Solidaritätsgemeinschaft führte aber dazu, daß viele
Kommunisten sich hier betätigten, und Preßler, wie seine Ge-
nossen es sehen,das „informelle Zentrum" der Partei darstell-
te.289 Ende der sechziger Jahre interessierte ihn besonders die
Unruhe unter der studentischen Jugend. Er registrierte auf-
merksam ihreBemühungen, neue revolutionäre Ansätzezu su-
chen undbot sich als Gesprächspartner an. Schon früh, imFe-
bruar 1967, ludder AStA der Kieler Universität ihn und einen
weiteren Vertreter der verbotenen Partei ein, gemeinsam mit
Genossen des SDS und weiteren Studentenvertretern über Ge-
schichte und Politik der KPD zu diskutieren.290 Nach einer
Studentendemonstration in der Kieler Innenstadt Ende Juni
1970 notierte er, auffallend sei die Forderung nach Legalisie-
rung der Kommunistischen Parteigewesen:„InderDemonstra-
tion wurden große Transparente getragen mit solchen Losun-
gen, wie: ,Die Arbeiterklasse gebraucht eine Kommunistische
Partei.'und,1951F.D.J. - 1956KPD. - 79705.D.5.'"291

Anfang 1968 hattePreßler zudenengehört,die als „Arbeits-
kreis für dieWiederzulassung der KPDSchleswig-Holstein"die
Legalisierung der Partei propagierten und sich dafür im Zuge
der innenpolitischen Aufbruchstimmung und den außenpoliti-
schen Klimaveränderungen neue Chancen erhofften.292 Nach-
dem der Versuch, einen Programmentwurfder verbotenenKPD
zu veröffentlichen auf Anweisung des Bonner Innenministe-
riums unterbunden worden war, präsentierte sich am 25. Sep-
tember 1968 dieDKPals neukonstituierteKommunistische Par-
tei der Bundesrepublik. Am 1. November des Jahres trat Otto
Preßler derPartei bei - für viele ehemaligeKPD-Genossendas

284 Vgl. zahlreiche Ankündigungs-
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283 Förde-Kompaß 1/1958, GET,
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Zeichen,daß die neue Partei die Traditionen der kommunisti-
schen Bewegung wiederaufnehmen würde und nicht allein
„wildgewordene Studenten" am Werke waren.293 In den siebzi-
ger Jahren initiierte er einige Veranstaltungen zur Aufhebung
des nach wie vor bestehenden KPD-Verbots, beteiligte sich je-
doch nur wenig am Aufbau der neuen Partei. Inseinenletzten
Lebensjahren erzählte er vielen jungen Leuten über die Ge-
schichteder revolutionären BewegunginKiel,derenHöhenund
Tiefen kaum ein anderer so durchgemacht hatte wie er. Otto
Preßler starb 85-jährigam 8.Juli 1981.

293 Parteibuch, 1. 11. 1968, GET,Nach
laß Preßler.

1. September1963 in Neustadt. Anti-
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